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Oſtland⸗Berichte 


Als Manuſfript geoͤruckt. 


Reihe A: Auszüge aus polniſchen Büchern, Zeitſchriſten und Zeitungen 


Erſcheint in zwanglofer Folge. 
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Vorbemerkung. 


Mit dem vorliegenden Heft nehmen die Oſtland-Berichte ihre 
im Jahre 1934 unterbrochene Berichterſtattung der Reihe A wieder 
auf. Die Reihe B (Wtrtſchafts-Nachrichten) hat mit Ende des Jahres 
1936 ihr Erſcheinen eingeſtellt. Die dort behandelten Probleme werden 
auf Grund einer gütlichen Vereinbarung mit dem Inſtitut für 
Oſteuropäiſche Wirtſchaft in Königsberg von dieſem weiter bearbeitet 
werden. 

Der Aufgabenkreis der jetzt wieder aufgenommenen Reihe A wird 
inſofern eine Anderung erfahren, als das dem deutſchen Leſer im 
allgemeinen weniger zugängliche Schrifttum (Zeitungs- und Zeitſchriften— 
Artikel, Broſchüren) bevorzugt berückſichtigt werden wird, während die 
kritiſche Berichterſtattung über grundlegende Veröffentlichungen der 
polniſchen Forſchung in den großen Fach-Zeitſchriften und in felbft- 
ſtändigen Werken den in Betracht kommenden deutſchen Zeitſchriften 
überlaſſen bleiben ſoll. 
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zwar in den letzten Jahren zwei neue Fiſchereihäfen in Gdingen und in Heiſterneſt (auf der $i 
Innenſeite der Halbinſel Hela) gebaut worden, ferner habe der ſchon vorhandene Fiſcherei⸗ 7 
hafen bei der Stadt Hela eine bedeutende Erweiterung erfahren. Aber dieſe Häfen hätten f 
gerade den Zwecken der Hochſeefiſcherei nur bedingt dienen können. Schon in den Jahren 27 


1929/30 find Pläne wegen eines Hafens an der offenen See gemacht worden. Und zwar 
wurde hiermit durch das „Seefiſcherei-Inſtitut“ in Gdingen der Profeſſor für Waſſerbau an 
der Techniſchen Hochſchule in Warſchau Rybezynſkki beauftragt. Da der zu bauende 
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D FÜR STAATSBEHÖRDEN RESERVIERTE BAUGRUNDSTÜCKE 


Ausbauplan für den Hafen und die Stadt Großendorf. 


Hafen als Schutzhafen für die im weſtlichen Teile der Oſtſee fih aufhaltenden polnifchen 
Hochſeefiſcherbooke dienen jollte, jo hat Rybezynſki urſprünglich daran gedacht, dieſen Hafen 
möglichſt weit nach Weiten, ja bis an die deutſche Grenze zu legen. Er dachte fogar an den 
Zarnowitzer See, kam aber von dieſem Plan ab, weil hier kein Fiſcherdorf in der Nähe lag. 
Deshalb ſchlug Rybezynſki zwei andere Stellen vor: 1) bei Karwen-Oſtrow und 2) bei 
Hallerowo-Großendorf. Für Großendorf ſprachen mehrere Umſtände: eine größere Fiſcher— 
anſiedlung war vorhanden, die Eiſenbahnlinie Putzig-Hela ging nahe vorbei, und die Mög— 
lichkeit einer Verbindung zwiſchen dem neuen Hafen und der Putziger Bucht war vorhanden. 
So fiel die Entſcheidung zu Gunſten von Großendorf. 


Erſt im Jahre 1935 iſt das den heutigen Anlagen zu Grunde liegende Projekt ausge— 
arbeitet worden, Ende 1935 wurde der Vertrag mit einem privaten Baukonſortium abge- 
ſchloſſen, und im Februar 1936 begannen die Bauarbeiten, die ſich faſt über das ganze 
Jahr hinaus ausdehnten. Dadurch konnten im Jahre 1936 ſchon die wichtigſten Anlagen 
fertiggeſtellt werden. Der Hafen wird aus zwei Außenmolen gebildet. Die Weſtmole geht 
in einer Neigung von etwa 60 Grad zur Küſtenlinie nach Nordoſten und biegt dann nach 
etwa 500 m nach Often ab. Sie beſitzt eine Geſamtlänge von 762 m, foll aber noch um 100 m 
verlängert werden, um den einfahrenden Schiffen einen noch beſſeren Schuß zu gewähren. 
Die Oſtmole hat noch nicht einmal die halbe Länge der Weſtmole, fie iſt nur 320 m lang. Die 
Hafeneinfahrt hat eine Breite von 70 m. Die beiden Molen beſtehen aus einer Doppelreihe 


von eingerammten Pfählen, deren Zwiſchenraum mit Steinen ausgefüllt worden iſt. Auf dem 


Unterwaſſerteil, der gegen Unkerſpülung durch Faſchinenmakten gefichert ift, erhebt fih ein 
Aufbau aus Eiſenbelon von 2 m Höhe, und auf dieſem Aufbau ſteht noch an der Außenſeite 
eine Wand (Bruſtmauer) aus Eiſenbeton von ebenfalls 2 m Höhe, jo daß alfo die Höhe der 
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Molen an den Außenſeiten 4 m beträgt. Außer Delen beiden Außenmolen iſt noch eine 
Innenmole vorhanden, die von der Weſtmole ausgeht und 190 m lang ift; fie foll ſowohl als 
Wellenbrecher für den inneren Teil des Hafens dienen, aber auch als Anlegeſtelle für 
größere Dampfer dienen. Deshalb ift hier eine Waſſertiefe von 5 m vorgeſehen. Im Innen- 
baten befinden fih ferner drei hölzerne Stege von je 100 m Länge für die Fiſchereifahr— 
zeuge und ein hölzerner Steg für Küſtenſchiffahrt von 12 m Breite und 120 m Länge. 
Zwiſchen dieſem letzten Steg. und der Oſtmole wird das eigentliche befeſtigte Fiſcherei-Ufer 
fein (120 m lang) mit den enkſprechenden Verladeeinrichtungen. Der übrige Teil des Strandes 
joli im Naturzuſtand bleiben, um den Fiſchern das Heraufholen der Kähne und Kutter zu 
ermöglichen. Hier ſoll auch im Laufe dieſes Jahres ein Slip mit einer Tragfähigkeit von 
150—180 t für die Reparatur der Kutter gebaut werden. (Der Fiſchereihafen in Gdingen 
hal nur ein Slip für 50 t.) Die Waſſerfläche des Hafens beträgt ca. 14,5 ha. 


Der Hafen ift mit der von Putzig nach Hela führenden Eiſenbahnlinie durch ein An- 
ſchlußgleis von 1340 m verbunden, das nach der Eiſenbahnſtakion Wielka Wies-Hallerowo 
führt. Ferner ift es mit dem Dorf Großendorf durch eine Chauſſee von 6 m Breite verbun- 
den, die innerhalb des Hafens betonierte Bürgerſteige hat. Die Länge dieſer Chauſſee be- 
krägt 630 m. i 


An das Hafenbaſſin ſtößt ein Hafengelände mit einem Gejamtumfang von 22 ha, das 
auf beiden Seiten der Eiſenbahnlinie Putzig-Hela liegt. Dieſes Gelände iſt vorgeſehen für 
den Bau von Magazinen und induſtriellen Anlagen (Fiſchräuchereien, Fiſchkonſerven— 
fabriken, Fabriken für Konſervenbüchſen, Fäſſer, Kiſten, Netzflickereien). Ahnlich wie bei 
Gdingen ſind mit dem Hafenbau bei Großendorf weitreichende Siedlungspläne verbunden 
worden. Die beiden Orte Hallerowo und Großendorf follen zu einer Siedlung zuſammen— 
gefaßt werden, für die ſchon ein im Juli 1936 von der Wojewodſchaftsverwalkung geneh— 
migter Plan aufgeſtellt worden iff. Daß mit dieſem Hafenbau auch ſchon weitreichende 
Zukunftspläne verbunden werden, nimmt nicht Wunder. Einige glaubten fogar, daß hier ein 
zweites Gdingen enkſtehen werde. Und in der Krakauer Zeitung „ustrowany Kuryer 
Codzienny“ fand ſich ſchon im Auguſt 1936 ein Artikel, in welchem der Verfaſſer ſeiner 
Sorge beredten Ausdruck gibt, daß die Anlage der künftigen Hafenſtadt entſchieden zu klein 
projektiert ſei. In dieſem Zuſammenhang meint der Verfaſſer, daß der Hafen von Großen— 
dorf auch für die geplante Trajektſchiffahrt beſtimmt fei. Dieſer Gedanke wird aber in den 
übrigen Zeitungsaufſätzen nirgendwo erwähnt. 


Dagegen ſcheint ein anderer Plan verwirklicht zu werden, nämlich die Schaffung einer 
Kanalver bindung zwiſchen dem neuen Hafen in Großendorf und 
dem Putziger Wiek. In den Beratungen der Budgektkommiſſion des Sejm am 
6. Februar 1937 ift diefe Frage eingehend behandelt worden. Die Baukoſten wurden mit 
drei Millionen Zloty angegeben. Daß die amtlichen Stellen das Kanalprojekt augenſchein— 
lich ernſt nehmen, geht aus einer Nachricht des Ilustrowany Kuryer Codzienny“ vom 
22, Februar 1937 hervor. Danach haben die vorbereitenden Arbeiten zur Ziehung der Traſſe 
ſchon begonnen (Bodenunterſuchungen u. a.). Bemerkenswert ift, daß der Kanal nicht an 
der Wurzel der Halbinſel Hela gegraben werden ſoll, ſondern weiter weſtlich. Er wird un- 
mittelbar in das Hafenbaſſin von Großendorf einmünden. Dieſer Plan einer Kanalverbin- 
dung zwiſchen Oſtſee und Putziger Wiek foll nach Angaben der „Gazeta Polska“ v. 6. III. 
1937 viele Gegner haben. Der Verfaſſer des Aufſatzes iſt aber nicht ſo peſſimiſtiſch. Er 
meint, dieſer Kanal aus dem Hafen von Großendorf in das Putziger Wiek würde für die 
nach Gdingen und Danzig beſtimmten Dampfer einen weſenklich kürzeren Weg bedeuten. 
Notwendig wäre allerdings, daß im Anſchluß an den Durchſtich ein Fahrkanal durch das 
Putziger Wiek gebaggert würde. Sollte dieſer Kanal auch für Überſeedampfer beſtimmt 
ſein, ſo müßte eine Fahrſtraße von 20 km Länge ausgebaggert werden. Das ſei nichts 
Außergewöhnliches, denn die künſtliche Zufahrt zum Stettiner Hafen habe eine Länge von 
60 e Sie: die im Friſchen Haff von Pillau nach Königsberg ausgebaggerte Fahrſtraße fei 
40 km lang. 


Der oben jhon genannte Prof. Rybezyniki hat fih auch in einem Artikel im „Ilustro- ` 
wany Kuryer Codzienny“ mit der Frage beſchäftigt, ob aus dem kleinen Fiſchereihafen 
bei Großendorf ein großer Handelshafen und ob aus dem kleinen Fiſcherdorf, ähnlich wie 
Lei Gdingen, eine große Stadt werden könne. Rybezynſki hält diefe Möglichkeiten für un- 


. 


denkbar und begründet feinen Standpunkt mit folgenden Ausführungen: Da der Seekrans— 
port der allerbilligſte ſei, jo verlege man die Seehäfen möglichſt fief ins Binnenland, um 
Eiſenbahnfracht zu ſparen. Falls Gdingen und Danzig nicht ausreichen ſollten, dann müſſe 
ein neuer Hafen im Putziger Wiek gebaut werden oder gar an der Weichſel auf polniſchem 
Gebiet bei Dirſchau. Doch das feien Pläne, die in weiter Ferne lägen. Rybczynſki ſieht für 
den neuen Hafen bei Großendorf gar keine Möglichkeiten, ein neuer Handelshafen zu 
werden. Er meint dann aber: „Dagegen kann dieser Hafen eine große Rolle spielen als 
Weg zum Putziger Wiek und das nicht nur im Zusammenhang mit den Bedürfnissen 
der Fischerei, sondern auch der Kriegsmarine.“ Ahnlich äußert Rybezynſki ſich am 
Schluß ſeines Aufſatzes, nachdem er noch einmal betont hat, daß Großendorf als Handels— 
hafen nicht in Betracht kommen könne: „Hauptaufgabe dieser Zufluchtsstätte und des 
späteren Hafens wird, abgesehen von strategischen Rücksichten, 
Förderung der Hochseefischerei sein.“ 

Durch dieſen Hafenbau bei Großendorf iff eine nicht uninterejjante Preſſe-Polemik 
hervorgerufen worden, über die nachfolgend kurz berichtet ſei. Am 17. September 1936 ver- 
öffentlihte Profeſſor Jan Lewinſki in der „Gazeta Polska“ einen Aufſatz mit der Über. 
ſchrift: „Der Hafen von Wielka Wies — eine Bedrohung Helas“. Einleitend wies Lewinſki 
auf die bekannte Tatſache hin, daß die Halbinſel durch eine an der pommerſchen Küſte ent- 
lang gehende Weſt-Oſtſtrömung in der Länge dauernd wächſt, während ihre Breite durch 
dieſe Strömung und beſonders durch die Brandung abnimmt. Die äußerſte Spitze der Halb— 
inſel Hela fei in der Zeit von 1862—1930 auf einer Strecke von 4 km um 200 m angewachſen. 
„Eine ungeheure Menge Sand ist also an die Spitze von Hela von weither gewandert. 
Die Halbinsel Hela ist also kein feststehendes Gebilde, sondern der Ausdruck eines 
gewissen Gleichgewichtszustandes zwischen der Menge Sand, die aus dem Westen 
herangetragen wird von den durch das Meer zerstörten Ufern, und der Menge, die über 
die Spitze von Hela hinausgetragen, sich auf dem Meeresboden niederschlägt und all— 
mählich die Halbinsel verlängert. 

Der Bau des Fischereihafens in Großendorf, das gerade an der Wurzel der Halb- 
insel Hela liegt, stört grundlegend dieses Gleichgewichtsverhältnis. Der westliche 
Wellenbrecher schiebt sich in sanftem Bogen auf 400 m in das Meer vor bis zu einer 
Tiefe von 6 m. Der Sand von Rixhöft wird von Westen her den Boden des Wellen- 
brechers bespülen und ihn verstärken. Dann wird er sich längs des Wellenbrechers 
weiterbewegen nach Nordosten und sich auf dem Meeresboden auf einer Tiefe aus- 
breiten, die größer ist als 6 m, indem er so allmählich in der Verlängerung des Wellen- 
brechers ein Riff bildet. Von hier werden ihn die Meereswellen schon nicht mehr 
weiterbewegen und an das Ufer tragen. Die Wanderung des Sandes an der Nordküste 
der Halbinsel Hela wird unterbrochen werden, aber die vernichtende Wirkung der 
Wellen wird nicht nachlassen. Sie werden langsam weiterhin den Sand an der Nordküste 
der Haibinsel Hela wegspülen, die dadurch mit der Zeit noch wachsen wird, aber 
schon auf Kosten ihrer westlichen Teile, die immer enger werden. Es wird — und sehr 
bald — der Augenblick kommen, da die äußerst schmale Halbinsel Hela durchbrochen ` 
werden wird. Das offene Meer wird sich mit der Putziger Bucht verbinden. Von der 
sanzen Halbinsel wird nur eine niedrige sandige Insel übrigbleiben, die nicht lange der 
vernichtenden Gewalt des Meeres wird Widerstand leisten können und sich in eine 
ausgedehnte Sandbank verwandeln wird. Diese Zukunftsaussichten stützen sich auf un- 
bestreitbare Tatsachen und werden in vollem Umfange bestätigt durch Erscheinungen 
an der Südküste Helas. Hier sind die Wellen bedeutend schwächer, aber bei Nord- 
stürmen und besonders von Nordosten reichen sie aus, um eine schwache Strömung zu 
schafien und Sandwanderung hervorzurufen; längs der Südküste des Kleinen Meeres 
wandert der Sand nach Westen, dann nach Norden von Danzig über Gdingen nach 
Rewa, wo schon eine kleine Nehrung entstanden ist, Spirk genannt, ein richtiges Hela 
„en miniature“, Weiter nach Norden wandert der Sand vom Möwenriff, geht zum 
Südufer der Halbinsel zwischen Kußfield und Heisternest und schiebt sich hier entlang 
bis zur Spitze. 

Aus diesem Sande hat sich die Lange Sandbank gebildet, weniger als 2 m tief, 
welche die Südküste der Halbinsel von Heisternest bis Alt-Hela mit einem teilweise 
2 m breiten Streifen umgibt. Aus diesem Sande besteht der Strand am Binnenmeer, der 
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sich auffallend durch die Größe des Korns und die mineralogische Zusammensetzung 
von dem Sande an der Außenküste Helas unterscheidet, dër eine Wanderung von Rix- 
höft und noch weiter her hinter sich hat. Bei Hela wurde ein in letzter Zeit beträchtlich 
vergrößerter Fischereihafen gebaut, und dieser hat auf diese Weise die Wanderung des 
Sandes vom Möwenriff bis zur Spitze Helas gehemmt. Ebenso wird der Hafen in 
Großendorf den Zustrom des Sandes an die Außenküste Helas hemmen. . Die Folgen 
haben nicht lange auf sich warten lassen. Vom Ende des Dorfes Hela bis zur Spitze 
unterspült das Kleine Meer das Ufer und zerstört es, indem es sogar vor kurzem er- 
richtete Gebäude bedroht. Man hat kostspielige Spundwände herrichten müssen, um die 
vernichtende Arbeit der Wellen zu verhindern. Vergebens, man kann sie verlangsamen, 
aber nicht auiheben. Das Große Meer ist um Vieles mächtiger, und wenn der freie Zu- 
strom des Sandes aus dem Westen aufhört, dann wird es sich verhältnismäßig schnell 
Rat schaffen mit der Außenküste von Hela. Diese wird im Laufe von einer oder zwei 
Generationen von der Karte verschwinden.“ 


Dieſer Alarmruf des Profeſſors Lewinjki hatte eine ausjührlihe Erwiderung des In- 
genieurs Garnuſzewſki (Vizedirektor des Meeres-Inſtituts in Gdingen) zur Folge, auf 
welche Lewinſki erwidert und Earnuſzewſki abſchließend antwortete. In feiner erſten Ent- 
gegnung behandelt Garnuſzewſki einleitend die Frage der Entſtehung der Halbinſel Hela, 
wobei er fih auf die deutſchen Arbeiten von Gierth und Wünſche beruft. Dann behandelt 
er das Problem des Anwachſens der Halbinſel an der Spitze und bemerkt hierzu: 


„Es scheint keinem Zweifel zu unterliegen, daß auch jetzt der Hauptgrund für das 
Anwachsen außer in den Winden und den dadurch hervorgerufenen Wellen und Strö- 
mungen aus Nordwest, die den Sand an der Halbinsel entlang bis zur Spitze befördern, 
darin besteht, daß sich hier die südbaltische Hauptströmung mit der aus dem Putziger 
Wiek kommenden trifft.“ 


Mit der Frage der ſüdbaltiſchen Hauptſtrömung beſchäftigt fih dann Garnufzewiki 
näher und verweiſt hier als Quelle auf eine polniſche Arbeit, die den Leiter der 
Meeresſtation auf Hela, K. Demel, zum Verfaſſer hat („Über die Strömungen an der 
Spitze der Halbinſel Hela“ 1980). Demel hat dieſe Strömungen in eingehender Beobachtung 
genau unterſucht und iff zu der Erkenntnis gekommen, daß der Ort des Zuſammenſtoßens 
dieſer ſüdbaltiſchen Strömung mit der aus dem Putziger Wiek kommenden — von den He— 
lenjer Fiſchern „Kappſtrom“ genannt — je nach der votherrſchenden Windrichtung ver- 
ſchieden ift. Bei ſüdweſtlichen Winden liegt er nordweſtlich von der Spitze, nahe bei der 
Toßje Hela N., bei Weft- und Nordweſtwinden weiter öſtlich in Richtung der Spitze und bei 
Nordwinden unmittelbar an der Spitze. Die ſüdbaltiſche Strömung weiſt aber entſprechend 
der Windrichtung zwei geradezu entgegengeſetzte Richtungen auf. Und zwar unterſcheidet 

Demel eine negative Strömung, die bei Winden aus NO über SO bis SSW an der Küſte 
des Friſchen Haffs entlang von Often nach Weiten geht, auf die Südſpitze der Halbinſel 
Hela auftrifft und dann an der Außenſeite der Halbinſel nach Nordweſten weiter geht. Die 
poſitive Strömung entſteht bei Winden aus SW über NW bis NNO, geht von Nordweſten 
kommend, an der Außenſeite der Halbinſel Hela entlang, trifft an der Spitze mit der aus 
dem Putziger Wiek kommenden Strömung zuſammen und geht dann weiter nach Nord— 
often an der Haffküſte entlang. Die Wirkung beider Stömungen auf die Sandbewegungen 
bei Hela müßte nach Earnuſzewſki und Demel die fein, daß fie fih gegenſeitig aufheben. 
Da aber die „poſitive“ Strömung vorherrſcht, jo ift auf fie das Zuſammentreffen dieſer Strö- 
mung mit der aus dem Putziger Wiek kommenden an der Spitze zurückzuführen. Gegenüber 
der die Richtung wechſelnden ſüdbaltiſchen Strömung kann nach Demel die aus dem Putziger 
Wiek als eine beſtändige bezeichnet werden. Und Garnuſzewſki möchte auf dieſen Umſtand 
die Tatſache zurückführen, daß die Südküſte der Halbinſel Hela von der Spitze bis zum 
Dorje Alt- Hela die halbbogenförmige Ausbuchtung aufweift. - 


Abſchließend wendet fih dann Garnuſzewſki der Behauptung des Profeſſors Lewinjki 
zu, daß die bei Großendorf erbauten Außen-Molen eine ungünſtige Einwirkung auf die 
Sandbewegung entlang der Nordküfte der Halbinſel Hela haben würden Garnuſzewſki 
weiſt darauf hin, daß die beiden Molen nur bis zu einer Waſſertiefe von 5-6 m gehen 
würden. Es fei aber bekannt, daß die Bewegung der Sandbänke durch Wellen und Küften- 
ſtrömung bis zu einer Waſſerkiefe von 10 m vor ſich gehe und zwar je nach der Stärke des 
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Windes und der Wellen. Derartige Tiefen gebe es am Strande von Großendorf erft in 

einer Entfernung von 600 m vom Ende der beiden Molen. Garnuſzewſki behauptet daher, 

daß der Bau des Hafens von Großendorf keinerlei enkſcheidende Einwirkung auf die 

Wanderung des Sandes an der Küſte entlang ausüben werde. Die einzig möglichen Folgen 

des Hafenbaues bei Großendorf für den Beſtand der Halbinſel Hela find nach Garnuſzewſki: 

1) das Anwachſen der Spitze von Hela in ſüdöſtlicher Richlung werde nur vorübergehend im 
Tempo verminderk werden, und das habe keine Bedeukung; 

2) die Unlerſpülung des Außenſlrandes der Halbinſel Hela im Abſchnitt Großendorf— 
Heiſterneſt könne in Zukunft inkenſiver fein. Aber dieſen Vorgängen könne man durch 
techniſche Maßahmen (Skrandbeſeſtigungen) wirkſam enkgegenarbeiten. Davon aber, daß 
der Beſland der Halbinſel Hela durch den Hafenbau bei Großendorf gefährdet würde, 
könne abſolut keine Rede ſein. 

[Prof. Lèwinſti in „Gazeta Polska“, 17. IX. u. 25. X. 1936. 
[Garnuſzewſki in „Kurier Poranny“, 18. X. u. 9. XI. 1936. 


Dieſe von Garnuſzewſki als wünſchenswert bezeichneten Strandbefeſtigungs— 
arbeiten find feit Beginn dieſes Jahres vorgenommen und Ende März abgeſchloſſen 
worden. Man hat auf einer Strecke von 3,5 km durch Einrammen von Pfählen und Bau 
von Faſchinendämmen mit Skeinpackung einen künſtlichen Strand geſchaffen und hofft, auf 
dieſe Weiſe ſogar die Halbinſel Hela auf dem genannten Küſtenabſchnitt nicht nur in ihrem 
bisherigen Beſtand erhalten, ſondern fogar noch um 10 ha vergrößern zu können. 

[Ilustrowany Kuryer Codzienny“, 31. III. 1937.) 


Anfang März 1937 find die Rauarbeilen im Hafen wieder aufgenommen worden, und 
zwar werden die Überwaſſerteile der beiden Außenmolen in Eiſenbeton aufgeführt. Die Ar- 
beiten, die übrigens durch ein polniſch-ſranzöſiſches Konſortium ausgeführt werden, follen fo 
beſchleunigt werden, daß der Hafen zu Beginn des Herbſtes ſchon eröffnet werden kann. 
Sobald die Pfähle für den Fiſchereiſteg und Küſtenſchiffahrtsſteg eingerammt ſind, ſoll 
mit den Baggerarbeiten im Binnenhafenbecken begonnen werden. Es müſſen 80 000 ebm 
Sand ausgebaggert werden, die an der Wurzel der Halbinſel Hela aufgeſchüttet und auch 
zur Erhöhung des Hafenterrains verwendet werden ſollen. 


i [„Hustrowany Kuryer Codzienny“, 19. V. 1937.] 


Von der zukünftigen Hafenſtadt Großendorf brachte der „Ilustrowany Kuryer 
Codzienny“ eine begeifterte Tejchreibung und zwar auf Grund eines Stastplanes, der am 
28. Juli 1936 durch die Wojewodſchaftsverwaltung in Thorn genehmigt worden ift. Danach 
ſoll die künftige Stadt aus einer Vereinigung des Bauern- und Fiſcherdorfes Großendorf 
mit dem Seebadeort Hallerowo entjtehen, In der neuen Stadt werden der Fiſchhandel und 
die Hochſeeſiſcherei Polens ihr Zenkrum haben. Und hier ſoll auch der Sitz aller ſtaatlichen 
und Selbſtverwallungsbehörden fein, die mit der Verwaltung des Küftengebiets, der Fiſcherei 
und dem Seebäder- und Fremdenverkehrsweſen zu kun haben. Hauptbahnhof der neuen 
Stadt wird die jetzige Eiſenbahnſtation Wielka Wies Hallerowo bleiben. Außerdem follen 
aber noch zwei neue Eijertahnftationen errichtet werden und zwar Wielka Wies-Port 
(Großendorf-Hafen) und ein Gükerbahnhof, der auf der Stelle der jetzigen Eiſenbahnſtation 
Wielka Wies-Hel (Großendorf-Hela) entjtehen wird. Das Gebiet der künftigen Stadt Grof- 
ſendorf wird vier Skadlteile aufweiſen: die eigentliche Stadt, deren Haupkachſe eine breite, 
in gerader Linie vom Hauptbahnhof zum Hafen führende Strafe fein wird. An dieſer 
Hauptſtraße, an der höchſtens dreiftöckige Reihenhäuſer gebaut werden dürfen, follen die 
Behörden und Büros ihren Platz finden. An dieſer Straße wird in der Nähe des Haupt- 
Straßenjeite ein Garten von 10 m Breite liegen. Die Maximalhöhe der Häuſer foll 8½ m 
menade abgeſchloſſen werden. Die Skadt wird vom eigenklichen Hafengebiet durch einen 
großen Park gelrennt ſein, der auf dem Gebiet des heutigen nordweſtlich vom Dorfe liegen— 
den Sumpflandes entjtehen foll, Südlich vom Stadtgebiet wird ein Handelsviertel entſtehen 
mit Geſchäſten und Fabrikkonkoren und noch weiter ſüdlich das Fiſcherviertel. Im Handels- 
vierkel dürfen nur einzelſtehende, von Gärken umgebene, höchſtens zweiſtöckige Gebäude 
aufgeführt werden und im Fiſcherviertel nur einzelſtehende, einſtöckige Gebäude. Den Raum 
zwiſchen dem Stadtviertel und dem Meere wird ein ausgeſprochenes Villerwierfel ausfüllen, 
das für Penſionate und Privak-Villen vorgeſehen iff. Vor jeder Villa muß nach der 
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Straßenfeite ein Garten von 10 m Breite liegen Die Maximalhöhe der Häuſer foll 8% m 
betragen. Die durch das Stadtgebiet führende Eiſenbahnſtrecke wird durch eine Allee mit 
Grünanlagen verdeckt fein. Ahnliche Grünanlagen werden die Stadt in der Richtung auf 
das Meer hin abſchließen. Auch die große von Putzig an der Küſte entlang führende Auto- 
ſtraße wird durch die Stadt hindurchführen und ebenfalls von Grünanlagen umgeben ſein. 
Für den Wagen- und Autoverkehr von Putzig nach Hela wird an der Oſtgrenze der Stadt 
eine neue Umgehungsſtraße gebaut werden, ſodaß die Stadt von dieſem Verkehr unmittel- 
bar nicht berührt werden wird. Außer den vielen Grünanlagen iſt noch die Anlage von drei 
großen Parks geplant. Bemerkenswert ift, daß in dem geplanten Fiſchervierkel ſchon Grund. 
ſtücke erworben worden find durch Fiſcher aus anderen Dörfern, ja fogar von der Halb— 
inſel Hela, die fih in Großendorf niederlaſſen wollen. Der Preis für diefe Parzellen 
beträgt bis zu 2 Zloty für den qm, während der entſprechende Preis bei Parzellen in der 
Nähe des Strandes zwiſchen 5 und 16 Zloty ſchwankt. 
[,‚Ilustrowany Kuryer Codzienny“, 5. VIII. 1936.] (r) 


Anmerkung der Redaktion. 


Die oben berichtete Auseinanderſetzung zwiſchen Prof. Lewinſki und Ingenieur 
Garnuſzewſki hat, ſoweit fie fih auf die Beſtandsfrage der Halbinſel Hela erffreckt, 
Wiſſenſchaft und Praxis jhon feit längerer Zeit in ähnlicher Weiſe beſchäftigt. Vorüber- 
gehende Trennungen Helas vom Feſtland durch Nord- und Nordweſtſtürme und Durchbrüche 
an anderen Stellen der Halbinſel ſind im Laufe der Jahrhunderte verhältnismäßig häufig 
vorgekommen und haben fih mitunter auch längere Zeit als Rinnen erhalten. Es entſtand 
ſogar die Meinung, Hela ſei erſt in den letzten Jahrhunderten aus einer Inſelreihe zu einer 
Halbinſel gewachſen, jedoch zeigen gerade die älteſten Kartendarſtellungen Hela als zuſam— 
menhängende Halbinſel (3. B. Hennebergers Große Landtafel von Preußen 1576). Zuletzt 
wurde die Halbinſel 1905 und 1914 an mehreren Stellen von der See her vorübergehend 
überflulet. Künſtliche Durchbrechungen find aber bisher nicht vor- 
genommen worden. Die bei Sturmkataftrophen entjtandenen Durchbrüche pflegten 
bald wieder zu verſanden, da eine Strömung zur Offenhaltung eines „Tiefs“ fehlt und man 
keine Urſache hatte, die Durchbruchsſtelle künſtlich offen zu halten, denn 1694 wurde von 
einem Danziger Landmeſſer, der einige Sturmdurchbrüche auf Hela vermaß, feſtgeſtellt, 
diefe verurſachten: „Erſtlich, daß der große Kaulbars Fang am kleinen Strande vergehet: 
Hernacher, daß die Wieſen, Drittens, daß die Acker, und den endlich daß die Wälder 
Ausſoohren und vertrocknen“. (Staatsarchiv Danzig, Abtl. 300. P. K. III. a 75/76.) 

Daß ſich die Ausbauarbeiten in Großendorf ſozuſagen auf hiſtoriſchem Boden bewegen 
jollen, wie die poln. Preſſe (vergl. oben) annimmt, ift durch die Pufendorf-Karke nicht zu 
beweiſen, (Vergl. unſere Karte), denn diefe zeigt bei Großendorf keinerlei Befeſtigungen. 
Die Feldbefeſtigungen Wladislaus IV., Wladislausburg und Kaſimirſchanz (angelegt nach 
1635), lagen unmittelbar auf der Halbinſel bei Ceynowa und Kußfeldt; ſie wurden im 
ſchwediſch / polniſchen Krieg 1655/60 zerſtört, eine Karte von 1694 bezeichnet ſie als „gantz 
verfallen“. (Staatsarchiv Danzig, Abtl. 300. P. K. IH a 75/76.) Der von der polniſchen Preſſe 
als „Kanal“ bezeichnete Durchlaß auf der Puſendorf-Karte an der Wurzel der Halbinſel, der 
durch den jetzt geplanten Kanalbau einen Nachfolger erhalten würde, iſt, wie die Anmer— 
kung a) zur Karte von 1655 feſtſtellt, eine der häufigen Überflutungen der Halbinſel bei Nord— 
ſturm geweſen. 

Wenn alfo ſchon bei ungehinderkem Sandkransport, 3. B. 1905 und 1914 Durchbrüche 
der Halbinſel erfolgt ſind, ſo wird jetzt nach dem Bau der Großendorfer Molen die Gefahr 
einer Überflutung Helas bei Nordſturm größer als zuvor, denn auch Garnufzewfki rechnet 
mit einer ſtärkeren Zerſtörung der Außenküſte im Abſchnitt Großendorf / Heiſterneſt. (k) 
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Strasburger H., Die Danziger Frage. 


Als Heft 1 einer neu herausgegebenen Schriftenreihe des polniſchen Sozialpolitiſchen 
Klubs“ erſchien Ende Februar ds. Js. unter obigem Titel ein Buch des ehemaligen Diplo- 
maliſchen Verlreters der Republik Polen in Danzig. Dr. Strasburger iſt nicht nur von 
ſeiner akliven politiſchen Tätigkeit in Danzig her, ſondern auch als kätiger Propagandiſt in 
Wort und Schrift durch die Verfechkung maximaliſtiſcher polniſcher Expanſionsziele bekannt. 
Zwar beſitzt er ſeit 1932 keinen unmittelbaren Einfluß auf die polniſche Außenpolikik mehr, 


jedoch ſtehen ihm als Vorſtandsmitglied des „Leviathan“, des Zentralverbandes der polni- . 


ſchen Induſtrie, auch beute noch große Einflugmöglichkeiten offen. Die Bedeutung feines 
zum mindeſten mittelbaren Einfluſſes mag z. B. daraus hervorgehen, daß er Mitglied des 
„Polniſch-ſranzöſiſchen Freundſchaftskomitees“ und als ſolches an den Arbeiten des polni- 
ſchen Komitees für die Pariſer Weltausſtellung beteiligt ift. Seine beſonders nach Weft- 
curopa ſich erſtreckenden Beziehungen ſind zuſammen mit ſeinen zahlreichen, in den früheren 
Jahrgängen dieſer Oſtlandberichte ſtets ausführlich wiedergegebenen Ausführungen der 
Hintergrund zum Verſtändnis dieſes feines neueſten publiziſtiſchen Hervortretens. 

Die Wirkung der Danzig-Broſchüre Sträsburgers auf die polniſche Öffentlichkeit iff 
außerordentlich groß, was für die kakſächliche Einſtellung der polniſchen Allgemeinheit ſehr 
kennzeichnend iſt. Dieſe Wirkung iſt in der Preſſe nicht nur in den Beſprechungen zu er— 
kennen, die die einzelnen Blätter dem Buche Strasburgers gewidmet haben, ſondern auch 
in den meiſten Aufſätzen, die feit feinem Erſcheinen den Danziger Fragen gewidmet wurden. 
Überall werden die von Skrasburger aufgeſtellten Theſen lebhaft aufgegriffen, 3. T. fogar 
ohne Quellenangabe wörtlich wiederholt. Zeitungen aller Richkungen, nationaldemokrakiſche, 
ſozialdemokratiſche, klerikale, induſtrielle nennen das Buch in ausführlichen Beſprechungen 
einen Beitrag von unſchätzbarem Werk, eine Warnung in letzter Minute. Ja ſelbſt über 
dieſe mehr oder weniger oppoſikionellen Kreiſe hinaus, die heute wieder eine febr be- 
deutende Rolle ſpielen, findet das Buch in ausgeſprochen ſyſtemfreundlichen Organen eine 
pofitive Beurteilung. In der Zeitſchrift „Morze“, dem Organ der von der polniſchen Re- 
gierung offen geförderten und geleitefen Meeres- und Kolonialliga, heißt es: 


„ . . die Person des Autors und seine Autorität sichern der Arbeit Dr. Strasburgers 
in unserer politischen Literatur einen hervorragenden Platz“, .. . „wenn . - „die sach- 
liche Analyse Dr. Strasburgers zu kritischen, manchmal sogar scharfen Bemerkungen 
veranlaßt, so ist das niemals leichtfertige Kritik eines böswilligen Publizisten, sondern 
besitzt grundsätzlichen und konstruktiven Charakter.“ 


Angeſichts deſſen kann es für unſere Beurteilung des Buches keine Rolle ſpielen, ob 
in ihm perſönliche Motive zur Geltung gekommen find. Wir können das Buch nicht weniger 
ernſt nehmen, als es die polniſche Öffentlichkeit aller Richtungen tut. Jeder, der es lieſt, 
muß den Eindruck haben, daß ſeine Kennknis für eine richtige Beurkeilung der heutigen 
Lage des Tanzig-Problems unumgänglich notwendig ift. : 


Das iff der Grund, warum das Buch Strasburgers hier eine außergewöhnlich ausführ- 
liche Wiedergabe erfährt. Der nachſtehende Bericht enthält in zuſammenhängender Wie- 
dergabe nahezu den geſamten Inhalt der 116 Druckſeiten im Großoktapformat umfaſſenden 
und in großen Typen gedruckten Broſchüre. Ein großer Teil wurde in wörtlicher iber- 
ſeßung gebracht. Um einen möglichſt getreuen Eindruck des Originals zu vermitteln, blieb 
die Reihenfolge der Ausführungen Strasburgers erhalten, obgleich manche Wiederholung 
dadurch unvermeidlich wurde. Die Kapitelüberſchriften enkſprechen ebenfalls dem Original. 
Mit Rückſicht auf das Druckbild wurden die erforderlichen Anmerkungen und Entgeg— 
nungen in den Text eingeſchalkek. Hervorhebungen im Tert, Ausrufungszeichen in Klam- 
mern () und Abkürzungen ſtammen ſämktlich von uns, ſofern nicht ausdrücklich etwas an- 
deres angemerkt wurde. 


In der Einleitung (S. 5—9) kennzeichnet Strasburger Anlaß und Ausgangspunkt 
feiner Bekrachkung: die Bedeutung der Meeresfrage für Polen. Das Bewußtſein deſſen, 
daß von deren Entwicklung die zukünftige Geſtaltung der Geſchicke des Staates abhängen 
werde, fei im polniſchen Volk allgemein befeftigt. Nicht fo feſt verankert fei jedoch der 
Grundſatz, daß die Danziger Frage ein unzerkrennlicher Teil dieſer Meeresfrage und poli- 


tiſch und propagandiſtiſch mit der Pommerellen- und Gdingenfrage engſtens verknüpft ſei. 
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Danzig fei der eine Teil eines einzigen großen Hafens, deffen zweiter Teil Gdingen fei, 
An dieſem Problem müſſe ſich erweiſen, ob Polen imſtande ſei, ſeine hiſtoriſche Aufgabe zu 
erfüllen. 

Verf. beklagt dann, daß das Interefje der öffentlichen Meinung für Danzig in Polen 
erheblich zurückgegangen ſei. Der Danzig-Frage gebühre der Vorzug vor dem Kolonial— 
problem, für deſſen Löſung eine Stärkung der polniſchen Stellung in Danzig Vorausſetzung 
fei. „Andererseits findet die Vorliebe unserer öffentlichen Meinung für äußerliche, 
prestige-mäßige Formen des internationalen Auftretens ihren Ausdruck in stark in den 
Vordergrund gerückten Ambitionen auf, dem Gebiet des diplomatischen Protokolls. 
Diese sollen unsere große Stellung in der Welt unterstreichen; sie verschleiern aber 
manchmal uns selbst das Bild von der polnischen Wirklichkeit.“ (S. 8.) 

Mit dieſem Hinweis charakkeriſiert Strasburger febr treffend die in der polniſchen 
Preſſe nach wie vor herrſchende Tendenz, die Stellung Danzigs zu Polen als eine Art kom- 
munaler Autonomie innerhalb des polniſchen Staatsgebäudes und die in Danzig lebenden 
Polen, die katſächlich 3 v. H. der Einwohnerſchaft ausmachen, als „die polniſche Bevölkerung 
Danzigs“ hinzuſtellen. Da diefe Tendenz faſt in jede kleine Preſſemeldung irgendwie þin- 
einpraktizierf wird, jo erhält der Lefer, der die Verhältniſſe nicht aus eignem Augenſchein 
kennt, ein vollkommen falſches Bild von der Wirklichkeit, wodurch ihm viele ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Vorgänge einer natürlichen Enkwicklung vollkommen unverſtändlich bleiben und be— 
unruhigend auf ihn wirken. Allerdings hat ſich Str. ſelbſt von der ihm kritiſierten Tendenz 
keinesfalls freigemacht, was in der Behandlung der Frage nach dem Staatscharakter 
Danzigs u. a. m. deuklich zum Ausdruck kommt. 


I. Die Entstehung der Danziger Frage, 


Zu Beginn dieſes Kapitels geht Verf. zunächſt ganz kurz auf die Stellung Danzigs zu 
Polen in früheren Jahrhunderten ein und kommt zu der bemerkenswerken Feſtſtellung: 
„Danzig war immer wirtschaftlich mit Polen verbunden, aber ethnographisch und kul- 
turell war es ihm offensichtlich infolge zu geringer polnischer Ausdehnungsfähigkeit — 
immer fremd.“ (S. 11.) Bekanntlich wird diefe wiſſenſchaftlich abſolut feſtſtehende Tatſache 
von polniſcher Seite auch heute noch gern rerſchleiert und Urſprung und Gefchichte des alten 
Danzig als polniſch bargejtellt). 

Zutreffend iff auch die Feſtſtellung des Verf., daß in alten, Danziger Chroniken felten 
ein Wort der Freundſchafk für Polen, wohl aber Oden und Hymnen auf den König zu finden 
fejen, Während alfo hier ganz richtig zum Ausdruck gebracht wird, daß nur wirtſchaftliche 
Zweckmäßigkeitserwägungen und höchſtens eine gewiſſe Autorität des Königstums in der 
Stellung des alten Danzigs zum geſchichtlichen Polen eine Rolle geſpielt haben, ſucht der 
Verf. durch die Behauptung, Polen habe bei der ſogen. „Dritten Ordnung“ der Bürgerſchaft 
Unterffüßung für feine Inkereſſen gefunden, den vollkommen unrichtigen Eindruck zu er- 
wecken, als ſei die Einſtellung des gemeinen Mannes zu Polen eine grundſätzlich andere 
geweſen, als die der Bürgermeiſter und des Rates. (S. 11/12.) 


Es folgt dann eine Schilderung der Schaffung der Freien Stadt in Verſailles. Unter 
dem Einfluß von Lloyd George, der dabei vor allem engliſche Inkereſſen im Auge gehabt 
habe, um an einem für fein Land wichtigen Punkt deffen Inkereſſen zu ſichern und angefichts 
der vorauszuſehenden engen Verbindung Polens mit Frankreich gegen dieſes ein Gegen— 
gewicht zu ſchaffen, jei ein Kompromiß zwiſchen dem Grundſatz des Selbſtbeſtimmungsrechtes, 
das die 200 000 deutſchen Danzigere), und dem Grundſatz des freien Zugangs zum Meer, 
den 30 Millionen Polen für fih forderten, zuſtande gekommen. „Um den Nationalitäts— 
grundsatz nicht anzutasten, wurde Danzig nicht mit Polen vereinigt, aber es wurde vom 
Reich abgetrennt, um als Brücke zu dienen, die Polen mit dem Meer verbindet.“ (S. 16.) 


1) In dieſem Sinne þat ſeinerzeit die bekannte Geſchichtsfälſchung des Lemberger 
jüdiſchen Geſchichlsprofeſſors S. Aſkenazy „Gdansk a Polska“ auf die Vertreter der 
Allierten in Verſailles eine enkſcheidende Wirkung ausgeübt (vgl. dazu Oſtl.⸗Ber. Ig. I 
S. 4 f, Ihrg. II, S. 12, Ig. III, S. 110 ff: Ig. IV, S. 186 f., 148. 

2) Das ſind nur die Stadtbewohner! Im Ganzen wurden 365 000 Danziger ungefragt 
vom Reich getrennt. 
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Deulſchland habe diefe Löſung krotz der Unterzeichnung des Ftiedensvertrages niemals 
anerkannt. Der in der deukſchen Deklaration zu den Friedensbedingungen eingenommene 
Standpunkt, die Schaffung einer Freien Stadt Danzig und die Auslieferung der auswärti- 
gen Angelegenheiten und des Verkehrsweſens an Polen würden „zu einem gewallſamen 
Druck und zu einem ſtändigen Kriegszuſtand im Oſten führen“, ſei geradezu zum politiſchen 
Programm geworden. Den Begriff des „freien Zuganges zum Meer“ habe Deuktſchland ſtets 
und auch heute noch niemals im territorialen Sinne, ſondern im Sinne rechlklich-politiſcher 
oder hafenmäßiger, wirkſchaftlicher Konzeſſionen verſtanden, die in Form zweiſeitiger Yer- 
fräge ohne Völkerbundsgaranfie einzuräumen wären. 


„Solche Rechte, die aller Sanktion beraubt sind, außer der des guten Willens der 
deukschen Regierung und ihrer Bereitwilligkeit, Verträge zu achten, würden Polen 
jene wirtscheftliche und politische Unabhängigkeit nehmen, deren Garantierung ein 
Eckstein der Bestimmungen des Versailler Vertrages war.“ (S. 17.) 

Die grundſätzliche Bereitwilligkeit zur Einräumung wirtfhaftliher Konzeſſionen in 
dieſer eingeſchränkkeren Form glaubt der Verf. folgendermaßen erklären zu können: 


„Die deutsche Regierung kann nicht anders, als sich darüber im klaren sein, daß 
ihre politischen Ziele in diesem Falle im Widerspruch stehen zu der wirtschaftlichen 
Wirklichkeit und zu den realen ökonomischen Interessen Danzigs. Deswegen erkennt 
sie die Notwendigkeit an, Polen in Danzig wirtschaftliche Rechte zu überlassen mit 
dem Ziel, den Warenumschlag in diesen Hafen zu ziehen.. . . . Die politischen Be- 
ziehungen zum Hinterland verhindern nicht die Anwendung einer solchen Politik. 
Ganz im Gegenteil, die Schaffung eines Kommunikationsweges für fremde Ladungen 
und die Belebung des Verkehrs auf diesem Wege erlauben es im Falle eines politischen 
Konfliktes, den von dem Transport auf diesem Wege abhängigen Staat umso stärker 
zu treffen, je intensiver der Verkehr ist.“ 

Man ſei zeitweiſe ſogar noch weitergegangen und habe die Theſe von der Verpflichtung 
Polens zur Ausnutzung des Danziger Hafens (full use) aufgeſtellt. In den Plänen einer 
Anderung des politischen Statuts der Freien Stadt nimmt die Schaffung einer Verpflich- 
tung Polens, den Danziger Hafen zu benutzen und auszunutzen, gegen Einräumung ge- 


wisser wirtschaftlicher Rechte, z. B. nach dem Muster der der Tschechoslowakei in 


Hamburg eingeräumten Rechte, zweifellos einen hervorragenden Platz ein.“ (S. 18.) 


II. Die polnischen Rechte und Interessen in Danzig. 


Die Danziger Frage ſei ſowohl eine Frage der Innenpolitik, als auch der Außenpolitik 
Polens, gewiſſermaßen ein „Mikrokosmos“, in dem alle Fragen der Republik ſich irgendwie 
auswirkken. „Sie iff nicht eine von vielen Fragen, vielmehr ift fie die große Frage des pol- 
niſchen Staates.“ Danzig fei in mehrfacher Teziehung „gewiſſermaßen eine Verlängerung 
der Staatlichkeit und Verwaltung Polens.“ (N). i 


Verf. zählt dann ausführlicher die Gebiete auf, auf denen Polen gewiſſe unmittelbare 
adminiſtrative Rechte beſitze (Eiſenbahn, Hafen, uſw.). Hier beſtünde für Polen in mancher 
Beziehung die Wöglichkeit direkter Aktion und eine gewiſſe, wenn auch beſchränkte Macht 
und „Sanktion“, während Danzig nur ein Einſpruchsrecht und die Möglichkeit der Klage 
beim Hohen Kommiſſar des Völkerbundes beſitze. 


Auf dem Gebiet der Hafenverwaltung krete ſtändig die Gemeinſamkeit der Intereſſen 
Danzigs und Polens hervor. „Die Vorwürfe, die besonders von Seiten einzelner mit 
IGdingen verknüpfter Faktoren an die Adresse unserer Delegierten im Hafenausschuß 
und der Hafen direktion gerichtet werden, daß sie allzu sehr um die Interessen des Dan- 
ziger Hafers besorgt seien, sind unberechtigt; denn diese Sorge gehört zu ihren 
Pflichten, genau so wie die Verwaltung Gdingens vor allem für. die Interessen dieses 
Hafens zu sorgen hat.“ (S. 21/22.) 

Zu der Frage der Zollverwaltung bemerkt der Verf., die von Polen auf der 
Konferenz in Spaa am 11. VI. 1920 angenommene Enkſcheidung über die Danziger Zoll- 
verwaltung ſtimme nicht mit den Beſtimmungen des Verſailler Trakkats überein. Danzig fei 
„eine Art Loch im polniſchen Zollſyſtem“. Zu den auswärtigen Angelegenheiten 
heißt es: „Nach der Theorie des öffentlichen Rechts gehören diese Rechte ebenfalls zu 
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denen der Souveränität“). Folgt eine Aufzählung der fih daraus ergebenden Formali- 
täten (Vertretung bei internationalen Konferenzen, Exequatur-Erteilung, Protokoll bei 
Kriegsſchiffbeſuchenh. Nach der Aufzählung der für Danzig geltenden militärifhen 
Beſtim mungen wird folgendes feſtgeſtellt: „Es besteht in einigen Fachkreisen die 
Anschauung, die Erbauung des Kriegshafens in Gdingen sei unzweckmäßig, weil sie zu 
einer Begrenzung unserer militärischen Rechte in Danzig führe. Eine polnische Flotten- 
station in Danzig hätte fraglos unsere dortige Situation gestärkt. Man kann jedoch dieser 
Meinung lim Übrigen] schwerlich zustimmen. Gdingen bietet zweifellos unter jedem 
Gesichtspunkt eine größere Eignung und Sicherheit für eine Flottenstation. Das ver- 
fassungsmäßige Verbot, in Danzig eine Kriegsbasis zu schaffen, würde auch ständig die 
Tätigkeit unserer Flotte erschweren.“ (S. 25.) 

Es wird dann auf die Bedeutung des Hohen Kommiſſars des Völkerbundes im Zuſam— 
menhang mit den militäriſchen Sicherheitsbeſtimmungen für Danzig hingewieſen. Das Recht 
des Hohen Kommiſſars, auf loyale Weiſe und eigene Verantwortung polniſches Militär 
nach Danzig zu rufen, „ist im Grunde der Dinge die stärkste legale und friedliche 
Sanktion des polnischen Zugangs zum Meer“. Das ſei eine der Urſachen, weswegen auf 
deutſcher Seite die Autorität des Völkerbundes und des Hohen Kommiſſars unterhöhlt und 
eine Beſchränkung feiner Kompetenzen auf Schlichtung Danzig / polniſcher Streitfälle erſtrebt 
werde. „Das Interesse Polens verlangt jedoch, daß in Danzig ein Hoher Kommissar von 
Autorität und Verantwortungsbewußtsein amtiert. (S. 26.) 


Marschall Pilsudski maß der militärischen Lage in Danzig große Bedeutung bei. 
Er rief den Generalkommissar?) zu sich, hörte seine Meinung und erteilte ihm in dieser 
Frage mündliche Instruktionen, Er übte überhaupt immer einen bedeutenden Einfluß aus 
auf unsere Politik in Danzig.“ (S. 26.) 


Im Zuſammenhang mit den Rebten der polniſchen „Bevölkerung“ pol- 
niſcher und Danziger Staatsangehörigkeit bemerkt Str., polniſche Wirkſchaftskreiſe hätten 
en Danzig nur wenige Poſitionen eingenommen, während man die wachſende Gefahr be- 
obachten müſſe, daß der Wirkſchaftsapparat von Gdingen mehr und mehr vom deutſch— 
Danziger Element beherrſcht werde. (S. 27). In dieſem Satz liegt, wenn auch in etwas 
verſtechker Form, das deutliche Eingeſtändnis, daß Str. in den „Rechten der polniſchen Be- 
völkerung“ in Danzig nichts anderes ſieht, als ein Mittel der kalten Polonifie- 
rung durch die Einnahme von „Poſitionen“. Andererſeils iſt die Behaup— 
kung von der Ausbreitung des deulſch-Danziger Elements in Gdingen vollkommen abwegig. 
Das beweiſt allein die Tatſache, daß in Gdingen ein ſehr weitgehender Konzeſſionszwang 
kbeſteht, der natürlich gegenüber dem deufjhen Danziger Element in Gdingen negativ ange- 
wendet wird. 

Die Rechte der polniſchen Bevölkerung in Danzig in wirtſchaftlicher und kultureller 
Beziehung ſeien weniger vom geſchriebenen Recht, als von der Einſtellung und der Praxis 
der Verwallung des Senats und der Behörden abhängig. Dieſe hätten durch die admini- 
ſtrative Gewalt über das gejamte Gebiet alle Mittel in der Hand, um die nationale Entwicklung 
der Polen zu erſchweren. Andererſeits hätten Völkerbund und Haager Gerichtshof, „von 
deuffcher Seite im Sinne einer Gefahr der Polonifierung Danzigs beeinflußt, der polniſchen 
Sache keine Hilfe gebracht“. Die aufopfernde „Sozialtätigkeit“ des Danziger Polenkums 
ſuche diefe Lücke im „Schutz“ des polniſchen Elements, während man auf dem Gebiet der 
Arbeitsbeſchaffung den adminiftrativen Mitteln des Senats nur eine enge Zuſammenarbeit 
der polniſchen Amter mit der Arbeikerorganiſation und eine ſtändige Sorge um Anſtellung 
won Polen in den Gebieten, auf die Polen adminiſtrativen Einfluß habe (Eiſenbahn, Hafen), 
enfgegenftellen könne. (S. 28.) 

Auch in dieſen Formulierungen finden wir in verſtechker Form wieder das Eingeſtändnis, 
daß unter der „polniſchen Sache“ nichts anderes zu verſtehen iſt, als der Wunſch zur Polo- 


3) Zu der Frage der Souveränität und der geſamten Rechtsſtellung Danzigs vgl, die 
Zwiſchenbemerkungen in dem Abſchn. IV „Das Gutt der Freien Stadt vim. uſw.“ 

) So nennen die polniſchen amtlichen Stellen trotz den eindeutigen Beſtimmungen des 
Danzig-Polniſchen Abkommens vom 9. November 1920 den in Danzig tätigen diplomati- 
ſchen Vertreter der Republik Polen. 5 
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niſierung. Der ganze Abſatz wirkt im Übrigen wie ein Verſuch der Entſchuldigung, 
daß ihm, Strasburger, diefe Poloniſierung Danzigs während feiner langjährigen Tätigkeit 
als dortiger Diplomatiſcher Vertreter der Republik Polen nicht gelungen iſt. Allerdings 
dürfte es ein ſchwerer Irrtum fein, daß mit Hilfe der internationalen Inſtanzen diefe 
Poloniſierungsbeſtrebungen erfolgreich geweſen wären. 


Ferner verſuchk Str. ſtets den Eindruck zu erwecken, als feien die polniſchen Ausbrei- 
lungstkendenzen, deren energiſchſter Vertreter Str. geweſen ift, lakſächlich nur eine De- 
ſenſive der Polen gegen „deulſchen Druck“. So auch mit der „Sorge um Anſtellung von 
Polen“ auf dem Gebiet der Eiſenbahn und des Hafens. Wie es ſich damit katſächlich verhält, 
zeigen die Klagen der Danziger Eiſenbahner deukſcher Nationalität wegen Verdrängung, 
Verſetzung in polniſches Gebiet und maſſenweiſer Entlaffung, die in der ganzen Welt be- 
kannt und bis auf den heutigen Tag nicht verſtummt find. Noch in allerletzter Zeit fab fidh 
der Senat gezwungen, wegen der offenſichtlichen, den Verkrägen kraß zuwiderlaufenden 
Benachteiligung der deutſch-Danziger Eiſenbahner Schrikte bei der polniſchen Regierung zu 
unternehmen. Das ift umſo bezeichnender, als ja, wie Str. ſelbſt feſtſtellt, das Danziger 
Polentum wenig zahlreich ift. Daher find auch anſtelle der entlaſſenen und verſetzten Dan- 
ziger Eiſenbahner nahezu ausſchließlich polniſche Staatsangehörige eingeſtellt worden. Die 
Eiſenbahnangeſtellten, jo hieß es 1980 in einem „Gedenkbuch zur Zehnjahresfeier für Pom- 
merellen“s) „find einer der grundlegenden ſchöpferiſchen Faktoren in der Entfaltung der 
polniſchen Kultur an den weſtlichen Grenzen“. Die Bedeutung des in Danzig anſäſſigen 
Polentums ſetzt Str. demenkſprechend febr hoch an: „Die polnische Bevölkerung in Danzig 
ist nicht zahlreich genug, um in der Freien Stadt eine wichtige politische Rolle zu spielen.“ 
Man müſſe jedoch bedenken, daß es ſich hier um einen Teil der Bevölkerung Pommerellens 
handele, die ſich mit Erfolg gegenüber dem deulſchen Druck behaupket habe. „Ein Pole in 
Danzig ist 100 mal wertvoller als ein Pole in Westfalen.“ Denſelben Grundſätzen huldige 
Deulſchland, das der deulſch en Bevölkerung in Pommerellen beſonderen Schutz angedeihen 
laſſe. (S. 28/29.) 


„Hingegen ist vom Standpunkt der polnischen Politik die Partei zuge- 
hörigkeit der Danziger Polen von keiner Wichtigkeit, denn sie haben 
keinen Einiluß auf die (Gestaltung unserer Innenpolitik. Deshalb ist es schwer zu ver- 
stechen, warum gerade dieses Moment in der Geschichte des Danziger Polentums in den 
letzten Jahren eine so 'wichtige Rolle spielte. Lange Zeit hindurch erfreute sich eine 
Reihe polnischer örtlicher Organisationen aus unbekannten Gründen seitens einiger pol- 
nischer Behörden®) keiner eigentlichen Hilfe und Schutzes und hatte Grund, sich bitter 
über ihr Verhalten ihnen gegenüber zu beklagen. Die ungesunden Ambitionen einiger 
Persönlichkeiten?) brachten es fertig, die Polen untereinander zu veruneinigen. Nicht 
nur die „Gmina Polska“, die einst mehr die zur Regierung in Opposition stehenden 
Kreise um sich sammelte, sondern auch die polnische Berufsorganisation der Arbeiter 
(Polskie Ziednoczenie Zawodowe Robotników), eine der verdientesten Arbeiterorganisa- 
tionen, die die Zusammenarbeit mit der Regierung erstrebte und sich in anderen Ge- 
bieten vollkommener ‚Unterstützung seitens der polnischen Behörden erfreute, wurde 
eine Reihe von Jahren hindurch aus unbekannten Gründen schlecht behandelt. Dem 
neuen Gereralkommissar . . .. obliegt die dankbare und leichte Arbeit, mit einer der- 
artigen Politik Schluß zu machen.“ (S. 29.) 

„Man kann sagen“, jo heißt es dann weiter, „es gibt nicht nur eine, sondern 100 
Danziger Fragen, oder besser 101, nämlich hundert kleine Einzelfragen und eine große, 
die alle anderen miteinschließt und die man mit zwei Worten bezeichnen kann: Polens 
Unabhängigkeit.“ Im Punkt Danzig berühre ſich Polen mik dem Meer und der Welt und 
werde erf dadurch aus einem won feinen Nachbarn abhängigen Binnenſtaat zu einem 
wahrhaft unabhängigen Staat. (S. 30.) 


5) „Ksiega Pamiatkowa Dziesięciolecia Pomorza“, Thorn 1930. Vgl. Oftland-Ber. 
Ig. V, S. 410. Der zitierte Satz bezieht ſich im dortigen Zusammenhang ebenfalls gerade auf 
das polniſche Eiſenbahnperſonal in Danzig! 

6) gemeint: die Diplomat. Vertretung der Rep. Polen in Danzig. 

gemeint: Or. Moc zy n ki. polniſcher Parteipolitiker in Danzig und Vorſtands- 
mitglied der Außenhandelskammer-Danzig von ihrer Konſtituierung bis 1936. 
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Politiſche Opporluniſten könnten nun fragen, ob es nicht am prakkiſchſten wäre, die 
Gewinnung eines kerritorial unbeſchränkten Zuganges zum Meer durch die Erbauung 
Gdingens als endgültige Löſung zu betrachten und fih in Danzig mit freiwillig von Deutſch— 
land eingeräumten Konzeſſionen zu begnügen, anſtakt die ſtändige innen- und außenpolitiſche 
Belaſtung des Kampfes um die polniſchen Inkereſſen in Danzig auf ſich zu nehmen. Darauf 
antwortet Str.: Kein politiſch denkender Menſch werde annehmen, daß man durch politiſche, 
wirtſchaftliche und militäriſche Selbſtſchwächung von feinem Gegner Zugeſtändniſſe erreichen 
könne, denn: i , i 

„Wir wissen alle, daß die Angliederung Danzigs nicht das 
letzte Zielder deutschenPolitik sein kann. Der Sinn dieser Tat wäre 
vor allen Dingen der einer Etappe im Kampf umein weiteres Ziel: Die 
Wiederherstellung der territorialen Verbindung [scil]. des Reiches] mit Ostpreußen, die 
Abhängigmachung Polens durch Abschneidung vom Meere und damit die Verknüpfung 
Polens mit dem deutschen wirtschaftlichen und politischen System.“ (S. 31.) 


Der ſchwächſte Punkt des jogen. Korridors fei vom politiſchen, wirtſchaftlichen und mi- 
likäriſchen Geſichlspunkt feine geringe Breite. Die deutſche Propaganda operiere febr gern 
mit diefem Argument und ſchlage anſtatt des deulſchen Tranſits durch den Korridor den 
Tranſit Polens durch ein deufjhes Pommerellen, Überlaſſung wirtſchafklicher Rechte in 
Danzig und des Gdinger Hafens an Polen vor. Eine weitere Verengerung des Korridors 
durch die Angliederung Danzigs an Deukſchland werde das deutſche Volk dieſem Ziel näher 
bringen. (S. 31.) a 

Zur weiteren Widerlegung jenes „politiihen Opporkunismus“ führt Str. dann wieder 
ſeine Thefe an, daß Danzig und Gdingen zwei Teile eines einzigen Zuganges zum Meere 
darſtellen, deren Auseinanderreißung ſchwere wirtſchaftliche, politiſche und militäriſche 
Folgen haben würde. In wirkſchaftlicher Beziehung fei die Verlegung des geſamten pol- 
niſchen Umſchlags nach Gdingen ſchwierig, weil einige Poſitionen durch den Waſſerweg 
eng mit Danzig verknüpft jeien und Gdingen als einziger Hafen auch techniſche Schwierig 
keiten zeigen würde. Aus politiſchen Rückhſichten würde das Deutſche Reich das niemals 
zulaſſen wollen noch können. Ferner würde ein bedeutender Teil des polniſchen Handels 
wieder durch das Dt. Reich kontrolliert werden. Was das bedeute, habe der Zollkrieg zur 
Genüge gelehrt. — Die Wirkung auf die polniſche Bevölkerung würde in Pommerellen, 
Poſen und Oberſchleſien zu einer Schwächung des nationalen polniſchen Selbſtbewußtſeins 
führen. „Ebenso würde in ganz Polen der Verlust Danzigs als eine neue Teilung 
Polens betrachtet werden.“ (S. 32.) 


Danzigs Grenze ſei von Gdingen nur 12 km entfernt. Eine Verteidigung Gdingens 
wäre unmöglich, wenn Danzig zum Ot. Reich gehöre. Bei einem Kriege fei freie Seezufuhr 


für Polen von enkſcheidender Bedeutung. 


„Nach unserer tiefen Uberzeugung würde der Verlust Danzigs sogar nicht nur 
keine momentane Atempause bedeuten, sondern müßte in kurzer Zeit den Verlust 
Pommerellens und, was dessen Folge wäre, den Verlust der Unabhängigkeit Polens 
nach sich ziehen.“ (S. 33.) 


III. Danzig und die polnische Meerespolitik. 


Der Verfaſſer geht von dem Grundſatz aus, daß nur der Zugang zum Meer Polen von 
Deulſchland wirtſchaftlich unabhängig gemacht habe, und betrachtet die Entwicklung der 
Richtungsänderung des polniſchen Außenhandels von der Oſt-Weſt- in die Nord-Süd- 
richtung, den allmählichen Rückgang des deutſchen Anteils und die Steigerung des Anteils 
der übrigen Länder am polniſchen Warenverkehr uſw. ` Ziele Ausführungen ſind eine 
Wiederholung des Vorlrages desſelben Verfafjers in der „Carnegie-Stiftung“ in Paris, 
veröffentlicht in „Publications de la conciliation internationale“, Paris 1932. — Ab- 
ſchließend glaubt der Verfaſſer dann feſtſtellen zu können, daß der Zugang zum Meer 
Polen durch die Richlungsänderung des Handelsverkehrs kakſächlich von der „Suprematie“ 
der Nachbarn freigemacht und es ſchrittweiſe als ſelbſtändigen Faktor in die Weltwirkſchaft 
hineingeführt habe. Die Meerespolitik ſei daher heute eine der wichtigſten Grundlagen 
der ganzen Wirkſchaftspolitik Polens, deren Schädigung alle Bemühungen Polens um die 
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Schaffung beſſerer Exiſtenzbedingungen zunichte machen würde. Str. betrachtet dann die 
Stellung Danzigs innerhalb der Meerespolitik Polens und kommt 
zu folgender Feſtſtellung: „Sein [Danzigs] prozentualer Anteil am Warenumschlag 
steigerte sich nicht so wie der Gdingens, er unterlag aber seit Jahren nur geringen 
Schwankungen.“ Als Unterlage gibt der Verfaſſer folgende Tabelle über den prozen- 
malen Anteil Danzigs an Polens geſamtem Außenhandel nach dem Wert der Waren. 
S. 40.) 

8 1928 1929 1930 1931 1932 1933 1934 1935 


Ausfuhr 26 25 27 25 27 30 34 30 
Einfuhr 27 26 23 18 21 15 12 9 
Gesamtanteil n TO N 20 


Dazu macht Str. folgende erläuternde Angaben: „Eine gewisse prozentuale Abnahme 
in der Einfuhr wird durch die Erhöhung in der Ausfuhr kompensiert. In allgemeinen 
Ziffern beträgt der Umschlag % des Wertes des Außenhandels. Der un verhältnismäßig 
hohe Rückgang im Jahre 935 erklärt sich durch die Guldenabwertung [Unsicherheit 
der Handelsbeziehungen] und durch die anti-italienischen Sanktionen [Kohlel.“ (S. 41.) 


Obwohl diefe Angaben des Verf. über die Rolle des Danziger Hafens im polniſchen 
Außerhandel reichlich allgemein gehalten find und fidh überdies auch nur auf die für einen 
Hafenbekrieb nicht immer ausſchlaggebende wertmäßige Beteiligung beſchränken, reden die 
obigen Zahlen doch eine ſehr eindeutige Sprache; namenklich, wenn man ſie auf das Jahr 
1936 ausdehnt. Es iſt dann feſtzuſtellen, daß nach den amtlichen Angaben der wert- 
mäßige Ankeil Danzigs in der Einfuhr auf 7,0 w. H. (9, in der Ausfuhr froß der 

günſtigen Gekreidekonjunkkur auf 29,9 v. H. zurückgegangen ift, jo daß von einer Kompen- 
ſalion keine Rede ſein kann. Dieſe Ergänzung erhält ein beſonderes Gepräge dadurch, daß 
Gdingens werkmäßiger Anteil am geſamken polnſchen Außenhandel in dem- 
; felten Jahr 1936 auf 57,7 w. H. in der Einfuhr, auf 36,0 v. H. in der Ausfuhr in die Höhe 
geſchnellt war. Was ferner die angeblich durch die Guldenabwertung verurſachte 
„Unſicherheit“ anbetrifft, jo ift diefe durch die bekannten Zollmaß nahmen Polens 
vom Juli desſelben Jahres, die von Str. ſelbſt als unklug und ſchädlich ſcharf kritiſiert 
werden, zum mindeſten weſenklich gefördert worden. Das Argument von dem Einfluß der 
anki-italleniſchen Sanktionen auf die Kohlenausfuhr ift in dieſem Zufammen- 
hang vollkommen hinfällig. Dieſe Sanktionen müßten ſich doch in Gdingen mindeſtens 
ebenſo ausgewirkt haben! Anſtakt deffen ift dort 1935 nicht nur kein Rückgang, ſondern 
ſogar eine gewiſſe Zunahme des Kohlenumſchlags zu verzeichnen. 


Auf die Frage: „Warum nimmt der Umschlag in Danzig nicht genau so zu wie in 


Gdingen?“, antwortet Str., Gdingen ſei ein neuer Hafen und habe infolgedeſſen eine 


größere Dynamik. „Die Entwieklung Danzigs leidet unter den dort herrschenden Ver— 
‚hältnissen und der politischen Atmosphäre. Unter dem Einfluß dieser Strömungen 
wird die Aktivität des Danziger Handelsapparats paralysiert. In Danzig herrscht 
ein Skeptizismus über die Entwicklungsmöglichkeiten unseres Seehandels, derselbe 
Skeptizismus, dessen Begründung wir in der Mehrzahl der deutschen Veröffen:- 
lichungen über die Probleme unseres Außenhandels finden.“ (S. 41.) Infolgedeſſen 
gebe es in Danzig eigentlich keine wichtigen Zentren des Seehandels, abgeſehen vom 
Holzhandel (meiſt in jüdiſch-polniſchen Händen), Gekreidehandel (meiſt in Händen polniſcher 
Firmen), Heringen, Kolonialwaren, Naphtha-Produkken und einigen Artikeln von geringerer 
Bedeulungs). 


Auch dieſe Behauptungen Str.'s machen einige Bemerkungen erforderlich. Über das 
Verhältnis von „Dynamik“ und Subvenkionspolikik liegen Außerungen por, die — wie dus 
Sachverſtändigengukachken vom Sepkember 1932 — in mehr als einer Beziehung auher- 
ordentlich aufſchlußreich ſind. Vor allen Dingen aber muß feſtgeſtellt 
werden, daß man in der „politiſchen Atmosphäre“ in Danzig, mit 
der doch wohl nichts anderes gemeint iff, als die Stärkung des 
Deukſchbewußtſeins der Danziger Bevölkerung und ihre ftraffe 


s) Str. überſieht, daß er mit Seier Aufzählung fait lückenlos bereits die wichti 
Zweige des polniſchen Außenhandels genannk hat. in ; 8 . 
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Zuſammenfaſſung im nakionaldeukſchen Intereſſe durch die 
NEDAP. nur dann eine Erſchwerung der wirktſchaftlichen Bezie- 
hungen erblichen kann, wenn man an die Danziger Fragen unter 
den Vorausſetzungen herangeht, die Strasburger auch heute noch 
in mehr oder weniger verhüllter Form zu madhen pflegt, die Bor- 
ausſetzung nämlich, daß Danzignur dann im Dienſtedespolniſchen 
Handels ſtehen und ſich wirtſchafklich enkwickeln könne, wenn in 
feinem Inneren Verhälkniſſe beſtehen, die eine ſtändige Aus- 
breitung des polniſchen Elements und demenkſprechend eine 
fortſchreitende Verdrängung der deutſchen Bevölkerung aus 
allen wirtſchaftlichen, politiſchen und ſonſtigen Poſitionen 
erlaubt. Str. gibt ſellſt zu, daß Danzig mit Rückſicht auf den eindeulig deutſchen 
Charakter ſeiner Bevölkerung nicht Polen einverleibt, ſondern zu einem ſelbſtändigen 
Staatsweſen gemacht worden iſt. Wenn Polen dieſe in dem Sinn der Verkräge beruhende 
Vorausſetzung feinem Verhalten gegenüber Danzig zugrundelegt und nicht — wie Stras- 
burger — das Ziel der kalten Poloniſierung, dann ſpielt die innenpolitiſche Entwicklung 
Danzigs für feine wirtſchafklichen Inkereſſen micht die geringſte Rolle. Die Rolle, die Str. 
und mit ihm die meiſten Polen der Danziger Innenpolitik beimeſſen, iff ſubjektiv beſtimmt, 
nicht aber objektiv durch die Verhälkniſſe an fih. Bekanntlich empfinden die Polen, 
beeinflußt durch Leute vom Schlage Strasburgers, die Tatſache, daß ihnen Danzig 
in Verſailles nicht mit Haut und Haaren ‚ausgeliefert worden ift, als ein Unrecht, deſſen 
Wiedergulmachung fie zu fordern berechtigt feien. Wit aller Eindringlichkeit tritt auch hier 
wieder hervor, daß Str. unter dem Deckmantel des Kampfes für die „Heiligkeit“ der Per- 
träge nichts anderes erſtrebt, als die Verwirklichung einer Auslegung der vertraglichen 
Grundlagen, die deren möglichſt ſchnelle und gründliche Beſeitigung im Sinne der „Wieder— 
gutmachung“ jenes ſchweren „Unrechts“ an Polen ermöglicht. Früher pflegte Herr Str. ſeine 
poloniſierungsabſichten weniger ängſtlich zu werbergen. In einem 1929 erſchienenen Auf- 
fag, als deffen Verfaſſer Strasburger mit Sicherheit anzunehmen iſte), heißt es: „Nur 
allein e'ne weitere Stabilisierung der Verhältnisse Id. i. des Parteienſyſtems von 1929], ... 
der Zustrom newer Männer und neuen Kapitals von außen her [lies: aus Polen], kann 
Danzig dazu verhelfen, daß es die Rolle spielt, die ihm . .. zukommt.“ 

Um diefe „Notwendegkeit“ irgendwie zu begründen, wurde auch in dem damaligen Auf- 
jak ſchon die Behauptung von der unzulänglichen Aktivität des Danziger Wirtſchaftlers auf- 
geſtellt. Wenn Str. diefe Behauptung heute wiederholt, dürfte demnach klar fein, mit 
welchen Hinlergedanken er das kuk. Daß in Danzig a priori durchaus kein „Skeptizismus 
über die Entwichlungsmöglichkeiken des polniſchen Seehandels“ exiſtiert hat, davon zeugt 
die Überzahl von Gründungen wirtſchaftlicher und induſtrieller Unternehmungen in den erſten 
Jahren des Beſtehens der Freien Stadt Danzig. Wenn ſich dann auf Grund vieler krauriger Er- 
fahrungen ein gewiſſer Skeptisismus herausbildete, jo galt dieſer den Ausſichten der D a n- 
niger Wirtfchaft innerhalb der Enkwicklung des polniſchen Seehandels. ein Skeptizismus, 
der ange ſichts der unaufhörlichen Schikanen und ſyſtematiſchen Benachteiligungen an denen 
gerade die Amtszeit des Herrn Str. ſo überaus reich war, leider nur zu berechtigt war. 
Wenn entgegen den unwahren Unkerſtellungen Stkr.'s trog allem auch heute noch eine un- 
ermüdliche Aktivität des Danziger Wirkſchaftlers zu beobachten iſt, dann gründek ſich dieſe 
auf die Hoffnung, daß die Politik der Vernunft und der Anerkennung der beider- 
ſeikigen Intereſſen ſchließlich doch Siegerin bleibt über die Expanſionskendenzen, wie fie von 
Str. propagiert werden. 

Str. beeilt fih dann allerdings gu betonen, daß Danzig in der Vergangenheit und auch 
beute noch eine wichtige Rolle im polniſchen Leben ſpiele. Zum Beweiſe deffen werden an- 
geführt: die Verſorgung Polens über Danzig während des polniſch-ruſſiſchen Krieges 1919/20, 
be Munitionslieferuncen 1920, deren Behinderung durch den Munitinnzffreik in hohem 
Maße zum Arsbau Gdingens beigetragen hätten, und ſchließlich die Bedeukung Daneigs 
während des deulſch-polniſchen Zollkrieges. Skr. verneint die Frage, ob Polen eine Gin- 
ſchränkung des Warenumſchlags in Danzig zulaſſen könne. Die Begründung, die er dazu 

o) „The Danzig Problem“ in: „The Polish Economist“, Januar 1929, S. 2ff., vgl. 
Oſtland-Ber. Ig. III, S. 78—80. f 
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gibt, iſt allerdings bezeichnend und bedarf keiner beſonderen Kommentierung: „Eine Politik, 
deren Ziel eine Anderung des jetzigen Danziger Statuts wäre, könnte eine Minderung 
seiner Rolle im Wirtschaftsleben Polens erstreben. Wenn wir im Gegenteil d’e gegen- 
wärtige Verfassung aufrechtzuerhalten und zu befestigen wünschen, dann müssen wir 
für eine Entwicklung des Danziger Handelsumschlages sorgen. Die Wirtschaftskreise 
beschweren sich manchmal über die Politik unserer Behörden, wenn sie polnischen 
Firmen abraten, nach Gdingen überzusiedeln. dn dieser Frage müssen wir den Stand- 
punkt unserer Behörden in Schutz nehmen, mit der Einschränkung jedoch, daß er mit 
anderen Bemühungen, Danzig betreffend koordiniert wird.“ (S. 42.) 


Was unter dieſen koordinierken Bemühungen verſtanden werden foll, wird ebenfalls 
mit aller Offenheit ausgeſprochen: Vorbedingung für eine volle Ausnutzung des 
Danziger Hafens ist natürlich, daß dort Verhältnisse bestehen, die Polen freien 
Handel, freie Firmengründung und Niederlassung, Beschäftigung eigener Arbeiter bei 
diesen, freien Ankauf und Auflassung von Immobilien, gleichmäßige Behandlung bei der 
Besteuerung usw. garantieren. Es muß außerdem die Sicherheit bestehen, daß die Polen 
dienenden Rechte auf dauerhaften politischen Grundlagen beruhen. Die Verfassung der 
Fr. St. muß die Garantie der Unabhängigkeit von fremden Faktoren und die Sicherheit 
geben, daß unsere wirtschaftlichen Rechte in keinem Augenblick auf Befehl von außen 
her zurückgezogen werden können. Es muß nicht nur Sicherheit darüber bestehen, daß 
alle Waren heute über den Danziger Hafen gehen, sondern daß sie auch morgen 
unter denselben Bedingungen dort hindurchgeführt werden können.“ (S. 45/46.) 


Zur Kennzeichnung dieſer Forderungen genügt ein Hinweis auf die Bemerkungen, die 


wir bereits oben zu den mehr oder weniger verhüllten Poloniſierungstendenzen des Herrn 
Strasburger gemacht haben. 


In längeren Ausführungen bemüht fih Str. nachzuweiſen, daß das Intereſſe Polens an 
Danzig mit Gdingens Intereſſen durchaus in Einklang zu bringen fei, dabei ffet von der 
bekannten Theſe ausgehend, daß Danzig und Gdingen „einen einzigen Zugang Polens zum 
Meer” darſtellen. „Unrichtig wäre es anzunehmen, daß wir im Falle der Einschränkung 
unserer Berechtigungen in Danzig imstande wären, unseren ganzen Seehandel in Gdin- 
gen zu konzentrieren. Das wäre sicher schon vom politischen Standpunkt aus unmög- 


lich: nicht dazu ließ sich das Reich in Danzig nieder, um dessen Wirtschaftstod zu- 
zulassen.“ (S. 43.) 


Nach einer Schilderung der angeblichen Unterſchiede und Gemeinjamkeiten der beiden 


Häfen, wobei er fih den Angaben polniſcher Publiziftente) anſchließt, kommt Str. zu fol- 
gender Schlußfolgerung: 


„Aus diesem natürlichen Unterschied der Verhältnisse ergibt sich der wirtschaft- 
liche Vorteil einer Teilung der Umschläge zwischen beiden Häfen. Diese Teilung muß 
sich vollziehen nach technischen und wirtschaftlichen Prinzipien und nicht nach dem 
Grundsatz rechtlich-politischer Motive, Völkerbundsentscheidungen Sn nach falsch 
oder schlecht verstandenen patriotischen Gesichtspunkten.“ (S. 47.) 

Die Arbeitsteilung denkt fih Sfr. folgendermaßen! Danzig Jei nach dem Urteil der 
Fachleute geeignet für Holz, Getreide, Zucker, Maſſenwaren wie Erze, Petroleum und Pe- 
lroleumprodukke. Gdingen habe beſſere Navigationsbe dingungen, ſei tiefer, biete einige 
beſondere Einrichkungen für eine Reihe von Warengakkungen und Hafenverkehrszweige, 
3. B. Paſſagier- und Auswandererverkehr, dann für Vacon, Butter, Eier (durch die Kühl- 
hallen), Reis, Olprodukke, Baumwolle, Tabak, Früchte u. ä., günſtige Bedingungen für 


Maſſenware, Schrokt, Schwefelkies und fei beſonders eng verbunden mit der Oberſchleſiſchen 
Kohleninduſtrie. 


„Ubrigens kann Kohle in beiden Häfen unter gleich günstigen Bedingungen ver— 
laden werden. Sie kann daher als eine Art Regulator der gleichmäßigen Aus- 
nutzung beider Häfen dienen. Die Fachleute weisen auch auf die Notwendigkeit hin, in 
jedem der Häfen gewisse Reservemöglichkeiten für die Verladung von Artikeln zu 
Fa 10) Bogdan Nagórfki in „Przegląd Gospodarczy“ und in den Publikationen des Balt. 


Jnftituts; Kazimierz Swietecki: „Rozwój Portu Gdańskiego“, Thorn 1982, hrsg. v. Balt. 
Inſtitut. Vgl. dazu die früheren Jahrgänge dieſer Oſtland-Berichte. 
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schaften, die gewöhnlich in den anderen Häfen umgeschlagen werden, und zwar für 
den Fall von Streiks oder anderen Hindernissen und Schäden, die dort auftreten 
könnten.“ (S. 45.) 

Auch dieſer ſcheinbar jo großzügige Verkeilungsplan Str.'s macht einige Randbemerkun— 
gen erforderlich. Die beſondere Eignung für den Umſchlag von Zucker, die Str. mit Recht 
Danzig zuerkennt, hat Polen niht daran gehindert, dem Danziger Hafen die geſamke 
Zuckerausfuhr zu entziehen und über Gdingen gehen zu laſſen. Ähnliches gilt für den wert- 
vollen Skückgüterverkehr. Ferner darf doch niht überſehen werden, daß vor der Inbekrieb— 
nahme von Gdingen die von Str. erwähnken Waren zum größten Teil über Danzig gegangen 
find, Ein Bruchteil der in Gdingen gemachten Inveſtikionen hätte genügt, um in Danzig auf 
der Grundlage der dorkigen natürlichen geographiſchen Verhältniſſe ungleich günſtigere Be— 
dingungen für den polniſchen Seehandel zu ſchaffen. Was den Kohlenumſchlag anbetrifft, ſo 
ift dieſer als „Regulator“ für den Schwund an wertvollem Stückgüterverkehr natürlich 
keineswegs geeignet. Str. iſt doch wohl zu lange mit allen dieſen Fragen unmittelbar be- 
faßt worden, um nicht zu wiſſen, daß gerade der Kohlenumſchlag infolge des kechniſchen 
(Fortſchritks durch die Ausſchaltung der menſchlichen Arbeitskraft und durch die Beſchleuni— 
gung des Umſchlagsvorganges uſw. einem Hafen nur ſehr geringe wirtſchafkliche Vorteile 
bringt. Wie fich die ſer „Regulakor“ im übrigen auswirken kann, das hat uns kurz nach dem 
Erſcheinen des Strasburgerſchen Buches der Oberſchleſiſche Kohlenſtreik vor Augen geführt. 
Solche Störungen des Arbeiksprozeſſes, die nach Str. Vorſchlag in der Danzig-Gdinger 
Arbeitsteilung ebenfalls berückſichkigt werden follen, find in der von ihm fo ungern geſehenen 
„politiſchen Almoſphäre“ des nakionalſozialiſtiſchen Danzig allerdings ein für allemal aus- 
geſchloſſen. f 

Der Abſchnitt ſchließt dann mit folgender Bemerkung: 

„Die Tatsache, daß sich Polen und Danzig in der Frage der Zusammenarbeit beider 
Häfen verständigt haben, ist eine positive Erscheinung. Leider zeigt jedoch die, Erfah- 
rung, daß Danzig seine Garantien betreffend die Schaffung entsprechender politischer 
Bedingungen, die für diese Zusammenarbeit unentbehrlich sind, nicht gehalten hat. 
Diese Bedingungen sind heute bedeutend schlechter, als sie,vor dem Abschluß des 
Abkommens vom 4. September 19331.) bestanden.“ (S. 47.) 

Bei einer objektiven Betrachtung der Sachlage, die Str. auch in dieſem Abſchnitt voll- 
kommen vermiſſen läßt, muß man zu der Feſtſtellung gelangen, daß die erſte Vorbedingung 


für eine volle Ausnutzung des Danziger Hafens, wie ſie ja Polen als Verpflichtung auf— 


erlegt worden ift, die Aufgabe der Subventionspolitik zugunſten Gdingens ift. 


IV. Das Statut der Freien Stadt und die internationalen Garantien 
des polnischen Zugangs zum Meer. 


„Die Üterschneidung zweier Tendenzen, des Wunsches, der Danziger Bevölke- 
rung die Möglichkeit freier kultureller Entwicklung und in gewissen Grenzen die Lei- 
tung ihrer eigenen Geschicke zu lassen, und andererseits Polen einen freien Zugang 
zum Meer zu schaffen, führte dazu, daß aus Danzig ein internationaler Organismus von 
einer gewissen Besonderheit gemacht wurde.“ (S. 48.) 

Die folgenden Ausführungen über die Frage, ob die Fr. St. Danzig den Charakter 
eines fouveränen Staates habe, find eine Wiederholung früherer Darlegungen des Verf. 2). 
Auf eine ausführlichere Wiedergabe kann daher hier verzichtet werden. Es genügt, wenn 
einige wichtige Punkte hervorgehoben werden. Als einziges Argument für die Annahme 
der Souveränität glaubt Str. „die Schwierigkeit, eine andere Bezeichnung aus dem Ge— 
biet des Völkerrechts zu finden“ (S. 48), nennen zu können. Die Art der Ent- 
ſtehung der Fr. St. ſpreche gegen diefe Annahme, denn unter dem Verf. Vertr. fehle ja 
Danzigs Unterſchrift. „Gegen den Staats-Charakter Danzigs würde auch die in Danzig 
oft in den Vordergrund gerückte Ansicht sprechen, daß Danzig seinerzeit gegen seinen 
eigenen Willen als Freie Stadt konstituiert wurde.“ (S. 49.) 


® 11) Muß richtig heißen: 18. September. t 
12) Veröff. in der Zeitſchrift „Academie Diplomatique Internationale“ — Paris, 
polniſch: „Dominium marie", Jahrbuch des Valt. Inſtituts, Heft 3. 
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Dieſer vom juriſtiſchen Standpunkt unhaltbaren Theſe, die eine völlige Umkehrung der 
katſächlichen Vorgänge darſtellt, ift entgegenzuhalten, daß gerade die Tatſache, daß man 
durch den Verf, Vertr. trog des polniſchen Widerſtandes die Fr. St. als ſelbſtändiges 
Staatsweſen in der europäiſchen Staatsgemeinſchaft begründete, einwandfrei den Schluß 
zuläßt, daß man einen Staat mit all den Eigenſchaften gründen wollte, die ein Staat ſchlecht— 
hin eben hat. Zudem müßte Str. eigentlich wiſſen, daß die Freie Stadt Danzig ſchon aus 
dem Grunde den Verſailler Vertrag nicht unterzeichnen konnte, weil ſie völkerrechtlich noch 
nicht vorhanden war und erft am 15. November 1920 konſtituierk wurde. 

Der Perf. Verkr., fo führt Str. dann weiter aus, ſchränke von vornherein die Rechte 
Danzigs ein und beſtimme, daß Danzig die ihm vor ſeiner Entſtehung auferlegten Beſchrän— 
kungen nicht abwerfen könne und daß es nicht das Recht zur ſelbſtändigen Kompetenz- 
erweiterung („Kompekenzkompedengz“) beſitze, „was eine grundſätzliche Eigenſchaft der Sou- 
veränität zu fein ſcheint.“ Die Beſchränkungen zugunſten Polens feien zwar vertraglicher 
Natur, aber die Verpflichtung zum Abſchluß eines Vertrages fei nur von Polen, nicht von 
Danzig unkerſchrieben worden. Danzig fehlten wichtige Attribute der Souveränität, wie die 
Verkeidigung ſeiner Unabhängigkeit, „Führung“ der auswärkigen Angelegenheiten. Jedoch 
fei Danzig verkragſchließender Teil in internationalen Verkrägen, wenn auch, außer bei 
direkten Verkrägen mit Polen, mit Vermittlung Polens. „Danzig kann demnach SESCH 
des internationalen Rechts sein.“ (S. 50.) 

Was die von Str. angeführten „Beſchränkungen der Souveränität“ anbetrifft, fo ift > 
bemerken, daß diefe im Verf. Verkr. nur ſkizziert und von Danzig im Pariſer Vertrag vom 
H November 1920 verkragsmäßig freiwillig zugeſtanden worden find. Danzig hat dieſen 
Verkrag als völkerrechtlich gleichberechtigter Partner mit Polen abgeſchloſſen: der Vertrag 
iff wie jeder ordentliche völkerrechtliche Verkrag auch beim Völkerbund in Genf regiſtriert. 
An der völkerrechtlichen Berechtigung und Fähigkeit Danzias u dieſem Vertraasabſchluß 
kann nicht gezweifelt werden, ſchon weil der Vertragsabſchluß durch Danzig bereits im 
Perf. Vertr. avstrüclich vorgeſehen war. Paß ein Staat auf gewiſſe Souperäönitätsrechte 
teilweife verzichtet ift, völkerrechtlich nichts Ungewöhnliches und beeinträchtigt ſelbſtverſtänd— 
lich nicht feinen Charakter als ſelbſtändiges Stoatsweſen. Was ferner die auswärtigen An- 
aelegenheiten Danzigs anbetrifft, fo handelt es fih nicht. wie Str. es darzuſtellen ſucht, um 
eine „Führung“ der auswärtigen Angelegenheiten durch Polen im eigenklichen Sinne des 
Wortes, — Danzig hat bekonntlih vollkommen freie Enkſcheidung in der politischen Be- 
Kandluma feiner auswärtigen Angelegenheiten. Es hondelt fih dabei vielmehr nur um eine 
Verpflichtung Polens zur Wahrnehmung konſulariſcher und formal-diplomatiſcher Ge- 
ſchäfte. Die Unterhaltung eigner dipfomafifcher bew. honſuſariſcher Vertretungen im Aus- 
lande wäre für das kleine Danzig natürlich viel zu koſtſpielig. 

Be zeichnender Weiſe zitiert Str. nur zwei Gelehrte, die die Frage nach der Souverä— 
nitöt Danzigs bejahen (Pfeuffer und O. Löning), während er für die Gegenmeinung eine 
ſange Reibe von Verkrekern mit langen Zitaten zu Worke kommen läßt, wobei Fefonderg 
diejenigen hervorgehoben werden, die das Verhältnis Danzias zum Völkerbund als „Pro— 
fekforat und Gorontie“ bezeichnen. Zur Richtioffelfung muß geſagt werden. daß die Be- 
ſtimmung des Werf Verkr. über den Schutz des Völkerbundes ſelbſtverſtändlich kein Prokek— 
forat iroerdeiner Seite bedeukek, ſondern nur einen Schutz, den fih andere Staaken durch 
Bündniſſe ebenfalls verfchaffen. ` 

Str. meint ſchließlich, daß vom Standpunkt der aktiven Politik dieſes ganze Problem 
keine grundſätzliche Bedeukung beſitze; man könne ſich mit der Feſtſtellung begnügen, daß 
Danzig „eine politische Schöpfung sui generis ist. Ausgangspunkt für die Klärung 
dieser Beziehungen dürfen nur die vertraglichen Bestimmungen sein, die Danzig be- 
treffen. bzw. die Klarmachung der Ziele, für die die Freie Stadt geschaffen wurde, 
schließlich der Wunsch, die widerstreitenden Interessen auszugleichen und sie der Idee 
der Stärkung des Friedens unterzuordnen.“ (S. 51.) 

Wenn dieſer Satz als Mahnung an die polnische Öffentlichkeit verſtanden werden foll, 
jo ift gegen ihn von Danziger Seite nichts einzuwenden. 

Str. zitiert dann die Entſcheidung des Hohen Kommiſſars des Völkerbundes Mac Donell 
v. 7. XI. 1924, in der es heißt: „Danzig iſt ein Staat in der internationalen Bedeutung des 
Wortes und hat das Recht, Ausdrücke zu gebrauchen, die obige Tatſache kennzeichnen.“ 
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(S. 51.) Die Tatſache, daß diefe Entſcheidung ebenſo wie die Entſchließung des Völkerbund— 
rates vom 13. März 1925 einer endgültigen Definierung ausweicht, will Str. offenbar als 
Gegenbeweis gegen die Souveränitätstheje verſtanden wiſſen. Der gegenteilige Rüchkſchluß 
dürfte mindeſtens ebenſo zuläſſig fein. 

Str. betrachtet dann die politiſche Seite der Frage nach dem Staats, 
bzw. Souveränitätscharakler Danzigs. In dem Widerſtand Polens gegen die ſtändigen 
Lanziger Verſuche, die Frage im Sinne der vom Senat vertretenen Rechtsauffaſſung zu 
bräjudizieren, könne man einen gewiſſen Widerſpruch zu der ſonſt allgemein von Polen ver- 
zolgten Tendenz erblicken, die Herausbildung eines gewiſſen ſelbſtändigen „Danziger Geiſtes“ 
zu fördern. Man habe jedoch befürchten müſſen, „daß eine allzu schnell fortschreitende 
Selbständigkeit Danzigs zu irgendeinem Zeitpunkt von der Fr. St. zur Lösung des Ver- 
hältnisses zum polnischen Staat ausgenutzt werden könne.“ (S. 52.) Verf. ſchildert 
bann die im Einzelnen dabei beobachteten Formalgeſichtspunkte (3. B. den Gebrauch der 
Bezeichnung „Generalkommiſſar der Rep. Polen“ anſtatt des von Danzig entſprechend 
dem klaren Wortlaut des Pariſer Verkrages v. 1920 angewendeten richtigen Titels „Diplo— 
matiſcher Vertreter”). „In Konferenzen mit Danziger Behörden ließ man von unserer 
Seite nicht den Brauch zu, daß der Vertreter Polens in den Senat gebeten wurde, was 
sonst anderswo gegenüber akkreditierten Ministern üblich ist, und wie das ietzt seit 
ein paar Jahren in Danzig gehandhabt wird.“ (S. 53.) 

Nach dieſem deutlichen Seikenhieb auf feinen Nachfolger in Danzig kommt Str. dann 
allerdings ſelbſt zu der feinen vorher aufgeſtellten Grundſätzen offenſichtlich widerſprechenden 
Feſtſtellung, daß angeſichts der Entwicklung der Ereigniſſe in den letzten Jahren „ein Streit 
über die Staatlichkeit Danzigs als ein Anachronismus aus längst verflossenen Jahren“ 
(S. 53.) erſcheine, der wenig mehr mit der heutigen Wirklichkeit gemein habe. Wenn Str. 
darunter verſteht, daß Polen von der kleinlichen Verfechtung und Voranſtellung juriſtiſcher 
Formalitäten, die nur die Zuſammenarbeit erſchweren, abgehen ſollte, dann kann man ihm 
nur zuſtimmen, denn die ſtaatliche Selbſtändigkeit Danzigs, die Herr Str. gegenüber Polen 
möglichſt beſeitigt, gegenüber dem Reich aber betont ſehen will, iſt letzten Endes nicht von 
völker rechtlichen Formulierungen, ſondern von ganz anderen Lebenselementen abhängig. 
Eine völlige Mißdeulung iſt es aber, wenn Str. weiter meint: „Der deutsche Diktator 
Danzigs (damit meint der „Danziger-Kenner“ Str. offenbar Gauleiter Forſter) erhebt nicht 
mehr das Postulat der staatlichen Selbständigkeit der Freien Stadt.“ (S. 53.) Wenn 
man ſeilens der NEDAP. darauf verzichtet, den Staakscharakter Danzigs nach Innen be- 
jenders zu betonen und Lebensformen enkſtehen zu laffen, die der ganzen Lage der gegen 
ihren Willen vom Reich abgetrennten Bevölkerung nicht entprechen und nur operettenhafte 
Erſcheinungen wären, dann geſchieht das nur, um nicht den „Danziger-Geiſt“ jener Oppoſi— 
lionspoliliker zu nähren, die Str. als Handlanger polniſcher Expanſionsintereſſen gern un- 
lerſtützt ſehen würde. Wit dem ſelbſtverſtändlich auch weiterhin ſtreng aufrechterhaltenen 
Standpunkt, daß Danzig ein ſelbſtändiger Staat, fein Senat eine Regierung ift und keine 
„Behörde“, wie ihn Str. fälſchlich nennt, hat das nicht das geringſte zu kun. 

Str. leitet dann aus der Schutzverpflichtung des Völkerbundes gegenüber Danzig, ähn- 
lich wie die Völkerbundstheoretiker vom Schlage Leffers ein Konkrollrecht des Völker— 
bundes über das innerpolitiihe Leben in Danzig ab. Bekanntlich hat ſelbſt der britiſche 
Außenminiſter Eden auf der diesjährigen Januartagung des Völkerbundrates als Danzig- 
Berichterftatter ausdrücklich feſtgeſtellt, „daß dieſe Kontrolle bei der Errichtung der Freien 
Stadt nicht vorausgeſehen war“. Auch Str. ſcheint ſich immerhin deſſen bewußt zu ſein, 
daß damals etwas ganz anderes vorausgeſehen wurde, nämlich die Notwendigkeit, Danzig 
in feiner ſchwierigen Situalion gegen Angriffe von feiten Polens in Schutz nehmen zu 
müſſen. ber dieſen inlereſſanten Punkt geht er nämlich mit der eleganten Wendung 
hinweg: „Einen andersgearteter Charakter haben die Kompetenzen des H. K. als erst- 
instanzlicher Schiedsrichter in allen Streitigkeiten zwischen Polen und der Freien 
Stadt.“ (S. 54.) 

Aus welchen Motiven Str. die Theſe von dem Kontrollrecht des „Völkerbundes ver- 
ficht, geht aus ſeinen weiteren Ausführungen klar hervor: 

„Die Danziger Verfassung, ihre Ausführungen und ihre Garantierung durch den 
Völkerbund stellt neben der Pariser Konvention, mit der sie zu gleicher Zeit ins Leben 
trat, eines der grundlegenden polnischen Rechte in Danzig dar. . .. (S. 53/84.) 
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Man muß außerdem daran erinnern, daß Polens Zugang zum Meer nicht nur auf 
gewissen vertraglich garantierten, administrativen, politischen oder wirtschaftlichen 
Rechten Polens beruht. Denn ähnliche Rechte hätten ihm auch auf einem Territorium 
zuerteilt werden können, das zum Deutschen Reich gehört. Die Abtrennung Danzigs 
vom Reich 'wäre überflüssig. Die hauptsächliche Garantie für die Erhaltung und Aus- 
führung der Rechte beruht in der rechtlich-politischen Verfassung der Freien Stadt 
selbst, in ihrer Unabhängigmachung von Einflüssen des Deutschen Reiches und in der 
Schaffung eines besonderen, internationaler Kontrolle unterstellten Organismus. 

Dementsprechend sina also das Statut der Freien Stadt, ihre durch den Völkerbund 
bestatigte Verfassung, ale in ihr enthaltenen Rechte und bürgerlichen Freiheiten, das 
verhamıns Panzigs zum volkeround una dessen Kecut zur Kontroliierung aes innenpoliti- 
SCHEI Lebens Danzigs, die wichugste Grundlage des polnischen Zugangs zum Meer und 
der polnischen Rechte in Danzig. ber Wunsch, die polnischen Kechte von den Rechten des 
volker bunds, de Danziger Veriassung von den in den vertragen zuerkannten polnischen 
kechten zu scheiden, zeugt von einem volligen Nichtverstehen der rechtlich-politischen 
Veriassung Danzigs, den Zielen und Motiven der Schanung einer Freien Stadt und 
kann aut geradem Wege zur Vereinigung des Danziger lerritoriums mit dem Deutschen 
Reich fuhren. Denn wenn keine vom Keich unabhangige politische Lage in Danzig, keine 
internationale Garantie, Eıniluß und Kontrolle über das innenpolitische Leben in Danzig 
bestehen soll, welche Gründe bestänaen dann noch, eine vom Deutschen Reich ge- 
Sonderte politische Schopiung am Leben zu halten? Worin sollte dann diese politische 
Besonderheit noch beruhen als in einer leeren Form? 


Ein Desinteressement an den inneren Fragen der Freien Stadt würde nicht nur den 
Interessen Folens, sondern auch aen grundlegenden Bestimmungen des Versailler Ver- 
trages widersprechen.“ (S. 54/55.) 

wieje ganzen Ausführungen zeigen deutlich die vollkommene innere Unlogik der Dar- 
ſtellung der Tanziger rage durch Sitasburger. Er ijt ji offenbar garnicht deſſen be- 
wußhl, baß er hier jogar emen Seweis fur die Unſinniggeit der Abtrennung Danzigs vom 
eutſchen Keim liefert. Wir können es uns im Uvrigen ersparen, auf die merkwurdige 
hele, daß die Lanziger Verfaſſung, die bo vejjen deurſche Bevölkerung ſeloſt gegeven hat, 
en polniſches heot jei, im Einzelnen einzugehen. Es heißt doch wirklich die Winge 
auf den Kopf ſtellen, wenn man alle die Deſtimmungen als Seſchranaungen der Danziger 
Seröltkerung hinſtellt, die von den Feindbundmachten errichtet oyw, bejtatigt wurden, aus 
der Ernenninis, daß der Prozeß der willkürlichen Auseinanderreißung des deutſchen 
Volkes zugunſten Polens hier in Tanzig eine Grenze findet, und daß man einer deutſchen 
Devoläerung nicht wie einem kulturloſen Negerhaufen eine Verfaſſung aufoktroyieren 
bann, die ihr weniger Tewegungsjreiheit laſſen würde, als 3. B. eine ci Yominion- 
verfſaſſung den farbigen Untertanen des Empire. 

Lanzig wurde gegen den mehrfach eindeutig bekundeten Willen ſeiner Bevölkerung 
vom Reich losgeriſſen, um Polen einen Zugang zum Meer zu geben. Die Errich- 
kung der „Freren Stadt' als ſolche aber erfolgte nicht um Polens, ſondern um 
der deutſchen Sevölkerung willen und zu deren Schutz. Herr Strasburger 
hat das ſelbſt am Anfang feines Buches feſtgeſtellt. om bewußten Kötderjpruc zu dieſen 
leinen eignen Worten baut er die weiteren Varlegungen feines Buches auf der Umkehrung 
viejer nicht anzuzweifelnden hiſtoriſchen und rechtlichen Praemiſſe auf. 


V. Danzig- polnische Streitigkeiten und Verständigungen. 


Das nachſtehend wiedergegebene Kapitel ift beſonders charakteriſtiſch für die Methode 
Strasburgers, die hiſtoriſchen und rechtlichen Vorausſetzungen den eigenen Bedürfniſſen 
entſprechend umzukehren, jie mit unbewieſenen und Jo untereinander widerſprechenden Be- 
hauptungen zu werquicken und fo ein Theſen gebäude von einer ſchein baren 
Folgerichtigkeit zu errichten. Davon wird ſich natürlich nur der blenden laſſen, der 
die fruhere publiziſtiſche und aktive politiſche Tätigkeit Strasburgers, ſowie das ganze Weſen 
der polniſchen Propaganda der vergangenen Jahre nicht kennt, Nahezu jeder Satz Stras- 
burgers enthält eine Wiederholung dieſer altbekannten Theſen, auf deren tichterliche -Ent- 
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ſcheidung oder publiziſtiſche Widerlegung von deutſcher Seite feit einigen Jahren in loyaler 
Ausführung der Verſtändigungspolitik mit Polen verzichtet worden iſt. Man müßte dieſen 
ganzen Fragenkomplex hier wieder aufrollen, wollte man die Behauptungen Str.'s bis ins 
Einzelne widerlegen. Man kann darauf umſo eher verzichten, als dieſe Widerlegungen be- 
reits in allen Einzelfragen von berufener Seite in vielen Veröffentlichungen von deutſcher 
und neutraler Seite erfolgt ift. Der objektive Lefer wird Strasburgers Theſen ohnedies 
richtig zu werten wiſſen, wenn er ſich deren zwar kaum offen ausgeſprochene, aber dennoch 
deutlich erkennbare Tendenz gegenüber Danzig und ſein Prinzip der Umkehrung aller hiſto— 
riſchen und rechtlichen Praemiſſen klargemacht hat, von denen wir am Schluß des IV. Kapitels 
ſprachen. 

Zu Beginn des V. Kapitels Ind Str. den pariſer Vertrag vom 9. 11. 1920 als 
eine Anderung des Verſ. Verkr. 16) hinzuſtellen, um jo eine Grundlage für die Theſe zu ge- 
winnen, als fei die Interpretation der gültigen Beſtimmungen in dem von ihm gewünſchten 
Sinne eine ſtarke Einſchränkug gegenüber dem, was Polen von Rechts wegen verlangen 
könne. ; 


„Das Bewußtsein von dem tiefen und grundsätzlichen Unterschied, der zwischen 
diesen beiden Akten besteht und der Polen in Spaa [am 11. 7. 1920] im Augenblick des 
Bolschewisten-Überfalls gegen das Versprechen der Unterstützung unserer Verteidi- 
gungsbemühungen aufgezwungen wurde, blieb in der polnischen öffentlichen Meinung 
immer erhalten und erschwerte außerordentlich eine normale Entwicklung der Ver- 
hältnisse. Das Gefühl, eine Ungerechtigkeit (!) erfahren zu haben, rief die leichtver- 
ständliche Reaktion und Forderung der polnischen öffentlichen Meinung hervor, daß zu 
den Bestimmungen des Vers. Vertr. zurückgekehrt (!) werde. Von diesem Standpunkt 
aus wurden oft die weiteren rechtlich-politischen polnisch-Danziger Akte beurteilt.“ 
(S. 57.) 


Von juriſtiſchen Fachleuten fei jogar die Theſe aufgeſtellt worden, daß die Pariſer 
Konvention in den Punkten, in denen ſie vom Verſ. Vertr. abweicht, ungültig ſei. 

Immerhin kritt Strasburger dann der Behauptung enkgegen, daß auch die folgenden 
Rechtsakte, Abkommen und Entſcheidungen, eine Schmälerung der polniſchen Rechte ge— 
bracht hätten, das gelte insbeſondere nicht vom Warſchauer Abkommen vom 24. 10. 1921. 


Die zahlreichen Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Danzig und Polen ſtellt er ſelbſtverſtändlich 
als bewußte deutſche Provokationen hin, die von einer Angriffsabſicht diktiert worden ſeien: 


„Es unterliegt keinem Zweifel, daß die komplizierte rechtlich- administrative Kon- 
struktion in den ersten Jahren eine lange Reihe von Entscheidungen verlangte. Aber es 
ist auch sicher, daß das Motiv vieler Streitigkeiten nicht der Wunsch war, administra- 
tive Schwierigkeiten zu beseitigen, sondern die Realisierung eines Programms, das vom 
ersten Augenblick an vom Deutschen Reich aufgestellt worden war: „Der Versuch. 
aus Danzig eine Freie Stadt zu machen.. . . würde zu einem gewaltsamen Druck und 
einem dauernden Kriegszustand im Osten führen.‘ “ (S. 57.) 


Nach der Methode „Haltet den Dieb!” wird alfo der wahre Tatbeſtand verſchleiert. Es 
konnte doch hier von nichts anderem die Rede fein, als von einer Defenſwe Danzigs gegen 
die ſtändigen polniſchen Verſuche, fih in Danzig durch willsürliche Interpretation und Über— 
tretung der rechtlichen Vorſchriften auszubreiten! Die jchiedsrichterlihe Tätigkeit des Völ— 
kerbundes war angeſichts der Ohnmacht des Deutſchen Reiches damals Danzigs einziges, in 
der Praxis allerdings höchſt mangelhaft wirkſames PVerteidigungsmittel. Auch die doch 
nichts mehr als ſelbſtverſtändliche Unkerſtützung Danzigs durch die deutſche öffentliche Mei- 
nung iſt in Strasburgers Augen daher nichts anderes geweſen, als eine böswillige offenſive 
Tendenz und bewußte Störung der an ſich ſo normalen Verhältniſſe. 


„Das war kein Kampf mit dem kleinen Danzig, wie das einem Nichtkenner so 
scheinen mag, sondern ein schweres Ringen um Danzig und Pommerellen mit dem 
hinter diesen stehenden Deutschen Reich, das den Danziger Elementen, die Gegner der 
Zusammenarbeit mit Polen waren, internationale Unterstützung verlieh. Die politische 
Seite dieses Kampfes war schwierig und kompliziert. Die ständige Belastung der poi- 
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neschen internationalen Politik mit polnisch-Danziger Streitigkeiten war für die allge- 
meinen Interessen der Republik natürlich schädlich. Es erforderte eine nicht geringe 
Selbstverleugnung von der Leitung unserer auswärtigen Angelegenheiten, die ständig 
von dem Risiko bedroht war, diese oder jene Sache auf dem vom lauten Widerhall der 
Welt- und Inlandsmeinung erfüllten Genfer Gebiet zu verlieren. Die deutsche Presse, 
in ständigem Kampf mit der polnischen Politik, erleichterte natürlich deren Aufgabe 
nicht, sondern bemühte sich, die endgültigen Ergebnisse der polnisch-Danziger Streitig- 
keiten in einem für uns ungünstigen Sinne darzustellen, um die Danziger Faktoren zu 
ermuntern, weitere Streitigkeiten auf internationalem Gebiet aufs Tapet zu bringen.“ 
(S. 58.) 

Der nächſte Abſatz verrät deutlich die Abſicht, die der eigentliche Sinn des ganzen 
V. Kapitels iſt, nämlich die von Str. als Diplomatiſchem Vertreter Polens in Danzig ver- 
folgte Rechtfertigung der Politik. 

„Andererseits erschien jede der polnisch Danziger Fragen an sich geringfügig ge- 
nug, besonders auf dem breiten internationalen Gebiet. Man warf dort nicht nur Danzig, 
sondern auch Polen Verrücktheit vor. Ebenso meinten damals auch unsere Politiker — 
und zwar gerade diejenigen, die nach der deutsch-polnischen Verständigung die Dan- 
ziger Frage in die Hand nahmen — daß die Kämpfe um unsere Rechte in Danzig einer 
größeren Geste und der Fähigkeit zu einer einmaligen Erledigung der ganzen Frage 
ermangelten. Der Verteidigung unserer Berechtigung in Danzig warfen sie eine allzu- 
eroße Kleinigkeitskrämerei vor, die sie sogar mit der herabsetzenden Bezeichnung 
„Katzbalgerei“ versahen. Indessen waren das für unsere Interessen in Danzig und 
für eine ordentliche Tätigkeit unserer Verwaltung oft Fragen von erstrangiger Bedeu- 
tung. Die Ausbalancierung einer eigenen Linie zwischen den allgemeinen Interessen 
der polnischen Außenpolitik, die natürlich danach strebte, eine schrittweise Stabilisie- 
rung unserer Verhältnisse auf allen Gebieten, also auch in Danzig, zu beweisen, und 
den örtlichen Erfordernissen unserer Wirtschafts- und Verwaltungspolitik war eine der 
größten und delikatesten Aufgaben unserer Danziger Politik.“ (S. 58/59.) 

Die Verſuche, die Streitfragen in der formalen Behandlung nach ihrer Bedeutung zu 
differenzieren und den Völkerbund durch Heranziehung von Sachverſtändigen durch den 
Völkerbundskommiſſar zu entlaſten, feien untauglich geweſen, weil diefe Fragen „hier nie- 
mals den Charakter von technischen Problemen, sondern immer von politischen Strei— 
tigkeiten annahmen.“ Die vom Völkerbund-Sekretariat aus dem Kreiſe der verſchiedenen 
Kommiſſionen und Organiſationen ausgewählten Experten hätten oftmals die Entſcheidung 
des Hohen Kommiſſars und des Rates praejudiziert und jo weitere Rekurſe ſeitens der in- 
tereſſierten Parteien veranlaßt. (S. 59.) Jedoch nicht mit dieſen Methoden hätte man hoffen 
können, eine Befriedigung zu erreichen, man habe vielmehr den Verſuch einer Zuſammen— 
arbeit mit den Elemenken gemacht, „die ihre Zukunft nicht in einer Verschärfung der Be— 
ziehungen zu Polen, sondern in einem friedlichen Zusammenleben mit ihm, besonders auf 
wirtschaftlichem Gebiet suchten.“ (S. 60.) 

Str. erklärt dann, wen er mit dieſen „Elementen“ meint und kommt zunächſt zu einer 
Feſtſtellung, die, gerade weil ſie von dieſer Seite kommt, als außerordentlich bemerkenswert 
bezeichnet werden muß. 

„Offensichtlich irren sich diejenigen, die in der großen Zahl polnischer Namen auf 
den Schildern der Firmen und freien Berufe eine Grundlage für die Verständigung der 
Danziger Bevölkerung mit Polen erblicken. Das sind nur noch historische Erinnerungen, 
die nichts mit dem heutigen realen Leben zu tun haben. Ebenso hat die Erinnerung an 
eine mehr oder weniger gute Zusammenarbeit des früheren Danzigs mit Polen, die sich 
auf zahlreiche historische polnische Andenken stützt, die jetzt eifrig durch die Danziger 
Behörden beseitigt werden, auf das heutige Danzig wenig Einfluß und nur geringe Be- 
deutung.“ (S. 60.) 

Es wäre febr zu begrüßen, wenn diefe Erkenntnis Strasburgers in möglichſt breite 
Kreiſe Polens eindringen und endlich jene im Grunde völlig zweckloſe Methode aufgegeben 
würde, durch Formulierungen wie „der polniſche Teil Danzigs“ u. ä., irrige Vorſtellungen 
zu erwecken! Auch den Verfechtern der Theſe von der Zugehörigkeit der Danziger Archi— 
tektur zum „polniſchen Kulturkreis“ wäre dieje Einſicht zu wünſchen. y 
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Hören wir aber, welche „Elemente“ Herr Strasburger als die geeigneten Partner einer 
Danzig-polniſchen Verſtändigung anſiehk: 

„Es bestanden und bestehen in Danzig Elemente, die einen gewissen Lokalpatriotis- 
mus besitzen und die Überzeugung haben, daß sie nicht aufhören, gute Deutsche zu sein, 
wenn sie in ersten Linie der Fr. St. dienen.. . . [Es] besteht ein gewisser Unterschied 

der politischen Weltanschauung zwischen denjenigen Bewohnern Danzigs, die ihr In- 
teresse einzig in dem taktisch-politischen Dienst für die Interessen Berlins sehen, und 
den wirklichen Danzigern, die vor allen Dingen die mit dem Geschick der Freien Stadt 
verbundene Sache verteidigen wollen. Zur ersten Kategorie gehört die einge'wianderte 
Bevölkerung, Beamte und Pensionäre, die durch finanzielle Bande mit dem Reich ver- 
bunden und vollkommen von ihm abhängig sind. Jedoch die Wirtschafts- und Arbei- 
terkreise haben es nicht immer gern gesehen, daß die von der Reichsregierung ge- 
nährten politischen Streitigkeiten ein gutes Zusammenleben Polens mit Danzig er- 
schwerten und die tatsächlichen Interessen der Freien Stadt bedeutenden Schwankun- 
gen aussetzten. Mehr als einmal widersetzten sie sich der Politik Berlins und inaugu- 
rierten eine echte Danziger Politik. Sie stellten den Grundsatz einer polnisch-Danziger 
Zusamimenarbeit heraus und unterstrichen gleichzeitig die Notwendigkeit einer Erhal- 
tung der deutschen Kultur. Solche Strömungen befestigten sich in Zeiten, als in Danzig 
und im Reich verschiedene politische Parteien an der Macht waren, die anderen Welt- 
anschauungen und Zielen huldigten. Am meisten waren die liberalen und sozialdemo- 
kratischen Gruppen einer Verständigung mit Polen geneigt.“ (S. 60.) 

Um zu kennzeichnen, was Herr Str. unter „Wirtſchafts- und Arbeiterkreiſen“ verſteht, 
genügt es, ein paar Namen zu nennen, die Herrn Strasburger während ſeiner Amtszeit in 
Danzig als Repräſenkanten der Fr. St. begegnet find: Jewelowſki, Wirtſchaftsſenator, 
Sohn eines aus Ruſſiſch-Polen eingewanderten Ghettojuden; Grünſpahn, Se- 
nator, Jude; Kamnitzer, Finanzſenator, jüdiſcher Rechtsanwalt; Neumann, 
Senator, j üd ijh er Rechtsanwalt, ſtadtbekannter Kriegsdienſtverweigerer; Arczynſki, 
ſozialdemokratiſcher Innenjenator, der heute für ſein Kolonialwarengeſchäft als Franciszek 
Arczynſhi in polniſchen Zeitungen inſeriert. So ſehen die „wirklichen Danziger“ des 
Herrn Strasburger aus, und er hat Recht, wenn er feſtſtellt, daß dieſe Herren „ihre Zu— 
kunft“ in einer friedlichen Zuſammenarbeit geſucht und — wie die privaten Einnahmen 
Jewelowſkis zeigten — 3. T. auch gefunden haben. Daß ihr von Str. ſo ſehr gerühmter 
„Danziger Geiſt“ nicht aus Heimatliebe, ſondern aus der internationalen Ideologie des 
Judentums und Marxismus eine angebliche „Verſtändigungspolitik“ trieb, ſcheint Str. zu 
überſehen, oder er verſchweigt es gefliſſenklich. Wir raten Herrn Str., ſich zur beſſeren 
Orientierung über den wahren „Danziger Geiſt“ die Entwicklung der Danziger Wahlergeb— 
nijje von 1982—1985 anzuſehen. — Die Behauptung ſchließlich von dem eingewanderten 
„Beamtenelement“ ſtützt ſich auf die vollkommen abſurde und wiſſenſchaftlich unhalt— 
bare Theſe von der gewaltſamen „Verpreußung“ Danzigs nach den polniſchen Teilungen. 
Str. ſcheint auf die Verhältniſſe eines hoch entwickelten modernen Staates, wie das 
Deutſchland des 19. und 20. Jahrhunderks, ſoziologiſche Begriffe anzuwenden, die für das 
Polen des 18., 19. und keilweiſe noch das 20. Jahrhunderts galten. Dort mag es damals 
vielleicht möglich geweſen fein, daß ein Einwohner Lublins nicht fo leicht nach Radom „ein. 
wanderte“, es ſei denn, man beſorgte dieſe „Einwanderung“ mit Gewalt. In dem preußiſchen 
Teilgebiet hatten dieje ſoziologiſchen Begriffe auch zu „polniſcher“ Zeit, ſelbſt im 18. Jahr- 
hundert, keine Gültigkeit mehr, und der ſtändige Menſchenaustauſch zwiſchen Danzig und 
anderen Gegenden Deutſchlands iſt nicht erſt eine Erſcheinung der Zeit nach den polniſchen 
Teilungen, ſondern ein ununterbrochener Prozeß ſeit der Gründung Danzigs im Mittelalter. 

Die Deutjhnationalen und das Zentrum, jo führt Str. dann weiter aus, feien Gegner 
der Verſtändigungspolitik geweſen. Die „radikalen nationaliſtiſchen Elemenke“ hätten alle 
Mittel angewandt, um die Annäherung der „Wirtſchafts- und Arbeiterkreiſe“ an Polen zu 
verhindern. Á 

Eine beſondere Rolle jchreibt Str. dabei der Veröffentlichung eines ge- 
beimen polnij hen Memorials zu, „in welchem die polnische Politik der Ver- 
ständigung mit der Absicht einer desto schnelleren und wirksameren Polonisierung und 
Angliederung der Freien Stadt an Polen motiviert wurde. Das Memorial war zusam- 
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mengestellt aus entsprechend herangezogenen polnischen Reden und Presseartikeln und 
bösartig durch die eigenen Kombinationen des Autors ergänzt. Das Memorial, das in 
Danzig einem Beamten des Generalkommissariats zugeschrieben wurde, fand in der 
Fr. St. einen großen Widerhall, trug zu einer Erschwerung der Verständigung bei 
und ist einer der Beweise dafür, wie große Bedeutung dte radikalen nationalistischen 
Elemente der Idee und der Gefährlichkeit einer dauerhaften Verständigung Polens mit 
Danzig zuschrieben.“ — Str. behauptet, das Sera Ze fei „vermutlich von der Presse- 
stelle des Senats gefälscht“ worden. 


Hier müſſen wieder einige erläuternde IR eingeſchallet werden: Bei 
dieſem „Memorial“ handelt es fih um eine im Jahre 1929 von der rechtsgerichteten reichs— 
deutſchen Preſſeagentur „Tel.-Union“ in Genf veröffentlichte umfangreiche polniſche Denk— 
ſchrift, die mit Zalewſki, dem Namen eines ſeinerzeit zur Dipl. Vertretung Polens in 
Danzig gehörigen Legationsrates und engen Mitarbeiters Strasburgers, gezeichnet iff Die 
Unſinnigkeit der Unterſtellung Strasburgers, daß die Preſſeſtelle des Senats der Urheber 
dieſer angeblichen Fälſchung geweſen ſei, geht allein daraus hervor, daß det damalige 
Leiter der Preſſeſtelle, ein Liberaler, der Senat ſelbſt aber aus Vertretern der Linkspar- 
keien zuſammengeſetzt war, während Str. ſelbſt doch „radikalen nationaliſtiſchen Elementen“ 
die Störung feiner Verſtändigungspolitik zuſchreibt. Ein typiſches Beiſpiel für die Methodik 
ſeiner Beweisführungen! Bis auf den heutigen Tag ſind übrigens überzeugende 
Argumente gegen die Echtheit dieſes Dokuments nicht vorge- 
gebracht worden. Das damalige Dementi der Polniſchen Telegrafenagentur, „daß ein 
aͤhnliches Dokument in amtlichen polniſchen Kreiſen niht bekannt fei”, ging der Frage 
der Echtheit deutlich aus dem Wege. Das Organ Piffudjkis „Glos Prawdy“ hüllte fih in 
beredtes Schweigen. Es wäre von Herrn Strasburger wohl klüger geweſen, wenn er es 
vermieden hätte, an diefe Denkſchrift zu erinnern. Ein Vergleich ihres Inhalts 
mit den heutigen Ausführungen Strasburgers läßt nämlich er- 
ſtaunliche Parallelen erkennbar werden und iſt daher geeignet, die An- 
nahme der Echtheit der Denkſchrift zu beſtärken. 


Str. fährt dann fort in der Rechtfertigung ſeiner Danziger Politik. Man habe auch auf 
polniſcher Seite, gibt er zu, das richtige Verſtändnis für die Verſtändigungsverſuche ver- 
miſſen laffen und die Verbeſſerung der Atmosphäre nicht gefördert. Die Politik der jchieds- 
richterlichen Entſcheidungen durch den Völkerbund und „die Bemühungen, die polnisch- 
Danziger Beziehungen zu beruhigen und zu verengern, wurden damals als ein Zeichen 
der Schwäche von denselben Faktoren beurteilt, die in den letzten Jahren eine fast 
allzu nachgiebige Politik führen, und zwar nicht gegenüber der Fr. Stadt und der mit 
ihr verbundenen Bevölkerung, sondern zugunsten des Deutschen Reiches und der durch 
dieses aufgestellten politischen Postulate.“ 

Daher ſeien nach kurzen Pauſen „liberaler“ Danziger Regierungen die Nationalijten 
wiedergekehrk. — Rekroſpektiv betrachtet, fei er heute mehr denn je davon überzeugt, daß 
ſeine Politik „richtig und angebracht war. Sie bestand nicht in einem Suchen nach kleinen 
taktischen Erfolgen, sondern bemühte sich, für einen langen Zeitraum eine Entwick- 
lungslinie zu schaffen, die auf friedlichem Wege zu einer tatsächlichen Verengerung der 
Bande zwischen Polen und Danzig führen könnte Sie wurde untergraben und 
unmöglich gemacht vor allen Dingen von Faktoren, die vor niemanden für ihre Unter— 
nehmungen verantwortlich waren. Die Personen, die mit dem, was in Danzig vorge- 
gangen ist, vertraut sind, wissen, daß eine Reihe von Jahren hindurch bei den zentralen 
polnischen Faktoren, die über die Danziger Fragen entschieden, zwei Leute Gehör 
fanden, deren einer sich als ein gewöhnlicher Betrüger mit gefälschten Papieren er— 
wiesen hat, der nach einigen Jahren ohne Pensionsberechtigung aus dem Dienst gejagt 
worden ist!*), während dem anderen schließlich vor kurzer Zeit aller Einfluß auf die 
politischen und sozialen Fragen in Danzig genommen wurde®?).“ 


ET Gemeint iff der ehemalige oberſte polniſche Zollinſpektkor in Danzig, Mufzkier- 
K 3 likowjki, der unter ziemlich aufſehenerregenden Umſtänden ſeinen Poſten verlaſſen 
mußte. 

15) Hiermit iſt offenbar der langjährige Liſtenführer der polniſchen Partei und Leiter des 
Polenvertandes in Danzig, Dr. Moc zynſki, der von 1084-1986 Vizepräſident der 
Danziger Außenhandelskammer war, gemeint; ſ. auch oben S. 14, Anm, 7). 
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Str. betont dann am Schluß des Kapitels, offenbar um die Ausgleichspolitik feit 1933 
als keine grundſätzliche Neuerung hinzuſtellen, daß es ſchon immer Zeiten der Verſtändi— 
gung mit Danzig gegeben habe. Es habe nur auf polniſcher Seite nicht der Wunſch und 
infolge der Haltung Deutſchlands auch nicht die Möglichkeit beſtanden, ſich mit Berlin 
über die Danziger Fragen zu unkerhalten. „Vom rechtlich-politischen Standpunkt ist eine 
derartige polnische These auch fraglos richtig. Das Deutsche Reich genießt in Danzig 
keine Rechte und Privilegien und ist in Danze auf die Rechte eines fremden Staates 
gestellt.“ Nur als Mitglied des Völkerbundsrates habe fih Deutſchland in die Danziger 
Fragen einmiſchen können. Außer am Ratstiich habe jedoch Polen mit Deutſchland nie- 
mals darüber verhandelt. Skreſemann habe fein Intereſſe an Danzig Dei nur durch die 
kulturelle Verbunderheit mit deſſen Bevölkerung begründet, Der geheime, nicht-offizielle 
Einfluß Berlins auf die Politik des Senats fei nakürlich immer bedeutend geweſen. \ 


VI. Die polnisch-deutsche Verständigung. 


Erſt zu Beginn bieles Kapitels — an fih bezeichnend genug — beſinnt fih Str. darauf, 
daß feit 1933/34 in dem deutfdh-polnijhen Verhältnis eine Wandlung eingetreten ift, obwohl 
man doch erwarten ſollte, daß für einen real denkenden Politiker hier der Ausgangspunkt 
für eine Erörterung der Danziger Fragen liegt. Indeſſen entſpricht es der Grundkendenz 
Strasburgers, eine Verbindung dieſer beiden Probleme a priori zu leugnen. 

Die Bedeutung des Nichtangriffsvertrages vom 26. Januar 1984, „einer der letzten 
Entscheidungen des Marschalls Pitsudski, der damit der polnischen Diplomatie neue 
Möglichkeiten in die Hand gab“, kann natürlich ſelbſt Str. nicht leugnen. 

„Für Polen besteht die Bedeutung dieses Abkommens vor allen Dingen in der Ent— 
lastung unserer Politik von den ständigen Streitigkeiten mit Deutschland auf allen Ge— 
bieten, die uns auf internationalem Gebiet schwächten. Polen erlangte Bewegungs- 
freiheit und die Möglichkeit zu einer breiten Aktion in allen seinen anderen Fragen. 
Das bedeutete eine Stärkung der Stellung Polens auf auswärtigem Gebiet.“ (S. 65.) 
Die Rückwirkungen auf das Verhältnis Deutſchlands zum Völkerbund minderken „nicht die 
Bedeutung des Aktes selbst für Polen als auch für den europäischen Frieden“, die 
„in jedem Falle unbestritten‘ bleibe. 

Str. bemüht fih dann aber ſelbſt — im Sinne feiner oben angedeukeken Tendenz — 
die Bedeutung dieſes Aktes herabzuſetzen und das ihm im Grunde unerwünſchte Vertrauen 
zu zerſtören. Die deutſch-polniſche Verſtändigung ſei „auf keinem Gebiet und besonders 
nicht in Danzig, das Ende des Kampfes“, denn „die deutsche Politik [hatte] nur die For- 
men des Kampfes geändert und ihn auf eine andere Ebene verlegt“. Str. moquiert ſich 
dann über die von einzelnen Außenſeitern vertretene „ungewöhnliche These“ „ „daß 
es zwischen Deutschland und Polen im Laufe der Geschichte seit der Schlacht bei 
Tannenberg keine grundsätzliche und wesentliche Interessenkollision gegeben habe. 
Den Streit um Pommerellen schrieben sie nur den klassenkämpferischen Interessen und 
Ansprüchen der preußischen Junker zu.“ (S. 66.) 16)). 

Vor allen Dingen aber fei in Danzig vom erſten Augenblick nach dem Abſchluß der 
Verſtändigung an zu erkennen geweſen, daß in Danzig „der Kampf ohne Pauſe weiter- 
ging“. Mit einer einzigen geringfügigen Ausnahme ſei keine der Streitfragen erledigt 
worden, und durch die am 21. April 1986 von Polen eingebrachte Klage betr. die Enkſchä— 
digung penſionierter Eiſenbahner ſei die von 1933 beſtehende Zahl von 18 ſchwebenden Streit— 
fragen vor dem Völkerbund wieder erreicht worden. Dieſen Zuſtand der vernünftigen Bei— 
ſeitelaſſung fruchkloſer juriſtiſcher Auseinandeſetzung hält Str. für bedenklich: 

„Es besteht . . . die Gefahr, daß z. B. im Falle einer Rückkehr Deutschlands in den 

Völkerbund oder einer anderweitig verursachten Kursänderung der deutschen Politik 
das angesammelte Streitmaterial Anlaß zu einer verstärkten Prozeßaktion auf inter- 
nationalem Gebiet geben könnte. Die Nichterledigung einiger Fragen bereitet auch eine 
Reihe von Schwierigkeiten für unsere Staatsverwaltung.“ (S. 67.) 
0 Dieſe, wie man zugeben muß, recht merkwürdige Auffaſſung, iſt auch auf deutſcher 
Seite von einigen durch die Konjunktur angelocten Schriftſtellern und Journaliſten ver- 
kreten worden. Einer Klärung dieſer deutſchen Lebensfragen dürfte mit derartigen Kon- 
ſtruktionen kaum gedient ſein, ganz abgeſehen von der Würdeloſigkeit, die hetzeriſche Auf- 
faflung vom „preußiſchen Junkerkum“ zu beſtätigen. 
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Aus der dreijährigen praktiſchen Entwicklung und zahlreichen Erklärungen von beiden 
Seiten glaubt Str. ſchließen zu können, daß „eine deutsch- polnische Verstän— 
digung über die Danziger Fragen“ beſtehe. Deren Grundlinien ſeien mit 
Leichliggeit feſtzuſtellen: 

„1) Danzig liquidiert schrittweise die Berechtigungen des Völkerbundes, die sich aus 
dem Protektorat über Danzig und aus der Garantierung der Danziger Verfassung er- 
geben. Wenn Polen sich mit dieser Frage beschäftigt, dann ausschließlich in seiner 
Eigenschaft als Vermittler zwischen Danzig und dem Völkerbund auf der Grundlage des 
ihm durch den Völkerbundrat übertragenen Mandats (vgl. z. B. das Kommunique in 
der „Gazeta Polska“ v. 28. Jan. 1937). Vom Standpunkt seiner Interessen zeigt Polen 
in dieser Frage Gleichgültigkeit. 

2) Polen zeigt sein Desinteressement an der Entwicklung der innenpolitischen Ver- 
hältnisse in Danzig und widersetzt sich nicht dem parteipolitischen „Anschluß“ Danzigs 
an das Reich. 

3) Die Rechte Polens in Danzig sollen auf Grund zweiseitiger DEE geachtet 
werden. 

4) Das Statut der Fr. St. bleibt unangetastet.“ (S. 67.) 

Nun, was von dieſer Mulmaßung des Herrn Skrasburger zu halten ift, zeigt ſchon der 
1. Punkt. Der dort gebrauchte Ausdruck „Mandat“ ift durchaus mißverſtändlich. Gemeint ijf 
damit der im Oktober 1936 vom Völkerbund an Polen übertragene Auftrag, eine Klärung 
des Verhältniſſes Danzigs zum Völkerbund herbeizuführen. Dieſer Auftrag war ſachlich und 
zeitlich begrenzt und iſt mit dem Beſchluß des Völkerbundrates vom Januar 1937 erledigt. 
Dieſer Auftrag könnte daher niemals Beſtandteil einer deutſch-polniſchen Verſtändigung über 
die Danzig-Frage fein. Obwohl ſchon aus der Faſſung des Textes erſichtlich ift, daß es ſich 
bei dieſen vier Punkten um eine willkürliche Zuſammenſtellung Strasburgers handelt, 
hindert ihn das nicht, in einer Weiſe, die wiederum für feine ſchon oft geſchilderte Methodik 
kennzeichnend ift, zu unkerſtellen, daß eine „Verſtändigung“ in dieſer Form tatſächlich 
exiſtiert. Er tut das mit folgender eleganter Wendung: 

„Diese vier angeführten Thesen widersprechen sich untereinander, bilden keine 
harmonische Einheit, führen aber zu einer völligen Begriffsverwirrung und Verdunklung 
der Wirklichkeit.“ (S. 67/68.) 

Dieſe Behauptung juht Strasburger dann in einer langatmigen Polemik bis ins Gin- 
zelne zu belegen. 

Das „Statut“ der Fr. St. bleibe nicht ohne Anderung, wenn ſeine wichtigſte Grund- 
lage, nämlich „die Kontrolle und Garantie des Völkerbundes“ angetaſtet werde. Dazu iff 
zunächſt zu bemerken, daß es natürlich vollkommen ſinnlos ift, als wichtigſten Beſtandteil der 
Verfaſſungs- und Rechtsgrundlagen eines Staates ausgerechnet deren Einſchränkungen an- 
zuſehen. Der von Str. angewandte Begriff „Statut“, der ſich allerdings in letzter Zeit 
ziemlich eingebürgert hat, iſt in Bezug auf Danzig nicht anwendbar. Das Me- 
melland hat und das Saargebiet hatte ein „Statut“. Für ein ſelbſtändiges und ſouveränes 
Staatsweſen wie Danzig kann ein ſolcher Begriff ſchon an ſich nicht gelten, ganz abgeſehen 
davon, daß die vertraglichen und rechtlichen Grundlagen der Fr. St. ſchon durch ihre Ent- 
ſtehungsweiſe kein in ſich geſchloſſenes Ganzes bilden, was doch für den Begriff „Statut“ 
Vorausſetzung wäre. Danzigs vertragliche und verfaſſungsmäßige Grundlagen ſind dagegen 
ein Konglomerat von Akten verſchiedenen rechtlichen Charakters. 

Die Behaupkung Strasburgers, daß die Berechtigung des Völkerbundskommiſſars zur 
Einmiſchung in die inneren Angelegenheiten von Anfang an beſtehe und vom Senat erſt in 
neueſter Zeit beſtritten werde, ift unwahr. Dieſer Standpunkt ift von Danziger Seite ſchon 
von jeher eingenommen worden und ift juriſtiſch einwandfrei begründet!?). 

Die Bedingungen, die zu Beginn der Fr. St. feſtgeſetzt worden ſeien, würden ſeit ein- 
einhalb Jahren nicht mehr erfüllt: 

„Die Ingerenz „fremder Faktoren“ ws) nahm einen Charakter und Ausmaße an, 
die nicht nur das Statut der Fr. St. antasten, sondern alle politische und wirtschaft- 


17) Ygl. Kraus: Die Stellung des Völk erbundskommiſſars in Danzig in „Ot. Juriften- 


Ztg.“, Heft 14, 1926. 
18) Anführungszeichen wie im Original. . ; A 
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liche Unabhängigkeit Danzigs vernichten. Diese Faktoren schufen sich schrittweise auf 
dem Gebiet der Fr. St. eine legale Existenz- und Tätigkeitsbasis und nahmen auf diese 
Weise den Charakter nicht mehr fremder, sondern innerer Danziger Faktoren an.“ 
(S. 69.) 


Diefe wieder auf der Umkehrung aller rechtliben und hiſtoriſchen Praemiſſen aufge- 
bauten Behauptungen gipfeln dann in der Theſe, daß auch „die Rechte Polens, von denen 
in der dritten von uns angeführten Thesen die Rede ist, nicht unangetastet bleiben 
könnten, wenn ihre wichtigste und grundlegende Sanktion, die Garantie des Völker- 
hundes. verworfen wird.“ (S. 69.) Ja, Str. verſteigt fih fogar zu der Behauptung, der 
Völkerbund habe in Danzig „keine anderen unmittelbaren Interessen, als die, die zum 
Schutz der Rechte und Interessen Polens errichtet wurden“, (S. 69), während doch 
wirklich niemand ernſtlich beſtreiten kann, daß die ſogenannte Garantie- und Schugpflicht 
des Völkerbundes nur geſchaffen worden iſt in der Erkennknis, daß das ſchwache Gebilde 
der Fr. St. eines Schutzes gegen die Expanſion des in feinen Marimalforderungen unbe- 
friedigten Polen bedürfen werde. 


Strasburger geht dann zum direkten Angriff auf die heutige Führung der polniſchen 
Außenpolitik über: i Së 


„Die Unterscheidung der Rechte Polens von den Rechten des Völkerbundes durch 
die polnische Diplomatie, die Feststellung, daß der Völkerbund sein Prestige in Danzig 
selbst verteidigen müsse, und daß Polen an diesen Fragen wenig interessiert sei, 
schadet vor allen Dingen den Interessen Polens und nicht denen des Völkerbundes. Na- 
türlich leidet das allgemeine Prestige des Völkerbundes durch die Entwicklung der 
Dinge in Danzig, aber noch mehr leiden die Interessen Polens. 


Diese Interessen kann man nicht als unangetastet betrachten, wenn der Schwer- 
punkt der Danziger Politik, wenn die Disposition und Entscheidung in allen Danziger 
Fragen, die wirtschaftlichen richt ausgeschlossen, durch Vermittlung der national- 
sozialistischen [Partei nach Berlin verlegt ist. Eine so enge Interpretation unserer Be- 
rechtigungen und Interessen in Danzig, wie sie augenblicklich gegeben wird, indem 
man unser Desinteressement an den inneren Angelegenheiten der Fr. St. erklärt, hat 
man bisher niemals und nirgends gegeben, weder in Genf, noch in Warschau, noch in 
Danzig. 


Das polnische Recht des Zugangs zum Meer erfordert nicht nur, daß im gegebenen 
Augenblick die polnische Verwaltung dort ihre Tätigkeit ausüben kann. und daß die 
polnischen Waren ohne Hinderung durchgeführt werden können, sondern daß Danzig 
— wie es der Völkerbundsrat am 17. XI. 1920 beschloß — „im internationalen System 
Europas einen Organismus bilde, der gegen jede Ingerenz von seiten irgendeines Landes 
verteidigt werden muß und der eine selbständige Existenz besitzen muß“, die garan- 
tiert, daß auch morgen unsere Verbindungen mit dem Meer ohne die geringste militä- 
rische, ja sogar politische Bemühung, einzig in der Konsequenz des schon früher ge- 
schaffenen 55 in keiner Weise auf Befehl Berlins unterbrochen werden 
kann.“ (S. 70. 


Allem demgegenüber feien Verſicherungen über die Nichtantaftung der polniſchen Rechte 
in Danzig Schall und Rauch. 


Eine ins Einzelne gehende Enkgegnung können wir uns hier erſparen und verweiſen 
auf unſere Bemerkungen zu früheren Teilen des Strasburgerſchen Buches, die hier 3. T. 
nur in abgewandelter Form wiederholt werden. Die ganze Beweisführung von der „Völ— 
kerbundsgarantie und der „Verfaſſung“ als „Recht Polens in Danzig“ iſt ſchon deswegen 
hinfällig, weil zwiſchen den auf Danzig bezüglichen Völkerbundsbeſtimmungen, der von 
einer verfaſſunggebenden Verſammlung der Danziger Bevölkerung aufgeſtellten Verfaſſung 
und den verfraglich an Polen zugeſtandenen Rechten weder ein inneres, noch ein äußeres 
Band beſteht. Den Begriff „polniſche Rechte“ auf dieſe Beſtimmungen auszudehnen, iſt ſo 
abſurd, daß jede Widerlegung überflüſſig iſt. a 


ERE. BER 


Unter der Überſchrift „Der politische Anschluß“ e) wird dann die feit der Machtüber- 
nahme der NSDAP. enkſtandene verfaſſungsmäßige Lage in Danzig geſchildert. Str. bringt 
eine loſe Zuſammenſtellung von Reden Gauleiter Forſters, Berichten des Völkerbunds— 
kommifjars u. a. m., von der er behaupkek: 


„Das sind keine Auszüge aus irgendwelchen speziellen Reden, die entsprechend 
herangezogen wurden, sondern ein vollständiges Bild der legalen und durch Polen nicht 
angefochtenen politischen Lage in der Fr. St.“ (S. 73.) 

Str. ſtellt ſelbſt feft, daß das formale rechklich-politiſche Verhältnis zum Reich nicht ge- 
änderk worden ſei. Danzig ſei aber in die parkeipolitiſche Organiſation des Reiches einbe— 
zogen, der parkeipolitiſche „Anſchluß“ fei erfolgt, die Parteiffellen in Danzig feien nur 
niedere Inſtanzen der Reichsftellen vim. uſw. Da Grundſatz und Grundlage der national- 
ſozialiſtiſchen Verfaſſung die Verſchmelzung und abfolute Symbioſe von Partei und Staat 
jei, gebe es keine Staatsfunktionen mehr, die nicht vom Nakionalſozialismus beherrſcht 
würden. Außerhalb der Partei gebe es kein ſtaakliches Leben und keine ſtaatlichen Funk- 
kionen mehr. Aus dieſer Symbioſe ergebe fih die faktiſche Unterordnung nicht nur des 
Partei-, ſondern auch des Staakslebens Danzigs unter das Deutſche Reich. Der Senat und 
fein Präfident unkerſtehe auf dieſer Weiſe dem Gauleiter und werke, wie es der Völker- 
bundskommiſſar in feinem Bericht vom 12. Sept. 1936 ausgedrückt habe, feine Treue- und 
Dienſtverpflichkung gegenüber der Partei febr hoch. 


„Der Senat ist nur nach außen, gegenüber Polen und dem Völkerbund, d’e oberste 
Danzig repräsentierende Behörde.“ Nach innen ſei es de facto der Gauleiter, was in 
der Formalikätk der Neujahrsbefuhe formal zum Ausdruck gekommen fei. „Forster be- 
ginnt daher allmählich nicht nur den Charakter eines Parteigauleiters anzunehmen, 
ae eines im Rahmen des Reiches ernannten Vorgesetzten des Danziger Senats.“ 
5.78; 

Str. fühlt fih dann fogar bemüßigt, in unerhörter Weiſe die Unabhängigkeit der Dan- 
ziger Gerichte anzuzweifeln, indem er abſichtlich oder aus Mangel an Einfiht die national- 
ſozialiſtiſchen Rechtsgrundſätze mißdeutek: 


„Die Gerichte haben in ähnlicher Weise ihre Unabhängigkeit eingebüßt, wie die 
Gesetzgebung und Verwaltung. In die gerichtliche Rechtssprechung wurden die Be— 
griffe des „Nationalgefühls“ und des „Allgemeininteresses“ eingeführt, die eine höhere 
Bedeutung als das Recht haben. Wie sehen unter diesen Bedingungen die Interessen 
der polnischen Bürger und Beamten aus (z. B. die Prozesse der Direktion der Poln. 
Staatsbahnen mit ehemaligen Beamten Danziger Nationalität), die der Danziger Rechts- 
sprechung unterworfen sind?“ (S. 74.) 


Die totale Verfaſſung, jo fegt Str. dann feine Schilderung fort, erſtrecke fih auch auf 
das ſoziale und privakwirtſchaftliche Leben. Str. bemerkt dazu: 


„Die Aufrechterhaltung eines gewissen Wirtschaftsliberalismus, wenigstens bis zu 
einem gewissen Grade, würde besonders in einem Hafen angebracht erscheinen, der 
Polen als Zugang zum Meere dienen soll und in dem neben Danziger Deutschen auch. 
Polen gewisse wirtschaftliche Tätigkeiten unabhängig von ihrer politischen Einstellung 
ausüben wollen und müssen. Ein solches Recht wurde ihnen übrigens durch entspre- 
chende internationale Akte zugesichert.“ (S. 74.) 

Als Beiſpiele führt Str. die wirtſchaftlichen Zweckverbände an, die er „Zwangsorgani— 
ſationen“ nennt. Bezüglich der Organiſakion des Schiffahrtsbekriebsver⸗ 
bandes behauptet er: „Das Polen zuerkannte Recht der Schiffahrtsfreiheit unterliegt 
auf diese Weise natürlich bedeutenden Einschränkungen“. (S. 75.) 

Zu der Verordnung des Senaks zum Schutz von Handel und Hand- 
werk heißt es: 

„Welchen Wert besitzen unter diesen Bedingungen noch die polnischen Rechte zur 
Ausübung von Handel und Industrie in Danzig!“ (S. 75.) 

Und zum Hausbeſitzerzweckverband: 


19) Im Original der deulſche Ausdruck. 
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„. . . welchen Wert haben die Rechte des Ankaufs und des Besitzes von Immo- 
bilien durch Polen!“ (S. 76.) l IT TERN A 

Auch die Regelung der Hafenarbeit durch die Ausgabe von Arbeiterkarten 
juht Str. als eine gegen Polen gerichtete Maßnahme darzuſtellen: 


„Was die Polen anbetrifft, so sind sie mit Hilfe obiger Vorschriften schrittweise aus 
ihren Stellungen verdrängt worden, obwohl sie in gewissen Grenzen noch toleriert 
werden. Am wichtigsten aber ist der Umstand, daß sie in jedem Augenblick auf legale 
Weise entlassen werden können, und daß de ganze Wirtschaftsapparatur durch die 
Vermittlung der Partei der Leitung Berlins unterworfen ist.“ (S. 76/77.) 

Nachdem Str. feſtgeſtellt hat, daß auch in dieſem Punkte „die polnische These von 
der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten Danzigs einerseits und von der 
Unantastbarkeit [seiner] Rechte andererseits. . . als irreal und nicht realisierbar“ 
erwieſen habe, da das Reich das Wirkſchaftsleben Danzigs mit Hilfe dieſer Organifafionen 
faft uneingefchränkt kontrollieren könne, fährt er fort: 


„Die Organisierung des Danziger Wirtschaftslebens nach dem Grundsatz des To- 
talismus steht an sich im Widerspruch zu den Polen auf Grund der bestehenden Ver- 
träge zuerkannten Rechten ... Die Leiter unserer Danziger Politik bildeten sich ein, 
die polnischen Rechte dadurch aufrechterhalten zu können, daß sie von den Danziger 
Politikern Versicherungen oder mündliche Erklärungen erhielten, daß unsere Rechte 
nicht angetastet würden. Solche Versicherungen oder Erklärungen haben jedoch keinen 
größeren Wert als die bestehenden Verträge und polnisch Danziger Abkommen. Sie 
können im besten Falle eine zeitweise und vorübergehende Toleranz gegenüber der 
polnischen Wirtschaftstätigkeit bedeuten und schaffen. Sie werden nur Scheinhand— 
lungen zur Beruhigung der polnischen öffentlichen Meinung sein „ 
925 Unter diesen Bedingungen verliert das polnisch Danziger Abkommen über 
die Teilung der Tonnage und die Zusammenarbeit zwischen Danzig und Gdingen leider 
seinen Lebensgrund und seine Rechtsgrundlagen, umsomehr, als die deutschen Dan- 
ziger in dem benachbarten Gdingen ohne größere Schwierigkeiten mt dem polnischen 
Element konkurrieren können.“ (S. 77/78.) 1 Be 3 

Hier müſſen wieder einige grundſätzliche Bemerkungen eingeſchalket werden. Den Aus- 
führungen Skrasburgers ift zunächſt enkgegenzuhalten, daß es doch wohl dem wahren Sinn 
einer Demokratie enkſpricht, wenn der Staat die Inkereſſen der Mehrheit feiner Bevölke- 
rung berückſichtigt. Dieſe Mehrheit ift in Danzig ein für allemal mit rund 97 v. H. deutſch, 
fo unangenehm das auch Herrn Strasburger fein mag. Es geht ſchließlich nicht an, zu ver- 
langen, daß die zahlenmäßige Unkerlegenheit des Polenkums dadurch ausgeglichen wird, daß 
die Inkereſſen der Mehrheit nur ſolange berücfichtigt werden, wie es der Minderheit ge⸗ 
nehm ift. Eine ſolche Auslegung der verkraglichen Beſtimmungen iſt durch nichts zu be⸗ 
gründen. Man muß unterſcheiden, ob die Angehörigen der polniſchen Minderheit in Dañ- 
zig von der für alle gültigen Geſetzgebung wie jeder andere Danziger Staatsbürger ` be- 
kroffen werden, oder ob es fih um kypiſche Volkskumsrechte (kulturelles und politiſches Ver- 
einsleben, Schulfragen u. ä.) handelt. Eine Ausdehnung des Begriffs der Volkskumsrechte 
auf alle Gebieke der Geſetzgebung und Verwaltung des Gaſtſtaates führt zu einer Aufhebung 
dieſes Begriffes und würde eine ungerechtferkigte Privilegierung bedeuten. Auf polniſcher 
Seite möchte man dieſe Grenzen gern verwiſchen, allerdings nicht im eigenen Lande. So 
handelt es fih bei der Einführung der Arbeiterkarten im Danziger Hafen um nichts an- 
deres, als um eine ſoziale Maßnahme zwecks gleichmäßiger Verteilung der Arbeitsgelegen- 
heiten an alle Arbeitsberechkigten. Wenn dadurch polniſchen Arbeitern ebenſo wie den deuk— 
ſchen die Möglichkeit unſozialer Bevorzugung genommen worden iſt, ſo iſt das noch lange 
keine einſeitig gegen Polen gerichteke Maßnahme. Was ſchließlich die Rechte der Polen 
anbetrifft, die nicht die Danziger Skaaksangehörigkeit beſitzen, jo kann man Str. den von 
ihm ſelbſt betonten Grundſatz der Wirtſchaftlichkeit enfgegenhalten. Eine hemmungsloſe 
Überflutung der Danziger Wirkſchaft durch Neugründungen, Niederlaſſungen, ungehemmke 
Geſchäftsaktionen nicht-Danziger Firmen u. a. m. wäre unwirkſchafklich. Wirkſchaftlich if 
es, den vorhandenen Kaufleuten, Handwerkern und Arbeitern eine volle Ausnützung ihrer 
Wirkſchafts- und Arbeitskraft zu ſichern. An fih kann alfo die Neuordnung des Danziger 
Arbeits- und Wirkſchaftslebens in keinem Punkt von vornherein als eine Ankaſtung pol- 
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niſcher Rechte angeſehen werden. Wenn Str. ihre Anwendung von vornherein verdächtigt 
und die Zuſiche rungen des Senats über die Nichtankaſtung polniſcher Rechte in Zweifel zieht, 
ſo iſt das einfach dadurch zu erklären, daß ihm ſelbſt der moderne Geiſt der Anerkennung 
fremden Volkskums etwas vollkommen Fremdes iſt. 


Wie ahnung- und verſtändnislos Str. dieſem Geiſt, der im Nationalſozialismus feine 
konfequentefte weltanſchauliche Verkörperung gefunden hat, gegenüberſteht, geht aus den 
Betrachtungen hervor, die er am Schluſſe dieſes Unterabſchnitts der Stellung der 
polniſchen Minderheit in Danzig und Deutſchland widmet: 


„Die totale Verfassung läßt eigentlich keine Tätigkeit außerhalb ihrer Organisation 
zu. Genau genommen müßten die nationalen Minderheiten dem Nationalsozialismus be’- 
treten, den Idealen der Partei Treue, dem Führer Gefolgschaft schwören usw. und auf 
diese Weise ihrer Nationalität entsagen, oder sie verlieren jedes Recht, zu bestehen In 
Deutschland sind die Tore des Nationalsozialismus für Polen weit geöffnet. Aber wer 
der Einladung nicht folgt, hat keine rechtlichen Existenzgrundlagen. Nur den Juden ist 
der Eintritt in die Partei untersagt, aber dafür haben sie außerhalb der Klammer des 
Staatslebens als Staatsbürger zweiter Klasse das Recht, in besonderen Organisationen 
und auf Grund besonderer Rechte, ihre rassischen und kulturellen Eigenarten zu pflegen 
und ihre Berufsinteressen zu verteidigen. Den Polen steht dieses Recht nicht zu. — 
Das Problem des Gemeinschaftslebens der polnischen Minderheit in Deutschland ist 
überaus schwer zu lösen. In Danzig sucht man eine Sicherung der Lebensmöglichkeit 
für die polnische Bevölkerung auf dem Wege spezieller Abmachungen und der Fest- 
setzung gewisser Ausnahmen von den allgemeinen Grundsätzen.“ (S. 83.) 

Allein, bei näherem Zuſehen fellt fih heraus, daß dieſe ungeheuerlichen Entſtellungen 
Strasburgers nicht nur von abgrundkiefer Unkenntnis über Idee und Lebensgeſetze der na- 
kionalſozialiſtiſchen Bewegung, ſondern auch von einer ganz beſtimmten Abſicht diktiert find. 


Str. beſchäftigt ſich auch mit der Liquidierung der Oppoſition in Danzig und bemerkt zu 
dem Verbot der Sozialdemokratiſchen Partei: 


„Das Ende einer Partei mit sozialistischer Ideologie könnte uns gleichgültig sein. Vom 
polnischen Standpunkt steht sie uns weder näher noch ferner als andere Programme. 
Aber wir müssen unser Bedauern ausdrücken über die Vernichtung einer aus Danzig 
hervorgegangenen, ausschließlich aus Danzigern zusammengesetzten und ihre Tätig- 
keit auf das Gebiet der Fr. St. beschränkenden Partei 

Natürlich kann man auf dem Standpunkt stehen, daß die parte! potii: 
schen Auseinandersetzungen auf Danziger Gebiet uns nichts angehen. Man kann be— 
haupten, daß wir keinen Grund haben, für die Rechte der Sozialdemokraten einzu— 
treten. Die Interessen Danziger Wirtschaftskreise könnten uns gleichgültig sein. 
Schwerlich ist jedoch zu leugnen, daß die Arbeits- und Wirtschaftskreise, in gewissem 
Maße sogar die zentro-katholischen Kreise die Bevölkerungskreise repräsentieren. die 
am engsten mit Danzig verbunden sind, während die Nationalsozialisten geistig und po- 
litisch eine Richtung vertreten, die stark von äußeren Faktoren abhängig und ihnen 
unterstellt ist. Die letzten Überbleibsel des Danziger Geistes“ und derjenigen Leute, 
die eine gewisse Danziger Atmosphäre schaffen könnten, sind angesichts der völl'gen 
Gleichgültigkeit des Polnischen Staates endgültig von der politischen Bühne abge- 
drängt.“ (S. 80/81.) 

Wir brauchen nicht zu wiederholen, was es mit dieſem von Herrn Strasburger ſo oft 
beſchworenen „Danziger Geiſt“ auf ſich hat, und können wiederum auf unſere Bemerkungen 
über die „wirklichen Danziger“ Strasburaers verweilen. Daß dieſe Kreiſe nicht aus beſon— 
derer Heimaktverbundenheit für eine größkmöaliche Abſonderung Danzigs von Deutſchland 
eintreten, ſondern aus dem inkernationalen Geiſt des Marxismus und des politiſchen Ka- 
tholizismus, dürfte Strasburger ebenſo klar ſein, wie allen Deutſchen Danzigs. Str. rückt 
auch ſehr offen mit der Sprache heraus, warum er in Wirklichkeit das Verſchwinden der 
Danziger Oppoſition beweink: 


„Nicht nur aus historischer Perspektive, sondern auch vom taktischen Ge- 
genwartsstandpunkt ist das Einparteisystem eine Gefahr. Das Bestehen meh- 
rerer Parteien schuf „ein für das polnisch-Danziger Zusammenleben günsfiges 


3 


Gleichgewicht“ Eine von außen her kommandierte Allein-Partei kann sich auf 
einen einzigen Befehl den Interessen des polnischen Staates widersetzen und unsere 
ganze Wirtschaftsaktivität hemmen. Nicht dazu wurde Danzig territorial vom Reich 
abgetrennt, um durch das Band der „Allein Partei“ von neuem und umso enger mit 
ihm verbunden zu werden. Eine solche Situation widerspricht dem Ziel und den In- 
tentionen, um derentwillen die Konzeption der Fr. St. und der Zugang Polens zum Meer 
über das Danziger Territorium geschaffen wurde.“ (S. 81/82.) 

Um den wahren Sinn, der hinter dieſen Worten Strasburgers fecht, aufzudecken, 
brauchen wir nur auf die berühmte polniſche Denkſchrift v. J. 1929 zurückzugreifen, an die 
uns Str. ſelbſt erinnert hat. Dort hieß es: „Die im Versailler Vertrag festgelegte schein- 
bare Unabhängigkeit und Selbständigkeit der Freien Stadt, die sich seinerzeit gegen 
Polen richtete, in Zukunft aber gegen Deutschland auswirken wird, muß auf das nach- 
drücklichste von Polen unterstrichen und geschätzt werden“ (ſiehe den „Danziger Geiſt“ 
Strasburgers!), Ferner: „Die inner politischen Kämpfe der Danziger sind geschickt zu 
benutzen, um ihre Aufmerksamkeit von Polen abzulenken und auf innere Danziger 
Streitfragen hinzulenken.“ — Da haben wir die „taktiſchen Gegenwartsgründe” des Herrn 
Strasburger! 

So ijt es auch erklärlich, warum Str. die von ihm ſonſt jo eifrig verteidigten 
Rechtsgrundlagen der Freien Stadt nun nicht mehr genügen. Er verlangt, „daß die 
Rechte der polnischen Bürger nicht auf freiwillige, vom Senat in Presse-Interviews zu- 
gestandene Konzessionen basiert werden sollten, ‚sondern auf eine politische Verfas- 
sung, die die Ausführung der in den Verträgen errichteten Rechte garantiert.“ (S. 80.) 

Mit anderen Worten: Da mit der Hoffnung auf eine Wiederherftellung des inneren 
Parteihaders in Danzig eine bequeme Wäglichkeit für eine Expanſion des Polentums ge- 
ſchwunden ift, möchte Str. durch Erweiterung der polniſchen Rechte in einer politiſchen 
Vetfaſſung einen Erſatz ſchaffen. Das konnte er jedoch nicht gut als Begründung angeben. 
Daher mußte die Einſtellung des Nationaljozialismus zu fremdem Volkstum verdächtigt 
werden. \ 

In einem weiteren Unterabſchnitt behandelt Str. dann „Die Liquidierung der 
Völkerbundsgarantie“. Er wiederholt zunächſt ſeine Behauptung, daß ein Gin- 
miſchungsrecht des Völkerbundskommiſſars in innere Angelegenheiten Danzigs von jeher 
beſtanden habe, Es folgt dann eine ausführliche Schilderung der Auseinanderſetzungen des 
Senats mit dem ehemaligen Völkerbundskommiſſar Lefter. Beſonders eingehend beſchäf— 
tigt fih Str. mit dem ſogen. Leipzig-⸗Zwiſchenfall vom Sommer 1936. Er übt ſcharfe Kritik 
an dem offiziellen Kommentar der „Gazeta Polska“ v. 28. VI. 36, der den Zwiſchenfall an- 
läßlich des Veſuches des deutſchen Panzerkrenzers „Leipzig“ „als die polnische Regierung 
nichts angehend“ und als eine „Frage zwischen Berlin und Genf“ bezeichnet habe. 

„Die polnische öffentliche Meinung hat sich nicht darüber Rechenschaft abgelegt, 
daß durch den beschriebenen Zwischenfall die polnischen Interessen nicht weniger berührt 
wurden, als die Interessen des Völkerbundes. Die Beleidigung und Autoritätsminderung 
des Garanten der polnischen Rechte in Danzig lief den Interessen Polens zuwider. 
durch ein derartiges Vorgehen gleichzeitig mit dem Hohen Kommissar beleidigt.“ (S. 90.) 

Das Programm, in dem gemäß den protokollariſchen Gepflogenheiten ein Beſuch der 
Offiziere des Panzerkreuzers beim Völkerbundskommiſſar vorgeſehen war, habe die polni— 
ſche Regierung der deutſchen Regierung übermittelt. Es ſei von dieſer ohne Einſchränkung 
akzeptiert worden, der Beſuch der Offiziere beim Völkerbundskommiſſar jei jedoch unter- 
blieben. ; 

Die deutſche Note an Polen vom 25. 7. 86, in der die Unkerlaſſung des Beſuchs beim 
Völkerbundskommiſſar mit dem Zwiſchenfall während des Beſuches des Panzerſchiffes 
„Admiral Scheer“ vom Sommer 1935 begründet wirds), habe die Frage, warum der Termin 
des Beſuches überhaupt erſt akzeptiert wurde, nicht nur nicht geklärt, ſondern obendrein den 


20) Dieſes Recht iſt von Danziger Seite auch fon in früherer Zeit angefochten wor- 
den, ſ. o. S. 8, Anm. 17. 

21) Die deutſchen Offiziere und die nakionalſozialiſtiſchen Führer Danzigs waren damals 
von Herrn Lefter in kakkloſer Weiſe zuſammen mit Führern der Oppoſition und einem be- 
kannten, aus der NSDAP. ausgeſchloſſenen Renegaten eingeladen worden. 


u, 


Befehl an den Kommandanten des Kreuzers, den Beſuch beim Völkerbundskommiſſar zu 
unkerlaſſen, noch beſtätigt. Die Note habe dem Völkerbundskommiſſar daher keine Genug- 
tuung gebracht. ` \ 


„Gazeta Polska“ v. 24. XI. 36 nennt jedoch diesen Notenwechsel ein „wertvolles und 
konkretes Resultat“ und drückt Befriedigung darüber aus, daß der Zwischenfall be- 
grenzt und lokalisiert wurde. Daraus würde sich ergeben, daß die polnische Regierung 
die Autorität des Hohen Kommissars nicht in Schutz nehmen konnte oder auch nicht 
wollte. Die Übereinstimmung der Standpunkte der deutschen und der polnischen Re- 
gierung mußte auf jener September-Versammlung des Völkerbundes den sofortigen 
Rücktritt Herrn Lesters nach sich ziehen. (S. 91.) 


Strasburger nimmt Stellung gegen die Geringſchätzung des Völkerbundes auf polni- 
ſcher Seite, von dem man ironiſch fage, er werde beſtimmt keine Kriegsflokte zur Verteidi— 
gung der polniſchen Rechte nach Danzig ſchicken. Eine derartige Einſtellung fei genau fo, 
als wenn man den Aſt abſäge, auf dem man ſitzt, mit der Begründung, er ſei zu ſchwach 
und könne ſonſt von ſelbſt abbrechen. 


Zu der Frage, wodurch Polen ſeine „allzu ſchwachen Garantien“ in Danzig verbeſſern 
könne, meint Strasburger: b 


„Auf diese Frage könnte unsere Politik nur eine einzige Antwort geben: durch die 
unmittelbare Verständigung mit Deutschland. Wir sind weit entfernt von einer Gering- 
schätzung dieses Friedensinstrumentes, was unser Vertrag mit dem Reich ist, Aber der 
Wert dieser Verständigung auf dem Gebiet Danzigs erfordert dort die Aufrechterhal- 
tung des status quo. Weshalb ließen wir es außerdem zu, daß das Deutsche Reich dort 
seine unmittelbare Macht so grundlegend befestigte und alle Konkurrenz ausschaltete? 
Wenn man unsere Politik in Danzig ausschließlich auf die deutsch-polnische Verständi- 
gung stützen will, dann darf man nicht gleichzeitig eine Beherrschung Danzigs durch 
die nationalsozialistische Allein Partei zulassen und vielleicht sogar unterstützen. 
Es ist unverständlich, warum die Weltmeinung und die polnische öffentliche Meinung 
ohne Zweifel eine Ausdehnung der nationalsozialistischen Herrschaft auf Österreich als 
gleichbedeutend mit dem „Anschluß“ angesehen haben würden, in einer Zulassung dieser 
Herrschaft in Danzig aber nicht den Charakter eines Anschlusses Danzigs an Deutsch- 
land sehen. Doch nicht deswegen, weil in Danzig der Völkerbund gewisse Berechti- 
gungen besitzt, die wir gerade zu mißachten und in Übereinstimmung mit Deutschland 
abzuschwächen bereit waren!“ (S. 93/94.) 


Bisher habe es 3 entjcheidende Punkte der Danziger Politik gegeben: Genf, War- 
ſchau, Danzig. Zwei von ihnen ſeien bedeutend geſchwächk bezw. liquidiert worden: „Genf 
als Garant und Danzig als ſelbſtändiges politiſches Zentrum“. Polen beginne in immer 
ſtärkerem Maße die Folgen dieſes Takbeſtandes zu fühlen, während das Deutſche Reich 
unterdeſſen weiter der Verwirklichung ſeines ſchon in Verſailles aufgeſtellten Programms 
zuſtrebe, welches gewiſſe Erleichterungen und Privilegien in einem zum Reich gehörigen 
Danzig vorſehe. 


Als eine wichtige Urſache für die Stärkung des nationalſozialiſtiſchen Einfluſſes in 
Danzig ſieht Str. den Zoll- und Valulakonflikt vom Juli 1935 an. Er kritiſiert ſcharf die 
von Polen als Reprefjalie gegen die Danziger Deviſenbewirtſchaftung erlaſſene Zollverord- 
nung, die den Danziger Zollbehörden die Abfertigung der für Polen beſtimmten Waren 
unkerſagte und die Verzollung erſt jenſeits der Danzig-polniſchen Grenze durch die polni- 
joen Zollämter vornehmen ließ: 


„Weil [die polnische Regierung] ... seit längerer Zeit auf dem Standpunkt steht, 
daß man die Vermittlung des Völkerbundes in Streitigkeiten nicht benutzen darf, be- 
schritt sie den Weg der „action directe“ ... Diese Tat der polnischen Regierung mußte 
bei allen, die, wenn auch nur oberflächlich, die rechtlichen und politischen Grundlagen 
der Fr. St. kennen, große Verwunderung hervorrufen. Sie bedeutete nicht mehr und 
nicht weniger, als die Zerreißung der polnisch-Danziger Zollgemeinschaft, und tastete 
daher die grundlegende Vorbedingung unseres Zuganges zum Meer- und die grundsätz- 
lichen Berechtigungen an, die uns durch den Vers. Vertr. zuerkannt wurden.“ (S. 26.) 
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Sir. ſchildert dann die Danziger Gegenmaßnahmen Göollſreie Hereinlaſſung mehrerer 
deutſcher Waren) und erwahnt die Liquidierung des Konfukts, die er folgendermaßen be- 
urteil: Eis 

„Die Lösung der Frage Lotte einen entscheidenden Einfluß auf unser künitiges 
Krärteverhaltnis in Danzig. Folien verlor aurch qaiese Angelegenheit sein Selbstgerühl aut 
Danziger Gebiet und Tur eine lange Zeit die politische initiative. Die Geschichte dieses 
zwischenialles wurde gewissermaßen zu enem Wenacpunkt, durch den unsere Politik 
in Danzig von einem ubertriebenen Gefruht der „Machugkeit” in stille Resignation hin- 
abgestürzt wurde.“ G. 97.) 

Our. geht baun Wievet gu em Konfli Vanzigs mit dem Völkerbund uber und bemerkt, 
man habe con den Wbinkırulrrliigstrein ywer: ctwarten nonien, vah pe an veli 
Schuh ver AMINUL Catanden in Tangig Eli ytojercs vmerejje zeigten, ws der meiſt— 
Mierepeitz Scat Polen. gur Natstagung von Januar 1957 Wellt Str. feſt: 

„Vor allen Dingen muß betont werden, daß der Völkerbundsrat sich diesmal weder mit 
der Frage der inzwischen vom Senat erlassenen veriassungswiarigen Verordnungen, 
noch auch mit der Frage der SPD.-Awlosung und der Ankundigung der Autlosung der 
Lentrumspartei betalte. Der none Kommıssar Lester ... im zustand des Kücktritıs, 
ıunite sich wahrscheinlich schon nicht mehr in der Macht, uber diese Fragen Bericht 
zu erstatten. j 

.. . . In allgemeinen Umrissen kann man die geschafiene Rechtssituation folgender- 
maben kennzeichnen: Das Kecnt des hohen Kommissars, Aulklarung über die innere 
Sıtuauon der Fr. Dt. zu ordern und einzuholen, sowie sie dem volkerbund mitzuteilen, 
wurde Icimal nicht auigenoben. Der Hohe Kommissar kann wahrscheinlich auch wei- 
werhin Feuuonen und Klagen von der Bevolkerung der rr. St. entgegennehmen, wie 
aas bisher geschah. Jedoch interpretiert der Danziger Senat die Bemerkung aes pol- 
nischen Lelegierien, daß alle informationen aes Senats die Stellung einnehmen mußten, 
die aer Autorität des Senats, als der Regierung der Fr. St. entspricht, in der Weise, 
dab sie durch niemanden bezweiielt werden durften. Die Erklarungen des Senats wur- 

den demnach eine Art autoritativen Charakters besitzen und einen endgültigen Cha- 
rakter haben. Ein eventuelles-Erscheinen einer vom Senat aufgeklärten Angelegenheit 
auf der lagesordnung des Volkerbundsrats konnte für den Präsidenten des Senats em 
Grund und ein Argument sein, nicht aut der Sitzung zu erscheinen, weil es der in dem 
polnischen Bericht enthaltenen Zusicherung widerspricht. So erklart sich der Kommen- 
var der Danziger Fresse, dab die Danziger Fragen wahrscheinlich tür immer vom 
Katstisch verschwunden sina, und die Erklarung Herrn Greisers, daß unter diesen Um- 
ständen einer loyalen Zusammenarbeit mit dem Hohen Kommissar nichts mehr im 
Wege steht. Soiern aer meuernannte Hohe Kommissar wünschen sollte, sich in Zu- 
kuntt noch mit inneren Fragen und der Ausführung der Veriassung der Fr. St. zu be- 
lassen, dann wird er zweitellos auf große Schwierigkeiten stoßen. Wenn er sich jedoch 
jeder Ingerenz enthält und ausschließlich „Fische langt und badet“, wie das seinerzeit 
der Präsident des Senats bildlich darstellte, dann wird er in Danzig ein Leben haben, 
irei von Sorgen und Schwierigkeiten, sowohl vonseiten Polens als auch Danzigs.“ 
(>. 103/104.) ; 
Zaum Schluß zitiert Str. Kommentare der „Times“ vom 28. 1. und des „Mancheſter 
Guardian“ v. 29. J., in denen es u. a. heißt, der Sinn des Ratsbeſchluſſes beſtehe darin, 
daß man vom neuen Völnerbundskommiſſar Nichteinmiſchung in die inneren Angelegen— 
heulen Vanzigs erwarte, daß er in der Praxis uberhaupt keine Rechte beſitzen werde, die 
S(auonalſoziauſtiſche Partei aljo ratſächlich uber den Völkerbund geſiegt habe. 


Schlußbemerkungen. k 
Strasburger verſucht hier die Bedeutung der Danziger Frage im Rahmen der deutſch— 
polniſchen Verſtändigung zu ſchildern. Sie ſei aus der Natur der Sache eines der wich— 
tigſten Probleme in dieſen Beziehungen, ſpiele jedoch im Geſamtnomplex der politiſchen 
Probleme Deutſchlands einerſeits und Polens andererſeits eine ſehr ungleiche Rolle. F ür 
Veutſchland ſei die Danziger Frage „eine von vielen und keine von erſtrangiger Be- 
deutung“: ; l ; 
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„Im politischen Programm des derzeitigen Reichskanzlers spielten die Fragen des 
Nahen Ostens — wenn man die polnisch-deutschen Fragen so nennen kann — eine 
völlig zweitrangige Rolle gegenüber den Absichten und Revind:kationen, die gegen den 
ferneren Osten gerichtet sind, gestützt auf ideenmäßige Gegensätze — den Kampf mit 
dem Bolschewismus — wie auch auf territoriale Forderungen — „mehr Raum im 
Osten.“ (S. 106/107.) 

Gerade auf die Grundlage dieſer Verlegung der polniſch-deutſchen Streitigkeiten auf den 
zweiten Platz ſtützte ſich hauptſächlich die Konzeption der polniſch-deutſchen Verſtändigung. 
Für Polen jedoch ſei die Danziger Frage eine Lebensfrage, in der es keine Konzeſſionen 
machen kann und will: 

„Wer die polnisch-deutsche Verständigung aufrechtzuerhalten wünscht, hat das 
Recht zu verlangen und auf die Notwendigkeit hinzuweisen, daß in Danzig die Situation 
aufrechterhalten wird, die im Jahre 1933 bestand, d. h. in dem Augenblick des Ab- 
schlusses des Nichtangriffspaktes. Die polnisch- deutsche Verständigung könnte die Probe 
einer Untergrabung der politischen Selbständigkeit der Fr. St. nicht bestehen. Wir 
sind uns völlig klar über den großen Kräfte- und Prestigezuwachs des Dt. Reiches, aber 
wenn eine Verständigung bestehen soll, dann darf sie nicht für den einen Partner den 
Verlust lebenswichtigster Rechte und Interessen nach sich ziehen. Übrigens sind wir 
der Meinung, daß nicht so sehr die Stärkung der deutschen Macht die Ursache einer 
Erschütterung unserer Stellung war, als vielmehr die Tatsache, daß wir in der Dan- 
ziger Frage eine ungeeignete Haltung eingenommen haben.“ (S. 107.) 

Str. wiederholt dann noch einmal, daß angeſichts der totalen Tendenzen der NSDAP. 
zu bezweifeln ſei, daß in Danzig eine mit den polniſchen Bedürfniſſen übereinſtimmende 
Wirkſchaftspolitik geführt werde. Der führende Einfluß „eines deutschen Staatsbürgers und 
Reichsbeamten“ ſei dem „polnischen Prestige und den realen Interessen“ abträglich. Im 
Inkereſſe der polniſchen Unabhängigkeit fei eine Beſchränkung Polens auf wirtſchaftliche 
und adminiſtrative Konzeſſionen bei gleichzeitiger politiſcher und wirtſchaftlicher Abhängig- 
keit Danzigs vom Deutſchen Reich unkragbar.“ „Die deutsch- polnische Verständigung kann 
daher nicht die einzige Grundlage der polnischen Politik sein.“ Str. verweiſt auf die 
veränderte Haltung der Weſtmächte in der Danzig-Frage gegenüber der Zeit von Ver— 
ſailles, wo bekanntlich Lloyd George gegen Polen in der Danzig-Frage Stellung nahm. Die 
Weſtmächte feien heute an der Aufrechkerhalkung des Status quo in Danzig ſtark inkereſſiert. 

„Sie tun das im wohlverstandenen Interesse des Friedens, denn sie wissen, daß 
eine Liquidierung der gegenwärtigen Lage an der Ostsee früher oder später zu gefähr- 
lichen internationalen Entwicklungen führen müßte.‘ ; 

Es ſei daher nicht zu verſtehen, warum die polniſche Diplomatie die internationalen Ga- 
rantien mißachke, in Genf als Vermittler auftrete, anſtatt eine ſelbſtändige Danziger Politik 
zu führen, und ſich nachgiebiger verhalte als England. 

„Das ist eine Rolle, die nicht dem Gewicht unserer Interessen in Danzig, von denen 
doch das Sein Polens abhängt, entspricht. ; ; H ; f è ù ; 

e j 4 Wenn die deutsch-polnische Verständigung in den Danziger Fra- 
gen weitere Enttäuschungen bringen sollte und die Garantie und Kontrolle des Völker- 
bundes immer weitere Einschränkung oder gar Auflösung erfährt, dann entsteht eine 
Situation, in der es leider nötig sein könnte, zw der Arbitrage des Viölkerbundes zurück- 
zukehren, als dem einzigen, wenn auch noch so unerwünschten Mittel der Verteidigung 
unserer Rechte.“ (S. 110.) 

Str. warnt davor, eine Politik zu führen, die nur den Schein einer Völkerbundsga- 
rantie und den Schein einer Selbſtändigkeit Danzigs aufrechkzuerhalten fuhe. 

„Die Gefährlichkeit der gegenwärtigen Entwicklung der Situation in Danzig wird 
nicht gemindert durch die scheinbar noch ruhige, schrittweise und systematische Me— 
thode ihrer Erledigung. Die Vermeidung gewaltsamer Handlungen, die die Aufmerk- 
samkeit der polnischen öffentlichen Meinung erregen könnten, führt zu einer umso leich- 
teren, wenn auch noch nicht für alle sichtbaren Liquidierung des durch die Verträge 
geschaffenen Zustandes.“ (S. 111.) 

Str. fordert eine umfaſſende, wahrheitsgemäße Unterrichtung der polniſchen Öffentlich- 
keit und die Heraushebung der Danziger Fragen aus dem Kampf der Parteimeinungen. 


3 


Heuke ſtimmten alle Teile darin überein, daß die Danziger Frage nicht durch „Wundermittel“ 
bezw. „durch eine oder ein paar besondere Taten“ gelöſt werden könne, ſondern nur durch 
„eine organische Arbeit in Danzig.“ - 

Polen habe noch Trümpfe in der Hand. Das feien die deutſch-polniſche Verſtändigung, 
die internationalen Garantien, an denen Polen auch trog der Schwächung des Völkerbundes 
feſthalten müſſe, und ſchließlich wirkſchaftliche Machkmittel. 

„Wir glauben sogar, daß bei uns ‚schließlich eine gewisse Einsicht über die ge- 
machten Fehler eingetreten ist... . Vor allen Dingen müssen wir daran denken, daß 
wir den Schlüssel der wirtschaftlichen Situation in der Hand haben. Wir halten ihn so- 
gar fester als früher, u.zw. angesichts der schwierigen Wirtschaftslage des Reiches, 
die die Devisenbeschränkung und die Herabsetzung der Finanzhilfen für Danzig not- 
wendig machte. Man weiß das in Deutschland ebenso gut wie in Danzig.“ (S. 112.) 

Str. ſchließt dann mit der aus feinem Munde wenig glaubwürdigen Verficherung, daß 
diefe Situation „nur zum Guten der Fr. Sk.“ ausgenutzt werden folle, und daß er ein un- 
beirrbarer Anhänger einer engen Danzig-polniſchen Zuſammenarbeit fei. Dieſe Zuſammen— 
arbeit macht er abhängig von einer Anderung der politiſchen Situakion in Danzig. 


Dieſe Schlußbemerkungen ſind eine Wiederholung und Zuſammenfaſſung aller der 
Grundſätze, die Str. in den einzelnen Abſchnikten ſeines Buches aufgeſtellt hat, und denen wir 
dort im Einzelnen unſere Gegenargumente entgegengehalten haben. Sie find zugleich eine 
Zuſammenfaſſung der Grundkendenzen, die offen oder unausgeſprochen hinter dieſen Theſen 
ſtanden, deren Propagierung in 15 Jahren tiefes Mißtrauen und Unfrieden zwiſchen die 
Völker eines ohnehin ſinnlos zerſtückelten Raumes geſtreut hat. Was Str. verficht, iſt eine 
Politik der Irrealität. Er verneint die Wirklichkeit, nicht weil er fie nicht ſieht, ſondern 
weil er ſie nicht verſteht, und verſucht — um einen oft angewandten Vergleich zu gebrau- 
chen — das „Pulverfaß“ Danzig mit den glücklich ausgeräumken Zündſtoffen wieder angu- . 
füllen. Deshalb fordert er die Alarmierung der polniſchen Öffentlichkeit, die man im Zuge 
der deukſch-polniſchen Verſtändigung auf die Linie der gegenſeitigen Anerkennung fremder 
Lebensrechte zu bringen hoffte, deshalb droht er mit der Wiederaufnahme inkernakionaler 
Streitigkeiten und mit der Anwendung wirtſchaftlicher Repreſſalien um eingeſtandener— 
maßen machtpolitifher polniſcher Ziele willen. 

Man muß Strasburger Recht geben, wenn er Danzig als einen Probierſtei 
deutſch-polniſchen Verſtändigung bezeichnek. Aber nicht polen iſt der Gr Ze SM 
Konzeſſionen machen kann — es werden notabene gar keine von ihm gefordert —. ſondern 
das deukſche Volk. Denn ihm und nicht Polen iſt hier ein Unrecht 
geſchehen. Wir hätten ein Recht, die Wiedergutmachung dieſes Unrechks zu verlangen, 
nicht aber hat Polen das Recht, zu fordern, daß zur Wiedergutmachung jenes imaginären 
„Anrechks“, das in der Nichterfüllung der polniſchen Mapimalforderungen bezüglich Danzigs 
beſtehen foll, das Unrecht am deukſchen Volk vergrößert und eins ſeiner lebendigen Glieder 
von der nakürlichen Entwicklung endgültig abgeſchnürk wird. 


Allzu offen bat Str. verkündet, warum er eine Rückkehr zu den Prinzipie ö 3 
Verſailles-Zeit fordert. Denn was follen wir darunter BEP, 9 e e 
des Danzig-Problems den Politikern feines Landes „eine organiſche Arbeit in {!) Danzig“ 
anſtatt „einer oder ein paar beſonderer Taken“ empfiehlt? Das heißt doch nichts anderes 
als daß er eine organiſche Durchdringung zwecks kalter Einverleibung Danzigs für erfolg. 
verſprechender hält, als einen illegalen Handſtreich mit Waffengewalt! 

Täglich können wir die große Wirkung dieſes Buches auf die öffenkliche Meinung 
Polens beobachten. Es hat bisher weder von offizieller, noch von offiziöſer Seite eine 
Widerlegung oder Zurückweiſung erfahren. Solange das nicht in eindeutiger Weiſe ge- 
ſchieht, wird man gezwungen fein, nicht nur jede Außerung, ſondern auch jede Handlung 
von polniſcher Seite auf ihren Zuſammenhang mik den von Strasburger aufgeſtellten 
Grundſätzen und Forderungen zu prüfen. 

„Dr. Henryk Strasburger: Sprawa Gdańska. nictwo Klubu 
Spoleczno-Politycznego I. Warschau 1937. 


„ 


Das Joſef Pitſudski-Inſtikuk zur Erforſchung der neueſten Geſchichke Polens. 


Anläßlich der Neuherausgabe der gefammelten Schriften Pifſudſkis, deren erſter Band 
in den erſten Apriltagen d. Is. erſchienen ift, hat fich das Inkereſſe der polniſchen SGffentlich— 
keit in ſtarkem Maße der Arbeit des „Joſef-Pilſudſki-Inſtituks zur Erforſchung der neueſten 
Geſchichke Polens“ (Instytut Józefa Pilsudskiego poświęcony badaniu najnowszej historji 
Polski) zugewandt. Der wiſſenſchaftliche Leiter des Inftituts, Major Dr. Waclaw Lipinf ki 
bekannt als Bearbeiter der als „Erinnerungen und Dokumente” in deutſcher Sprache er- 
ſchienenen Auswahl der Reden und Schriften Pilſudſkis, ſchilderte in zahlreichen Preſſe— 
konferenzen und eigenen Artikeln Täkigkeit und Aufgaben des Inftitufs. 


Durch einen Beſchluß des polniſchen Minifterrats vom 17. November 1936 (f. Monitor 
Polski Nr 5 v. 3. Dez. 36) wurde dem Inftituf der Titel des „Joſef-Pitſudſki-Inſtituts“ ver- 
liehen, feine Statuten beftätigt und der Einrichtung „der Charakter einer Organijation von 
höchſtem Nutzen“, d. i. nach unſerm Sprachgebrauch der Charakter einer Körperſchaft öffent- 
lichen Rechts, zuerkannt. Die Gründung des Inftituts geht zurück auf eine Anregung des 
verſtorbenen Marſchalls und erfolgte i. J. 1923 als „Inſtitut zur Erforſchung der neueſten 
Geſchichte Polens“, analog den in anderen Ländern beſtehenden Inſtitutionen zur Erforſchung 
der Geſchichke des Weltkriegs (3. B. der „Société de PHistorie de la Guerre“, dem „Reichs- 
inſtitut für neueſte deuffhe Geſchichte“ und dem ſowjetruſſiſchen „Marx-Lenin-Engels— 
Inſtitut“). Es hatte zunächſt die Aufgabe, für den Zeilabſchnitt bis 3. J. 1918 einſchl. 
Materialien über den Kampf der Unabhängigkeitsorganiſationen zu ſammeln. Die anfangs 
ſehr beſcheidene Einrichtung entwickelte fih dank der energiſchen Arbeit des inzwiſchen 
verſtorbenen Generals Juljan Stahiewiczt) feit 1926 außerordentlich, entfaltete eine eifrige 
Tätigkeit auf dem Gebiet der Vervollſtändigung des Malerialienarchivs und auf heraus- 
geberiſchem Gebiek. 


In dem Inftituf wurden die Archive folgender Unabhängigkeits⸗ 
organifationen zuſammengefaßt: Polniſche Sozialiſtiſche Partei (Polska Partia 
Socjalistyczna P. P. S.), Verband des aktiven Kampfes (Związek Walki Czynnei), 
Schützenverbände (Zwiazki Strzelecki), Polniſcher Militärfonds (Polski Skarb Woiskowy), 
Proviſoriſcher Ausſchuß der vereinigten Unabhängigkeitsparteien (Tymczasowa Komisia 
Skonfederowanych Stronnictw Niepodlegtosciowych), Polniſche Militärorganifation 
(Polska Organizacja Woiskowa. P. O. W.) und Akten über eine ganze Reihe anderer 
militäriſch-politiſcher Aktionen. 


Unter den vom Inſtikut beſorgten Publikationen find folgende zu nennen: „Legions— 
erinnerungen“ (Wspomnienia Legionowe) Bd. I bearb. v. Januſz Jedrzejewicze), Bd. II 
bearb. v. Juljan Falkiewicz und Janufz Jedrzejewicz. (An dieſer Veröff. hat Pirfudfki ſelbſt 
mitgearbeitet.) „Die Polniſche Militärorganifation. Skizzen und Erinnerungen“ (Polska 
Organizacia Wojskowa. Szkice i wspomnienia) bearb. von Juljan Stachiewicz und 
Waclaw Lipinſki. Warſchau 1930. — Jöſef Pitſudſki „Schriften, Reden und Armeebefehle“ 
(Pisma, mowy i rozkazy) 10 Bde. und 1 Ergänzungsband. Warſchau 1980—38. (Dieſes 
Sammelwerk umfaßt die ſchriftl. Arbeiten P.'s aus den Jahren 1893—1926). — Pifſudſki: 
„Das Jahr 1920“ (Rok 1920) in 3 Auflagen und „Hiſtoriſche Korrekturen“ (Poprawki 
Historyczne), beides Warſchau 1931. — Wilhelm Feldmann: „Geſchichte der politiſchen 
Ideen Polens“ (Dzieje Polskiej Myśli Politycznej) 2. Aufl. mit einem Vorwort von Leon 
Waſilewſkis) (auch in dͤlſch. Überſetzung erichienen). — Stawoj Skfadkowſki⸗): „Mein Dienſt 


1) aeft. 1986. General, ehem. Leiter des Wilitärhiſtoriſchen Büros, Mitkämpfer P.'s aus 
dem Schützenverband, als Legionär Verbindungsoffizier zu den Sſterreichern. Der führende 
Mann in der literariſch-wiſſenſchafklichen Bearbeitung der Pilſudſki-Epoche. ' 

2 Miniſterpräſidenk 1983—1984 und Kulkusminiſter in mehreren Kabinetten. Legionär der 
1. Brigade, aus der engeren Umgebung P.'s. 

3) geb. 1870. Mitglied der PPS, Redakteur der 1898 —1904 in London erſchienenen 
polniſchen Emigrantenzeilſchrift „Przedświt“; 1918/20 Außenminiſter. Beſter Kenner der 
polniſchen Oſtprobleme. Anfang d. 38. geſt. 

) Nach dem Waiumſturz langjähriger Innenminiſter, bekannt durch die Affäre von 
Breſt-Lilowſk. Seit April 1936 Winiſterpräſidenk. General und ehemaliger Legionärsoffizier 
der 1. Brigade. : S 
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in der Brigade. — Kriegskagebuch“. (Moja Stuzba W Brygadzie. — Pamiętnik połowy.) 
2 Bde. 2. Aufl. Warſchau 1985. — derf. „Benjaminöw“. Warſchau. 1935. — bert „Melde- 
zettel“ (Strzepy meldunków) 3. Aufl. Warſchau 1936. — Waclaw Lipinfki: „Der bewaffnete 
Kampf um die Unabhängigkeit Polens 1905—1918” (Walka zbrojna o niepodleglosé Polski) 
2. erw. Aufl. Warſchau 1985. — Michat Sokolnichis): „Vierzehn Jahre“ (Czternaście lat) 
Warſchau 1936. — Roman Starzynſkie): „Vier Jahre im Dienſte des Kommandanten“. 
((Cztery lata w służbie komendanta), Warſchau 1987. 

Seit 1929 gibt das Inſtitut eine Zeitfhrift „Niepodlegtosc“ (Unabhängigkeit) 
heraus, die über den Stand der wiſſenſchaftlichen Arbeit auf dem Forſchungsgebiet des In- 
ſtituts fortlaufend unterrichtet und bereits die Zahl von 40 Heften erreicht hat, Seit dem 
Tode Leon Waſilewſkis liegt die Schriftleitung in den Händen Dr. Lipinſkis. 

Nach dem Tode Pifſudſkis wurde das Inſtitut mit lebhafter Unterffügung des MWarſchalls 
Rydz-Smigſy und des derzeitigen Winiſterpräſidenten General Stawoj Skfadkowſki durch 
den Beſchluß ſeiner Vollverſammlung umorganiſiert. Durch Neuwahlen wurde Walery 
Sławek?) zum Vorſitzenden, Artur Sliwinſki und Leon Waſilewſhi zu ſtellverkr. Vor— 
ſitzenden und Dr. Waclaw Lipinſki zum Direktor des Inſtituks gewählt, das fih fortan 
„Joſef-Pilſudſki-Inſtitut“ nannte. Dieſer Titel und das neu beſchloſſene Statut wurden 
dann durch den erwähnten Beſchluß des polniſchen Minifterrats beſtätigt. Die Umor ga- 
nifation erfolgte von dem Geſichkspunkk aus, daß das ganze Leben des verſtorbenen 
Marſchalls als ein in fih geſchloſſener Abſchnitt der polniſchen Geſchichke von epochemachen— 
der Bedeutung zu bekrachten fei, und daß demenkſprechend eine Erweiterung des Aufgaben- 
gebietes zurück bis in das Jahr 1863 und voran bis zum Todesjahr Pirfudfkis 1935 notwendig 
jei. Nach der ſachlichen Seile erfolgte eine genaue Abgrenzung des Aufgabengebiekes 
gegenüber dem „Miläitärhiſtoriſchen Büro“, das zwar in engſter Zuſammenarbeit 
mit dem Inftitut lebt, jedoch organiſakoriſch als Teil des Generalinſpekkoriats der Armee 
ſtreng von ihm getrennt iſt. Während fih das „Militärhiſtoriſche Büro“ mit den Problemen 
befaßt, die „sensu stricto“ als militäriſch zu bekrachken find, alfo den organiſakoriſchen, 
taktiſchen und ſtrategiſchen Fragen des Unabhängigkeitskampfes, gilt die Tätigkeit des In- 
ſtituts dem politiſchen Wirken Pilſudſtis und der politiſchen Geſchichke feiner Epoche. „Bei 
dieſer Aufgabenkrennung muß das Inſtituk eine umſo größere Energie entfalten, als die Er- 
forſchung der Kriegsgeſchichte der Pifſudſki-Epoche durch eine Reihe von Veröffenklichungen 
des „Wilitärhiſtoriſchen Inſtituks“ bereits ſehr weit gediehen ift, während die Erforſchung 
der polikiſchen Geſchichle dieſes Abſchnilts noch in den Anfängen ſteckk.“ 

Die Forſchungsarbeit des Inſtikuts wurde in einzelne Referate aufgeteilt, deren 
Leitung jeweils ein beſonderer Sachbearbeiker innehat. Die Einkeilung iſt folgende: 

Geſchichte der Poln. Soz. Partei (p. P. S.) und anderer politiſcher Organiſakionen 
1892—1908, — Magifter Giza. 

Geld der militäriſchen Vorkriegsorganiſationen und der politiſchen Unabhängigkeits- 
aktionen 1908-1914. — Magifter Kiedrzynſka. 

Geſch. des Aufſtandes von 1863 und der Aufſtandsbewegungen von 1863—1892. — 
Dr. Henryk Wereſzychi. } 

Geſch. der polniſchen Legionen 1914—1918, — Mag. Pelczarfki. 

Geld, der Polska Organizaciy Woiskowa (P. O. W.). — Mag. Brzogowiki, 

Geſch. der Jahre 1016—1825. — Dr. Skrzypek, 

Geſch. der Jahre 1082—1985 — Gegenwart. — Henryk Miedzinfki. 

Inſtiluts- Bibliothek: Frl. Sawicka. 

Augenblicklich hat das Inſtitut die Arbeit in Angriff genommen, von allen Perfonen, 
die als Mitarbeiter Pirfudfkis oder in anderer Beziehung eine bedeukendere Rolle im Un- 
abhängigkeitskampf und in der ſtaaklichen Aufbauarbeit geſpielt haben, Relationen einzu— 
holen. Das Inftitut enkſendet zu ihnen feine Mitarbeiter, die auf der Grundlage vorher 

5) geb. 1880; Hiſtoriker, Legionär, 1920 poln. Geſandter in Helſingfors. 

6) Legionär und POW- Mitglied. Derzeitiger Stadtpräfident von Warſchau. 

7) Letzter Minifterpräfident zu Lebzeiten Pitſudſkis, einer feiner ältejten Mitkämpfer 
aus der PPE und engſter Verkrauker. Gründer und Vorſitzender des ehem. Regierungs- 
blocks (BB WR.) und Haupturheber der neuen Verfaſſung von 1934. 
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angeſtelller wifjenjchaftliher Forſchungen die von ihnen beſuchken Perſonen interviewen. 
Auch über wichtige hiſtoriſche Ereigniſſe werden von Augenzeugen Berichte eingeholt. Auf 
dieſe Weiſe ſollen im ganzen ekwa 1000 Perſonen befragt werden. g 

Das umorganiſierte Inftitut ift bereits mit einer großen Veröffenklichung hervorgetreten, 
und zwar mit der Neuherausgabe der Schriften Pitſudſkis, die unter dem Titel „Geſam- 
melte Schriften“ (Pisma zbiorowe) erſcheint und 10 Bände umfaſſen wird. Die neue 
Ausgabe iff auf dem Wege der Subikripfion aufgelegt worden, die infolge einer aufer- 
ordenklich regen Propaganda einen ſehr guten Erfolg zu verzeichnen hakke. Die Einteilung 
des Inhalts iſt folgende: 

Band I: 1893—1900. P.'s Tätigkeit als Redakteur des „Roboknik“ und Mitglied des 
Zenkralkomitees der PPS. bis zu feiner Verhaftung, Bd. II: 1900 — 1908. Revolutionäre 
Tätigkeit im ruſſiſchen Teilgebiet und Auftreten der Kampforganifafion der PPS. ein- 
ſchließlich der Verbannungszeik in Sibirien. Bd. III: 1908—4914. „Verband des aktiven 
Kampfes“ und Organiſierung der Schützenverbände. Bd. IV: 1914—1918: Weltkrieg, Pol- 
nische Legionen, Militär, Geheimorganiſakion (p. O. W.) Der „Proviſoriſche Staatsrat“ 
und Feſtungshafk in Magdeburg. Bd. V- VIII: 1918—1926. Der 1. Abſchnitt des ſelbſtändi⸗ 
gen Skaalslebens bis zum Mai-Umſturz. Bd. IX: 1926-1935. Bis zum Tode Pilſudſkis. 
Bd. X: Sach- und Namensregiſter. ? 

Die beiden erſten Bände wurden von dem vor wenigen Monaten verſtorbenen Kampf- 
gefährten Pilſudſkis aus der Zeit feiner erſten politiſchen Wirkfamkeit Leon Wafi- 
lewſki bearbeitet. Bd. III und IV beſorgte Dr. Wacklaw Lipinſki, Kenner der mili- 
käriſchen Vorkriegsarbeit und der Tätigkeit während des Weltkrieges und Herausgeber der 
deukſchen Ausgabe der Pirfudfki-Erinnerungen. Bd. V, VI, VIII und IX der als Sefmmar- 
ſchall bekannte Dr. K. Swikalſki, der als enger Mitarbeiter Pitſudſkis beſonders mit 
dem Abſchnitt von 1918 bis 1935 vertraut iff. Bd. VII wurde unverändert aus der alten 
Ausgabe übernommen. 


Die Neuausgabe wird gegenüber der erſten Ausgabe eine Reihe von Veränderungen 
und Ergänzungen erfahren und eine Anzahl von Reden, Briefen und Vorleſungen Pifſudſkis 
enthalten, die bisher nur in ganz verſtreuken Veröffenklichungen im Druck erſchienen find. 
(Der Briefwechſel Pifſudſkis bleibt einer beſonderen Ausgabe vorbehalten.) 

Anfang April d. Is. erſchien der 1, Band der neuen Ausgabe mit einem Geleitwork des 
Oberſten Stawek, einem Vorwort des Herausgebers Dr, Lipinſki zu der geſamken Ausgabe, 
das Angaben über die kechniſche und wiſſenſchafkliche Bearbeitung des Materials enthält, 
und einer Einleitung des Bearbeiters des 1. Bandes. Zum Unterfhied vom 1. Band der 
alten Ausgabe wurden in dieſen Band die in dem Ergänzungsband der erſten Ausgabe ver- 
öffenklichten Arbeiten P.'s aus feinem erſten Lebensabſchnikt eingefügt und darüber hinaus 
zwei weitere Artikel aus der ſeinerzeit in London herausgegebenen Zeitſchrift der polniſchen 
Sozialiſten ‚Przedświt‘, deren Aukorſchaft erft vor kurzer Zeit identifiziert wurde, aufge- 
nommen. Der wiſſenſchaftliche Apparat, der in der alten Ausgabe am Ende eines jeden 
Bandes in Anmerkungen enthalten war, wurde in den Text aufgenommen und durch be- 
ſonderen Druck gekennzeichnek. Die weiteren Bände werden laufend monaklich erſcheinen, 
ſodaß die Ausgabe Anfang Januar 1938 geſchloſſen vorliegen wird. Band 10 wird ein 
erſchöpfendes, wiſſenſchafkliches Sachregiſter zur Geſamkausgabe enthalten. 

[Gazeta Polska“ 17. 2. 37, 3. 4. 37, 4. 4. 37; „llustrowany Kuryer Codzienny“ 
SL 287, E dee rä 12. 3. 37; „Gazeta Gdańska“ 18. 2. 37; „Polska Zbrojna“ 3.4. af 
i f 

Dokumentenfammlung über den Kampf der Polen 
für die Abtrennung Weſtpreußens. 

Die Verkreter einer großen Anzahl von polnischen Organiſationen, die in der Vor— 
kriegszeit und in den Jahren des Weltkrieges in Weſtpreußen für die Abtrennung dieſer 
Provinz vom Deukſchen Reich tätig geweſen find, haben kürzlich beim Korpskommando Nr. VIII 
der polniſchen Armee (D. O. K. VIII Pommerellen) eine Verſammlung abgehalten. Als Er- 
gebnis der Verſammlung wurde ſeitens dieſer Organiſakionen in der Preſſe bekanntgegeben, 
daß das dem Generalinſpekloriak der Armee unkerſtellte „Wilitärhiſtoriſche Büro!“ das 
D. O. K. VIII ermächtigt habe, eine Sammlung von „Namen und hiſtoriſchen Tatſachen aus 
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der Zeit des Widerſtandes gegen die Eroberer auf kulturellem und wirtſchaftlichem Gebiet 
und zu einer Zuſammenſtellung der hiſtoriſchen Taten aller Aufſtandsorganiſationen“ zu 
veranftalten, „die zur Befreiung Pommerellens beigetragen haben.“ Die Teilnehmer und 
ehemaligen Mitglieder dieſer Organiſakionen werden aufgefordert, dem D. O. K. VIII ihre 
Namen, enkſprechende Nachweiſe über ihre Tätigkeit und Aufzeichnungen über ihre Erleb— 
niſſe einzuſenden. An die Teilnehmer des Kampfes werden Diplome ausgegeben werden, 
„Polska Zbrojna“ Nr. 79 v. 20. 3. 37] () 


Bilanz von Biskupin. 


Unter dieſem Titel äußert fih in der Oſternummer der „Gazeta Polska“ der Poſener 
Prähiſtoriker Dr. Rajewſki über die Ergebniſſe der Grabungen in Biskupin in der 
früheren Provinz Poſen. Dr. Rajewfki ift Aſſiſtent und Verkreter des Ausgrabungsleiters 
Profeſſor Koſtrzewſki bei den Ausgrabungen in Biskupin. 


„Die kleine Halbinsel des Biskupiner Sees im Kreis Znin, im Herzen von Palukien 

gelegen, besitzt bereits ihre Geschichte, in der wir unterdessen große Posten auf der 
Einkommenseite buchen konnten. Die Ausgrabungsarbeiten wurden vom Jahre 1934 ab 
von einer Grabungsgruppe (ekspedycja) des vorgeschichtlichen Instituts der Univer- 
sität Posen unter Leitung von Professor Josef Kostrzewski und seines Assistenten Dr. 
Zdzisław Rajewski begonnen und führten zur Aufdeckung von 5000 qm der versun- 
kenen Burganlage. Die mächtige Burganlage umfaßt einen Raum von 25 000 qm; ein 
Wellenbrecher, der die Ufer der Halbinsel schützte, ein Verteidigungswall, der die 
Burganlage rings überragte, Straßen und Häuserreste überlebten 25 Jahrhunderte. In 
der frühen Eisenzeit erschienen die Urbalten von Pommerellen her und nahmen die rei- 
chen Landschaften von Paluk‘en und Kujawien in Besitzt). Die Urslawen bauten da- 
nach eine Reihe von Burgen, deren Verteidigungslinie sich in Nord-Großpolen nach Ku- 
jawien und Palukien zog. An von Natur unzugänglichen Stellen angelegt, ganz aus 
Holz gebaut, sind sie wertvolle Bücher, aus denen man de damalige Kultur ablesen 
kann. 
Keine bisher in Europa durchgeführte Untersuchung hat ein so vollständiges Bild 
des damaligen Lebens gegeben, wie die versunkene, von den Händen hundert ‚polnischer 
Arbeiter ausgegrabene Burg von Biskupin?). Sie bedeutet einen Wendepunkt in der 
Vorgeschichtswissenschaft. Denn sie gibt soviel neue Beweise und stellt so viel fehler- 
hafte Anschauungen richtig, daß sie in der polnischen Vorgeschichte heute zum großen 
Problem geworden ist. Eriassen wir sie von weitem und betnachten wir unterdessen 
jene Burganlage auf der Halbinsel aus der Vogelschau. 


Polen baute vor 2500 Jahren aus Holz und baut noch Heute so. Die Burganlage war 
hölzern, aus Eichen und Kiefern gefügt. Nach dem vorgesehenen und durchgeführten 
‘Plan müßte das 25 000 qm Gebiet Straßen mit rd. 100 Häusern und an 1000 Seelen um- 
fassen. ; 


) Mit den „Urbalten” find die Träger der Geſichtsurnenkulkur gemeint, die nach den 
Ergebniſſen der deutſchen Vorgeſchichtsforſchung früh: ER germaniſch waren. Mit 
„Urſlawen“ werden vom Verf. die Träger der nach deutſcher Auffaſſung illyriſchen 
„Lauſitzer Kultur“ bezeichnet. Red.) 

2) Es gibt eine ganze Anzahl von Ausgrabungen in europäiſchen Ländern, deren Um- 
fang und Ergebniſſe ſich durchaus mit denen der Grabung in Viskupin meſſen können. Aus 
Deutſchland feien genannt: die ſteinzeitlichen Siedlungen im Federſeemoor; das fteinzeit- 
liche Dorf Köln-Lindenkhal; das bronzezeitliche Dorf Buch bei Berlin; die befeſtigte Sied- 
lung (Waſſerburg) Buchau im Federſeemoor; die mittelalterlich -ſlawiſche Burg Oppeln; die 
Wikinger-Stadt und Burg Haithabu bei Schleswig; die Burg Zankoch bei Landsberg / W. 
Aus anderen Ländern feien erwähnt: die altſteinzeitlichen Höhlen. und Freilandſiedlungen 
in Frankreich, Spanien, Öfterreih und Mähren; die Pfahlbauten der Schweiz; die Wur- 
ten-Siedlungen in Holland uſw.; ganz abgeſehen von den Ausgrabungen antiker Städte in 
Italien und Griechenland. (Red.). 
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-Die damaligen Erbauer der Burg lösten die Sorge aller heutigen Städtebauer ge- 
radezu vorzüglich. Sie steckten eine Hauptverkehrsstraße um die ganze Burganlage ab 
— eine Ringstraße — von ihr gingen eine Reihe voneinander parallelen Querstraßen 
aus, und die Häuser standen in weiten Reihen entlang in Querstraßen. Die Häuser 
hatten gemeinsame Außenwände, waren mit einem durchlaufenden Rohrdach gedeckt 
und besaßen in derselben Technik in „Bohlenbau“ (sonst Blockbau) eine Vorhalle in 
ihrer ganzen Länge, die Eingänge waren immer nach Süden geöffnet und der Herd im- 
mer rechts vom Eingang. So bauen nur disziplinierte, dem Willen ihrer Führer unter- 
Worfene Gemeinschaften. 

Leben und Habe der Burgbewohner schützte eine in Blockbauweise gefügte Um- 
wallung. Sie wurde von starken Pfählen gestützt, alle paar Schritt lagen Steine, die 
‚jederzeit zur Verteidigung dienen konnten. Auch das Brudervolk®) hinter den Netze- 
Sümpfen hat sie nicht erobern können. Damit das Wasser nicht den Schutzwall und 
‚die Ufer der Halbinsel unterspülte, war sie durch einen geschickt angelegten mehr- 
reihigen Wellenbrecher aus Eichenpfählen geschützt. Dieser sinnreiche Schutz half je- 
‚doch der Burg nicht. Das Wasser überschwemmte sie mit der Zeit, trug Schlamm und 
Sand ins Innere, Rohr konnte sich ansamen und darüber eine Leichendecke bilden, die 
fast wie die vom Vesuv über Pompeji geschüttete Masse für viele Jahrhunderte unsere 
Burganlage verdecken konnte. 


Auf Grund der in der Burg gefundenen Gegenstände können wir auch den Cha- 
rakter der damaligen Kultur bestimmen. Die Burgbewohner waren Ackerbauer, sie 
hielten Vieh und bauten Weizen, Gerste, Hirse und Flachs. Die Jagd lieferte außer 
Fleisch und Fell vor allem Horn: das Material zum Werkzeugbau. Bronze und Eisen 
gehörten aamals zu den kostbaren Seltenheiten. Die Burg war also selbstgenügsam 
\autark). Sie hatte sogar Bronzegußmeister; aie ersten bis jetzt aus Polen bekannten 
Formen für den Bronzeguß „in verlorener Form“ wurden im Biskupiner Sumpf getun- 
den. Auf die Halbinsel sind Gegenstände aus Agypten, Skythien und Pommerellen ge- 
kommen. Iöpferei und Webarbeit standen hoch. In Erstaunen setzt uns die damalige 
Zimmer- und Stellmacherarbeit. Zwei Wagenarten waren bekannt, eine mit Voll- 
scheibenrädern (z. kolami peinymi tarczowymi), die zweite mit Speichenrädern. Pierde 
wurden auch zum Reiten benutzt. 


Bis jetzt ist kaum der 5. Teil der Burg ausgegraben. Es sind also noch viele, viele 
Überraschungen zu erhoffen. Auf der Burg wird sich die Hofhaltung des Führers, der 
Versammlungsort des Stammes, die Kultstätte, ein mächtiges lor und ein Hafen be- 
funden haben. Am Nordufer des Sees ist man bereits auf den Friedhof gestoßen. Es 
herrschte damals der Brauch der Brandbestattung. Man kann erwarten, daß die näch- 
sten Arbeiten Urnen mit Knochen der Toten zutage fördern und die >peisegeiäße, in 
denen ihnen Essen hingestellt wurde. 


Die ausgegrabene Burg gibt den Wissenschaften sehr viel Anregung: der Vorge- 
schichte, der Etnographie, der Paläobotanik, der Paläontologie u. a. — naturgemäß 
erregte sie in Polen und im Ausland, wo Professor Dr. Kostrzewski mehrere Referate 
über dieses Thema auf internationalen Kongressen hielt, großes Interesse. 


Auf dem Kongreß in Oslo wurde Biskupin die. schönste Ausgrabung in Europa ge- 
nannt. Unter den Besuchern waren sogar Gäste aus Amerika Am Ausgrabungsort 


machten sich deutsche Vorgeschichtler mit der von uns angewandten Methode wissen- 


schaftlicher und technischer Untersuchung bekannt. Biskupin bedeutet einen neuen 
Trumpf in der Auslandspropaganda, und es ist wertvoll, daß es keine vorgeschichtliche 
Konkurrenz in Europa hat, ja, sogar nicht einmal in Amerika 


„Die Ausgrabungsarbeiten wurden auf aufdrückliches Ersuchen des Posener Woje- 
woden Maruszewski durch den Arbeitsfonds (Fundusz Pracy) in Posen finanziert, dank 
Direktor Michalski durch den Fonds für Volkskultur in Warschau, durch die Universi- 
tät Posen, durch eine Reihe von Instituten und Privatpersonen, durch das allerweiteste 


Entgegenkommen der Heeresbehörden, der ausgiebigen Hilfe der Bewohner von Palu- 


) Zu dem vom Verf. verwandten Begriff „Brudervolk“ vergl. Anmerkung 1). 
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kien und der Ortsbehörde mit dem Starosten Wnyk on der Spitze — Se werden noch 
einige Jahre dauern, bis die ganze versunkene Burganlage aufgedeckt ist. 
Dieses wird eines der größten archäologischen Vorhaben werden, das augenblick- 
lich in der Welt unternommen wird.“ 
[Gazeta Polska“, 14. IV. 1937.] (k) 
Daß auch die polniſche Auslandspropaganda gewillt ift, die Ausgrabun- 
gen in Biskupin in ihren Dienſt zu ſtellen, geht aus folgenden Tatſachen hervor: 

Anfang April 1937 wurde in Warſchau einer geſchloſſenen Geſellſchaft ein 
Kurztonfilm von den Ausgrabungen in Biskupın vorgeführt. Nach 
den Abſichten der Filmherſteller ſoll er im Ausland zu Propagandazwecken über die 
Leinwand gehen. Ein 300 m-Film wurde bereits im vergangenen Jahre in Frankreich und 
Oslo aufgeführt; jetzt ift der Film um weitere 300 m verlangert worden, die von den Aus- 
grabungsleitern Prof. Koſtrzewſki (Univerſität Pojen) und Dr. Rajewſki bearbeitet find. 
Der Film zeigt die Geſamtlage der Siedlung wie ihre baulichen Einzelheiten, Wälle, Pali— 
faden, Wege und Dämme, dann Waffen, Landbaugerät, Keramik und Gebrauchsgegenſtände 
aus den Biskupinfunden. Da die polniſche Forſchung den von Gelehrten anderer Länder 
beſtrittenen Standpunkt vertritt, die illyriſche Kultur jei als ſlaviſch anzuſprechen, zieht fie 
aus der Biskupiner Lau- und Siedlungsweiſe Parallelen zum heutigen polniſchen Haus. 
So zeigt der Film auch Gegenüberſtellungen von wiederhergeſtellten Biskupiner Häuſern 
mit kujaviſchen Hütten in Modellen und Zeichnungen. Für die Auslandspropaganda wird 
der geſprochene Filmtert in den entjprechenden Fremdſprachen unterlegt werden. (Red.) 

l„Gazeta Polska“, 12. IV. 1937.] (k) 


Im Krakauer „Iustrierten Kurier“ macht ein Lefer allen Ernſtes dem polniſchen Poft- 
miniſterium den Vorſchlag, eine Briefmarkenſerie über Biskupin herauszugeben, 
und zwar follen die Briefmarken Anſichten von den Ausgrabungen und Schmuckmofiven der 
dort gefundenen Gefäße bringen. Dieſe Briefmarken ſollen nach dem Vorſchlage des Ein— 
ſenders nur in der nächſten Poſtſtation Gaſawa zur Ausgabe gelangen und ſo dazu bei— 

tragen, eine möglichſt große Zahl von Beſuchern nach Viskupin zu locken. Der Einſender 
weiſt darauf hin, daß ſchon ſehr „effektvolle und äſthetiſche Projekte zu dieſen Marken“ 
dem Poſtminiſterium vorgelegt worden ſeien und meint dann: „Die von mir berührte An- 
gelegenheit ist um so wichtiger und dringender, als die Deutschen, die sich sehr für 
unsere Siedlung (in Biskupin) interessieren und die bekanntlich es lieben, fremde Ent- 
deckungen für ihre Zwecke auszunutzen, die Absicht haben, dieses Motiv auf ihren Brief- 
marken zu verwenden.“ Einſender jagt nun leider nicht, welches „Motiv“ die böfen Deut- 
ſchen zu ſtehlen die Abſicht haben. Nachdem er noch einmal zur Eile gemahnk hat, ſchließt er: 
„Möge die polnische prähistorische Briefmarke das erste und einzige Unikat dieser Art 
auf der Welt sein.“ Is Uustr. Kuryer Codzienny“, 17. V. 1937. ] (r) 

Auf der Pariſer Weltausſtellung iff Biskupin mit Bildern, Rekonftruk- 
lionen und einem Hol;modell der Siedlung im polniſchen Pavillon vertreten. Auch auf der 
Gdingener Meſſe und der Lemberger Oſtmeſſe wird für Biskupin geworben. Die Aus- 
grabungsſtelle am Biskupiner See ift gegen Einkrittsgeld für die Beſichtigung durch das 
Publikum freigegeben worden. 1 

[Gazeta Polska“ u. „Gazeta Gdańska“, 25. V. 1937] (k) 


Zur „Pommerelliſchen Propagandawoche“ des polniſchen Weſtverbandes. 


Der polniſche Weſtverband veranftaltefe Anfang April 1937 in Pommerellen und ander- 
wärtig eine „Pommerelliſche Propagandawoche“. Dabei wurde während einer größeren 
Kundgebung in Graudenz in Karten, Transparenten und Reſolutionen deulſches Staats- 
gebiet (Maſuren, Ermland und das Schlochauer Land) als unerlöſte polniſche Gebiete þin- 
geſtellt; „den Landsleuten daſelbſt“, hieß es in einer Reſolution, „und beſonders in Ermland 
und Maſuren, fenden wir Worte der Begrüßung und der Zuverſicht und ermuntern ſie zum 
Aushalten, bis zu dem Augenblick, wo mit Gottes Hilfe für fie das Morgenrot der Freiheit 
leuchtet“. Dieſe Forderungen führten zu heftigen Prokeſten der deutſchen Preſſe und zu 


„ 


einem Schritt des deukſchen Botſchafters in Warſchau, worauf die amtliche polniſche Tele- 
grafenagenkur feſtſtellte, daß die Kundgebung in einigen Teilen den vom Weſtverband ge- 
zogenen Rahmen in unerwünſchter Weiſe überſchritten habe und die Enkgleiſungen als das 
Werk unverantwortlicher Elemente hinſtellte, die von der polniſchen Regierung im Hinblick 
auf die gufen nachbarlichen Beziehungen zu Deutſchland auf keinen Fall geduldet werden 
könnten. Die Angelegenheit war damit für die Öffentlichkeit beigelegt. 

[„Völkiſcher Beobachter“, 8. u. 10. IV. 37.] 

Nach Beendigung der Propagandawoche löſte ſich das betreffende Organiſationskomitee 
des Weſtverbandes am 16. 4. 37 auf einer Schlußſitzung in Thorn wieder auf. Einem zu 
dieſem Anlaß im Slowo Pomorskie“ veröffentlichten Schlußbericht dürfte jedoch über das 
zeitliche Intereſſe hinaus grundſätzliche Bedeutung zuſtehen. Dort heißt es über die Schluß— 
ſitzung: 

„Der Direktor des Westverbandes, Wo in o W ski, gab einen umfassenden Bericht 
über die Abhaltung der „Woche“ in der Wojewodschaft Pommerellen und im ganzen 
Lande, zählte die veranstalteten Unternehmen auf und schilderte die Propagandaaktion 
in Presse und Rundfunk. Insgesamt wurden im Verlaufe der „Propagandawoche“ in 
Pommerellen 89 öffentliche Veranstaltungen abgehalten, darunter Akademien, Abend- 
veranstaltungen, Kundgebungen, Morgenfeiern, Tagungen, Straßenkundgebungen usw., 
an denen mehr als 60 000 Personen teilnahmen. Der Verlauf der abgehaltenen Kund- 
gebungen war überaus würdevoll und von patriotischem Geiste getragen. 

Viele Organisationen und Vereine hatten an den Propagandaaktionen tätigen Anteil. 
Besondere Veranstaltungen und Aussprachen über pommerellische Probleme wurden 
an den Schulen und bei den Heeresabteilungen abgehalten. An der Durchführung der 
„Pommerellischen Propagandawioche“ beteiligten sich Presse und Rundfunk überaus 
entgegenkommend.“ 

Ein Kaſſenbericht teilte das Ergebnis einer Skraßenſammlung in Thorn mit 355,73 Zloty 
mit. „In ganz Pommerellen wurden rund 6000 Zloty gesammelt, die der Zentrale des 
Westverbandes in Warschau zu Organisationszwecken überwiesen wurden. 

In ausgedehnter und sehr lebhafter Aussprache wurde der Verlauf der Propa— 
ganda woche im Einzelnen besprochen, wobei dem Verhältnis der deutschen Minder- 
heit in Polen und der deutschen Presseorgane zu der Aktion des Westverbandes be- 
sondere Beachtung geschenkt wurde. Gegenstand einer sehr interessanten Aussprache war 
die bekannte Graudenzer Kundgebung, von der als Ergebnis der Aussprache festgestellt 
wurde, daß sie der Ausdruck einer gesunden Abwehr und Wach- 
samkeit der pommerellischen Gesamtheit gegen die unauf- 
hörlichen aggressiven deutschen Ausfälle auf unsere West- 
gebieteundgegendasunerlaubteFrechwerden deutscher Ele- 
mente in Pommerellen war“). 

An der Ausſprache beteiligten fih u. a.: Direktor Schmidt, Rechtsanwalt Dzied zicowa, 
Hauptmann Robaſzkiewicz, Redakteur Czerwinſki, Mag. Wojnowſki und Herr Malkiewicz. 

[„ Stowo Pomorskie“, 20. IV. 1937.] (K) 


Neue Brückenbaufen Polens. 

Mit den lediglich den ſtrategiſchen Erforderniſſen des früheren ruſſiſchen Aufmarſch— 
gebietes im Weſten entſprechenden Eifenbahnbauten in Kongreßpolen übernahm der 
polniſche Staat eine belaſtende Erbſchaft, die durch die ruſſiſche Zerſtörungskaktik in und nach 
dem Weltkrieg noch verjchlechtert worden war. Das neue Polen brauchte und braucht ein 
Eiſenbahnſyſtem, deffen Ausrichtung den ihm übergebenen ruſſiſchen, mit ſeinen Oſt-Weſt 
gerichteten Bahnen nahezu enkgegengeſetzt iſt. Nicht nur die wirtſchaftlichen Erforderniſſe, 
die eine Nord-Süd ausgerichteke Kohlenmagiſtrale entſtehen ließen, auch die ſtrategiſchen 
Aufgaben, die an den Eiſenbahnbau geſtellt werden, find andere geworden. Seit Jahren be- 
müht jih Polen um ein organiſches Zuſammenwachſen der in Maſovien rechts und links der 
Weichſel verlaufenden Bahnen. Damit in mittelbarem Zuſammenhang ſtehende Ausbauten 
der Strecke Sierpe -Rypin— Strasburg / Wpr.1a) dauern noch an. Beſondere Aufmerkjamkeit 

1) Von uns geſperrt, im Original durch Kurſivdruck herausgehoben. Red. 

1a) Vergl. „Oſtland-Berichte“, Jahrg. 7, Nr. 1—3, S. 64 f. 
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gilt natürlich den Weichſelbrücken von Wlockawek und Ptock?). (Red.) Der „Kurier 
Bałtycki“ bemerkt zu den neuen polniſchen Brückenbauten: 

„Im vergangenen Jahr trat das Verkehrsministerium an den Bau einer Straß e n- 
und Eisenbahnbrücke über die Weichsel bei Plock heran. Augen- 
blicklich werden gleichzeitig auf beiden Ufern in Stahlcaissons fundamentierte Brücken- 
pfeiler gebaut. Die Brücke besitzt eine Spannweite von rund 650 m, ein Gesamt s t a h l- 
gewicht von rund 6000 t und gehört zu den! größten Bauvorhaben Polens. Ende 1938 
wird sie dem öffentlichen Verkehr übergeben werden.“ Die Baukoften find auf 11 Mil- 
lionen Zł. veranschlagt. 

„1935 wurde mit dem Bau einer Straßenbrücke über die Weichselbei 
Włocławek begonnen, die jetzt vor ihrer Vollendung steht. Die Brücke hat eine 
Spannweite von rund 620 m, einen Stahlträgerbau von rund 3300 t Gewicht, der sich 
auf Steinpfeiler stützt, die in Eisenbetoncaissons fundamentiert sind.“ Die Baukoſten be- 
tragen 6,5 Millionen 21. 

In Zuſammenarbeit mit Rumänien wird auch die im Weltkrieg zerſtörte Grenz- 
ftraßenbrüke bei Zaleſzozyki über den Dnjeſtr wieder aufgebaut wer- 
dens). Die Brücke ſoll eine Spannweite von 240 m erhalten, drei Brückenjoche werden von 
Polen und zwei von Rumänien gebaut werden. Die Verkehrseröffnung iff für den Sep- 
tember dieſes Jahres vorgeſehen. Außerdem ift bei M o f ty (Knotenpunkt an der Eiſen— 
bahnſtrecke Bialyſtom—Wofkowyſk—Lida) der Bau einer ſtählernen Brücke über den 
Riemen von rund 240 m Spannweite und der Bau einer Eiſen bekonbrücke über 
die Warthe bei Kolo von rund 100 m Spannweite geplant. Die Arbeiten follen im 
Mai 1937 beginnen, ar Beendigung ift für 1938 vorgeſehen. 

„Kurier Bałtycki“, 22. IV. 1937.] 
[„ Kurier Poranny“, 23. IV. 1937.] (K) 


Das polniſche Stragenbauprogramm für 1937. 
über 1100 Kilometer neue Straßen. 


„Im laufenden Jahre werden rund 1100 km neuer Staatsstraßen gebaut werden, be- 
sonders im Gebiet der Ostwojewodschaften, wo rund 90 km neuer Straßen mit festem 
Oberbau entstehen. Der Bau von Wojewodschafts- und Kreis-Verwaltungsstraßen mit 
finanzieller Staatsbefhilfe in Höhe von 30 bis 40 v. H. der Baukosten umfaßt rund 190 km 
Straße, von diesen 80 km in den Ostwojewodschaften. Der Bau von neuen Gemeinde- 
straßen — mit Arbeitsleistungen der Ortsbevölkerung oder mit finanzieller Hilfe, zur 
Hälfte von Staatsseite, zur andern Hälfte von den Kreisverwaltungen — umfaßt endlich 
mindestens 200 km Grundstraßen. 

Zusammen werden also, wie im staatlichen Programm vorgesehen, Straßenbauten 
von rund 500 km Länge ausgeführt werden. Dazu sind noch nicht die Verwaltungen 
gerechnet, die ausschließlich mit Hilfe eigener Finanzquellen und Leistungen über 600 km 
bauen.. Insgesamt werden 1937 über 1100 km an. neuen Straßen gebaut. 

Die Arbeiten zum Bau von Straßen mit festen Decken, die mit Barzuschüssen aus- 
geführt werden, sind bereits zu 90 v. H. begonnen, nur bei den mit Arbeitsleistungen 
(Scharwerken) gebauten Straßen beginnt die Arbeit erst im Mai, wenn die Landbevölke- 
rung mit den Frühjahrsarbeiten fertig ist. 

Die Konservierung der Straßendecke, durch Aufschüttung der Decke oder kleine 
Erneuerungen, wird auf den am stärksten zerstörten Staatsstraßen im ganzen Staats- 
gebiet durchgeführt. Die Konservierungsarbeiten haben augenblicklich bereits im ganzen 
Lande begonnen. 

Die Ausbesserungsarbeiten auf Staatsstraßen umfassen rund 230 km Straße, die auf 
dem Gebiet der Woiewodschaften: Warschau, Lodz, Kielce und Tarnopol liegen. Die 

2) Bei beiden Städten dienten bisher hölzerne, z. T. noch aus der deukſchen Be- 
ed eit im Weltkrieg ſtammende Straßenbrücken dem Fußgänger- und Wagenverkehr. 


di Die bei Zaleſzezyki den Dnjeftr kreuzende Eiſenbahnbrüche wird ſchon feit 
einigen Jahren wieder benutzt, der Eiſenbahnverkehr Kolomea-Jalejzczyki vollzieht fih dabei 
in bewachken Waggons über rumäniſches Gebiet. Red. 
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Ausbesserung der Straßendecke wird auf den wichtigsten und verkehrsreichsten Staats- 
straßen fortgesetzt, auf deren Arbeiten dieser Art im vergangenen Jahre begonnen 
wurden. 


Augenblicklich sind bei allen Wege- und Brückenbauten rund 51 000 Arbeiter be- 
schäftigt.“ Dieſe Zahl wird fih mit der Anderung der Witterung vergrößern, 
[,Gazeta Polska“, 24. IV. 1937.] (k) 


Rohſtoffſorgen in Polen. 


Unter dem Titel: „Die Tätigkeit des Staatlichen Geologischen Instituts“ beſchäftigt 
ſich ein Artikel der „Gazeta Polska“ mit der von Seiten des polniſchen Staates unterſtütten 
Suche nach unerſchloſſenen Rohſtoffvorkommen in Polen, 


„Das Staatliche Geologische Institut tritt im laufenden Jahre an die Ausführung 
eines Vierjahresplans von geologischen Sucharbeiten heran. In diesem Plan finden vor 
allem jene Probleme Berücksichtigung, die gesamtstaatliche Bedeutung haben. Es sind 
also vor allem Sucharbeitennach energetischen Rohstoffen zu be- 
treiben. 


Die unvorteilhafte e Lage unserer Kohlen- 
becken zwingt zu einer intensiven Suche nach neuen Kohlegebieten. Bestimmte 
geologische Voraussetzungen verweisen auf zwei Gebiete, in denen sich eine Unter— 
suchung lohnt: a) das Gebiet von $wietokrzyz } (polnijches Mittelgebirge) und b) Wol- 
hynien. In diesen beiden Gebieten sieht das Staatl. Geol. Inst. die Inangriffnahme ein- 
leitender geophysikalischer Untersuchungen und darauffolgende Suchbohrungen vor. 


Das sich seit einer Reihe von Jahren bemerkbar machende Nachlassen der 
Naphtha-Rohöiproduktion zwingt zu intensiver Suche nach neuen Naphtha- 
Vorräten. Die Arbeiten des Staatl. Geol. Inst. erstrecken sich in dieser Hinsicht auf 
geologische und geophysikalische Untersuchungen in Gebieten, die hierin sichere Hoff- 
nungen versprechen. Es handelt sich da neben den Karpathen und ihren Vorbergen 
noch um zwei Gebiete: Groß-Polen/Kujawien und der Osten. 


Was die Karpathen und die Vorberge betrifft, so rechnet das Staatl. Geol. Inst. hier 
damit, daß die Ausführung geologischer und geophysikalischer Untersuchungen in dem 
betreffenden Gebiet von Naphthafirmen oder auch von der speziell für Suchzwecke 
organisierten Aktiengesellschaft „Pionier“ vorgenommen werden. 


Eigene Bohrunternehmen n'mmt das Staatl. Geol. Inst. in Gebieten vor, in denen 
Bohrungen aus gesamtstaatlichen Rücksichten notwendig sind und man nicht darauf 
rechnen kann, daß sie durch Privatkapital organisiert werden. Die Braunkohle be- 
treffend, begrenzt sch die Arbeit des Staatl. Geol. Inst. auf Registrierungen, die mit 
kleineren Sucharbeiten verbunden sind. 3 


) 

Einen besonderen Arbeitskomplex des Staatl. Geol. Inst. bildet die Suche nach 
Erzvorräten, vor allem Eisenerz. Unser Hüttenwesen sollte in größtmöglichstem 
Maße inländische Rohstoffe verwenden, in erster Linie inländische Eisenerze. Der Aus- 
bau der Eisenerzförderung muß jedoch auf die gründliche Kenntnis von Vorrat und 
Qual’tät unserer Erze gestützt werden. In erster Linie muß die Aufmerksamkeit auf die 
Erzvorräte in den Zentralgebieten gelenkt werden. Außerdem ebenso 
auf geringwertige Erze, die in bedeutenderen Mengen auftreten, wie auch auf de Mög- 
lichkeit des Auffindens hochwertiger Etze, die unser Hüttenwesen von der Einfuhr hoch- 
wertiger, fremder Erze unabhängig machen können, wenn sie in größeren Mengen auf- 
treten. Dann muß die Aufmerksamkeit erzführenden Gebieten zugewandt werden, die 
sich in Staatsbesitz befinden. Außerdem muß die Möglichkeit berücks'chtigt werden, 
daß in Wolhynien Eisenerzfmnde von Interesse gemacht wurden. Was diese 
angeht, sieht das Staatl. Geol Inst. d'e Durchführung entsprechender Untersuchungen 
in allernächster Zeit vor. Bis dahin entbehren alle damit verbundenen weitergehenden 
Hoffnungen noch einer ausreichenden realen Grundlage. Die Sucharbeiten auf Man- 
gener z sind augenblicklich in Südostpolen euf die Berge von Czywezyüsk-kon- 
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m Zentralgebiet werden augenblicklich Vorkommen von Schwefelkies unter- 
ht, der als chemischer Rohstoff wichtig ist und bestimmte Bedeutung für die Hüt- 
industrie haben kann, | 


u der Frage der Rohstoff-Funde gehört ebenfalls die Umarbeitung von Metall- 
onen, deren wirtschaftliche Wichtigkeit ebenfalls Berücksichtigung findet. 


vi, o 
~ Hier sind nur die hauptsächlichsten Suchprobleme aufgenannt, mit deren Lösung 
die Arbeiten des Staatl. Geol. Inst. betraut werden. Außerdem besteht eine Reihe 
kleinerer Problemstellungen. Es sind dies solche Fragen, die in industriellen Kreisen Be- 
achtung finden, die das Staatl. Geol. Inst. nicht in seine eigenen Suchpläne einzubeziehen 
braucht und in denen es nur ene beratende Rolle spielt. Diese Rolle erfüllt das Staatl. 
Geol. Inst. entweder durch eine systematische geologische, Kartenaufnahme, insbe- 
sondere von Gebieten, die industrielle Bedeutung haben oder durch Ausführungen be- 


Sonde logi F te.“ (Sperrungen v. d. Red.) 
sond: er geo EEN achleute.“ ( E ER: 


Auf dem Irrwege zum 5. Pommerellenkundlichen Kongreß. 


5 Alnter dieſer Überſchrift macht in der in Gdingen erſcheinenden Wochenſchrift „Torpeda“ 

der dem Baltiſchen Inftitut naheſtehende Dozent Dr. W. Winid bemerkenswerte Ausfüh- 
rungen, deren wichkigſte Abſchnikte nachſtehend in wörklicher Überfegung wiedergegeben 
werden. | 


„Die Pommerellenkundlichen Kongresse, die eine wissenschaftl'che Einrichtung sind 
und ihren guten Namen und ihre guten Methoden haben, haben sich letzthin auf einem 
Wirklich nicht zulässigen Wege befunden: Daß es so ist, wird jeder zugeben, der die bis- 
herigen vier Pommerellenkundlichen Kongresse kennt und sie vergleicht mit der Notiz, 
die in der Gdingener Presse am 17. 4. des laufenden Jahres erschien. Entstanden durch 
die Initiative der Gesellschaft der Freunde der Wissenschaften und Kunst in Danzig und 
der Universitäts- Inst'tute in Posen, hatten die Pommerellenkundlichen Kongresse ihre 
esondere Aufgabe darin, ihre Versammlungen vollständig den besonderen Problemen 
Pommerellens zu widmen, indem diese untersucht wurden auf der Grundlage 1.) einer 
Reihe von speziellen vorbereiteten w'ssenschaftlichen Referaten und 2) einer Dis- 
kussion, zu der die Teilnehmer der Kongresse sich vorbereiten konnten dank dem Um- 
stand, daß sie sich mit dem Inhalt der Referate. die schon vor dem Kongreß veröffent- 
licht wurden, bekannt machten, ferner dank der Kenntnis des Problems aus dem Grunde. 
weil das Gremium der Tagungsteilnehmer auf hoher Warte stand und auch praktisch 
mit dem Gebiet vertraut war, des als Thema für die Verhandlungen dienen sollte. 


Der letzte Pommerellenkundliche Kongreß in Krakau (im November 1934) faßte den 
eeinst'mmigen unbedingt die Organisatoren bindenden Beschluß, daß der kommende 
Kongreß Gdingen als einem nationalen Hafen gewidmet sein solle. Indessen — es ist 
nicht zu erkennen, aus welcher Veranlassung und mit welchem Recht — soll nach dem 
Kürzlich verschickten Programm der 5. Pommerellenkundliche Kongreß auch Danze 
gewidmet sein, und zwar auf dem Gebiet, das in keiner Weise in loeischem oder 'nne- 
rem Zusammenhang steht mit dem Problem Gdingen. oder gar mit der Erwerbung des 
gs zum Meer. (Z. B. d'e Themen: Die polnisch-Danziseer Zahluneshilanz; Danzig 
ar tegrierender Bestandteil des polnischen Zolleebiets.) Ich muß betonen, daß d'e 
< Grundlage für den Antragsteller wie ebenfalls mindestens für die Mehrzahl der Tagungs- 
CH mer folgende war: ` 
5 s Verständnis für d'e Wichtigkeit der Gdingener Frage in seiner Gesamtheit 
olen und | > | | i 
) ihr Besonderheit, die schon für sich ein gewaltiges und schweres Problem dar- 
a 3 b 


Dahe wenn die Frage irgendwie untersucht werden und ausgewertet werden 
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sollte hinsichtlich praktischer Resultate, so kann man diesen Kongreß nicht gleichze 
auch Danzig widmen. Diesen Hafen und die Stadt bezw. das ganze Danziger Territ 
rium hat sicherlich niemand von den Tagungsteilnehmern vergessen. Im Gegenteil, 
waren sicherlich überzeugt, daß man Danzig eine der nächsten Tagungen widm 
müsse. Wenn man schon die ei außer Acht läßt, ob die e oder Was 


tättonaler Hafen“. Und so hat man folgende Fro — um nur einige Sara 
übergangen: Die Versorgung Gdingens und seines Hinterlandes; der Arbeitsmarkt in N. 
Gdingen: .. die Verwaltungs-Organisation Gdingens und des Küstengebiets; die 
nicht-reguläre Schiffahrt; das Seerecht: die Hafenverwaltung; die finanziellen Grund- 
lagen für den Ausbau der Küste und für den Meereshandel; die Warenauktion. Statt 
dessen wurden unwichtige Referate aufgestellt, z. B. die polnisch-Danziger Zahlungs 
bilanz: Danzig als integrierender Teil des polnischen Zollgebietes, das soziale Einkom- 
men auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig vor und nach dem Kriege. Außerdem hat 
man die Fragestellung aufgespalten und zwar so, daß einer dem anderen ins Gehege 
gerät, z. B. „Die oberschlesische Industrie und das Meer": „Kohle und Rohstoffe der, 
Schwerindustrie (?)“; „Die Verarbeitungsindustrie des Hafens LR Die Fischindustrie 
in Gdingen“ SC 


Es besteht noch ein zweiter grundlegender Fehler. Wir sagten, daß die GE, VW $ 
rellenkundlichen Kongresse eine wissenschaftliche Institution sind. Und wer nur einiger- 
maßen sich mit ihrem Aufgabengebiet und ihren Voraussetzungen bekannt macht, m z. 
zugeben, daß es anders gar nicht sein kann.“ Ve i 


Indeſſen gehe aus dem Proiekt hervor, daß er ein „ſchon aus der Mode kommender“ 
Wirkſchaftskongreß fein folle, Und wenn der Verfaſſer ſchon fo „liberal“ fein will, daß en 
auch die Mitarbeiter der Skakiſtiſchen Büros als Wiſſenſchafkler rechnek, jo kommt er doch 
zu dem Reſulkak, daß nur 8 Wiſſenſchaftler Referate übernommen haben, dagegen 23 Ver- 
frefer der Wirkſchaftskreiſe und 9 Behörden-Verkreter. d 


Der Verfaſſer ſtellt zuſammenfaſſend feft: 


„I.) die Veranstalter haben sich zunächst einmal nach Persönlichkeiten als Vor- 
tragenden umgesehen, und dann erst hat man für sie einen Vortrag ausgesucht a 
zugepaßt. 


2.) Fast kein Problem wird erschöpfend behandelt, sondern nur bruchstückweise e 
(z. B. die Konkurrenz der Häfen). Die Angelegenheit präsentiert sich in betrüblicher 
Weise, und das um so mehr, als ein national so wichtiges und aktuelles Problem, wie 
es Gdingen und die Meeresküste darstellt, von dem 5. Pommerellenkundlichen Kongreß ` SÉ 
nicht viel zu erwarten hat. Man muß daran erinnern, daß schon am 31. Ma 1935 auf der s N 
Sitzung des örtlichen Komitees in Gdingen im Regierungskommissariat alle Vertreter SC 
aus Gdingen volles Verständnis und großes Interesse gezeigt haben, ferner die Bereit- GR 
willigkeit, den 5. Kongreß umfassend durch Geld und Arbeit zu unterstützen. Leider š 
ist die Entwicklung — wie mir scheinen will, nicht durch Schuld der Gdingener — in cr? 
einer anderen aber höchst unangebrachten Richtung gegangen.“ 


Zum Schluß betont Verfaſſer noch einmal feine Sorge darüber, daß man im Begeiſfe ` 
ſtehe, eine weona an, wie 1 5 „Baltiſche Sen in eine SE "d 72 


Für die Herausgabe verantwortlich: Profeſſor Dr. W. Recke in Danzig. 
Druck von Ottomar Steinbach, Danzig. 
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